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Die hessische Gewerbepolitik 

von der Zeit des Rheinbundes bis zur Einführung 

der Gewerbefreiheit im Jahre 1866, insbesondere 

das Handwerk und das Hausiergewerbe. 



Hessen ist am Anfang des 19. Jahrhunderts nicht eigentlich 
als ein gewerbetreibender Staat anzusehen, denn damals lebten 
'immer noch mehr als die Hälfte seiner Bewohner von der Ur- 
produktion, der Grossbetrieb war noch sehr gering. Immerhin 
ist sein Gewerbewesen, und besonders sein Handwerk, doch im 
Laufe des vorigen Jahrhunderts oft massgebend gewesen für 
seine ganze Entwicklung, man denke an die Einführung der 
Verfassung und an die Wirren des Jahres 1848, an denen der 
Handwerkerstand trotz geringerer zahlenmässiger Ausdehnung 
grösseren Anteil hatte als der Bauernstand. 

Wenn man die hessische Gewerbepolitik zur Zeit des Rhein- 
bundes betrachten will, so ist es kaum umgänglich, auch der 
französischen Gewerbepolitik dieser Zeit einige Aufmerksamkeit 
zu schenken, denn einerseits war ein Teil des späteren Gross- 
herzogtums Hessen französisch, andrerseits war die Politik 
Westdeutschlands zu jener Zeit, wenn auch aufgezwungen, eine 
Nachahmung der französischen. Napoleon und seinen Ratgebern 
lag die Erhaltung dieses Zustandes deshalb so sehr am Herzen, 
weil gleiche Einrichtungen in Frankreich und den Rheinbunds- 
staaten, letztere nur mehr dem französischen Einfluss gewinnen 
konnten. Napoleons Spione hatten an jedem Fürstenhof der 
Rheinbundsstaaten ihren Platz, an jedem politischen oder gesetz- 
geberischen Ereignis der damaligen Zeit hatten sie teil oder 
unterrichteten wenigstens Napoleon davon und gaben ihm so 

l* 
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die Möglichkeit, wenn er es für nötig hielt, selbst bei der 
Regierung dieser Länder mitzusprechen; aber auch schon ohne 
diesen Einfluss, welchen der Kaiser der Franzosen infolge seiner 
Machtstellung ausüben konnte, ahmten die Rheinbundsstaaten 
gerne die französischen Einrichtungen nach, denn erstens hatten 
sie den Reiz der Neuheit für sich und gingen von dem ton- 
angebenden . Lande aus, und zweitens sah man in den alten 
Einrichtungen schon damals den Ruin der Volksentwicklung oder 
wenigstens ein starkes Hemmnis. Oft ging man in dieser Nach- 
ahmung natürlich zu weit und machte vieles schlechter anstatt 
besser, oft kann aber der nützliche Einfluss Frankreichs nicht 
geleugnet werden. 

Auf dem Gebiete der Gewerbepolitik war man im Jahre 
1791 in Frankreich schroff vorgegangen, denn die Revolution 
hatte jede Einschränkung beseitigt, das Gesetz vom 17. März 
1791 hatte die Meisterrechte aufgehoben, die Innungen, die Zünfte, 
ebenso die Aufseherposten, die Reglements beseitigt und nur 
noch einige kleinere Einschränkungen zum Schutz der Gesundheit, 
des Eigentums und der öffentlichen Sicherheit bestehen lassen; 
allerdings konnte dies um so leichter hier geschehen, weil die 
Revolution jede Schranke durchbrochen hatte und keiner auch 
ohne das neue Gesetz sich an die alten Einrichtungen mehr 
gehalten hätte. Das Kaiserreich brachte dann wieder einige 
Beschränkungen, die Napoleon meistens aus Gründen der grossen 
Politik und der Sicherung seiner Herrschaft einführte, aber im 
Grossen und Ganzen blieb der durch das Gesetz von 1791 
garantierte Stand des Gewerberechtes, die Gewerbefreiheit oder 
die freie Ausübung des Handwerks. 

Die Rheinbundsstaaten und darunter auch Hessen, sahen, 
wie schon vorher erwähnt, ihr Vorbild in Frankreich. Trotz- 
dem konnte eine volle Gleichheit der Gesetzgebung nicht ein- 
treten; der Grund hierfür lag wohl einesteils in dem Volks- 
charakter. Das deutsche Volk, das viel konservativer ist in 
seiner Denk- und Handlungsweise als der leicht bewegliche 
Franzose, hätte sich schwer in die plötzlich eintretenden neuen 
Einrichtungen fügen können; ja man hätte vielleicht eine voll- 
ständige Zerrüttung des hessischen Gewerbes fürchten müssen, 
wäre man derartig schroff wie in Frankreich vorgegangen. 
Andernteils hatte das Gewerbewesen selbst bis dahin einen lang- 
sameren Entwicklungsgang durchgemacht und stand damals auf 
einer Stufe der Entwicklung, die Frankreich schon längst hinter 
sich hatte. 
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Ganz ohne Einfluss auf die Kheinbundsstaaten blieben auch 
nicht die grösseren deutschen Staaten wie Preussen z. B., das 
bis zu den Unglücksjahren 1806 als ein vorbildlich verwaltetes 
Land galt. Überhaupt zeigte sich in der hessischen Gewerbe- 
politik oft ein Schwanken zwischen Nord- und Süddeutschland, 
in der Zeit des Rheinbundes vorwiegend ein Schwanken zwischen 
Frankreich und den deutschen Oststaaten. 

Preussen hatte im Jahre 1810 die Gewerbefreiheit ein- 
geführt durch das Gesetz „über die allgemeine Einführung einer 
Gewerbesteuer", welchem im nächsten Jahre ein Gesetz „über 
die polizeilichen Verhältnisse der Gewerbe" folgte. Hiernach 
war die Lösung eines Gewerbescheines nötig; er durfte niemand 
versagt werden, der von der Polizeibehörde seines Ortes ein 
Zeugnis über seinen ordentlichen Lebenswandel beibrachte; für 
manche Gewerbe war daneben der Nachweis der geeigneten 
persönlichen Verhältnisse, für andre der Nachweis mancher 
Kenntnisse und Fähigkeiten vorgeschrieben. Der Zunftzwang 
wurde aufgehoben, die ausschliesslichen Gewerbeberechtigungen 
sollten abgelöst werden, die polizeilichen Taxen für manche 
Kaufmannswaren, Lebensmittel und Backwaren wurden ab- 
geschafft u. s. w. 

Die hessische Gewerbepolitik. 

Wenden wir uns nun zu Hessen selbst. Leider ist die 
Litteratur bis zum Jahre 1819, in dem die Verhandlungen der 
hessischen Landstände beginnen und die Herausgabe eines Re- 
gierungsblattes ihren Anfang nimmt, ziemlich spärlich vorhanden, 
und nur ganz gelegentliche Aufzeichnungen geben Aufschluss 
über die damaligen Verhältnisse des hessischen Gewerbewesens. 

Die Gesetze und Verordnungen waren nach Erfordernis 
erlassen und nie zu einem organischen Ganzen geordnet worden. 
Überdies enthielten die den einzelnen Zünften verliehenen Zunft- 
briefe die eigentliche Richtschnur für den Gewerbebetrieb. 

Stand des hessischen Gewerbewesens in den Jahren 
1806 bis 1814. 

Am Schlüsse des 18. Jahrhunderts änderte sich die Lage 
des zünftigen Handwerks wesentlich. Die Macht der Zünfte 
haben die politischen Ereignisse Frankreichs, die Freiheits- 
bestrebungen, die durch die Revolution hervorgerufen wurden, 
gebrochen. Besonders das Jahr 180(3, das durch den Rheinbund 
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Hessen mit Frankreich enger verband, brachte die Ideen der 
Freiheit hierher, soweit dies nicht schon durch aus Frankreich 
geflüchtete Handwerker und den Einfluss seiner auswärtigen 
Politik geschehen war. Ohne offizielle Nichtigkeitserklärung 
fielen viele Zunftrechte der Vergessenheit anheim, und selbst 
staatliche Verordnungen wurden nicht mehr in ihrem vollen 
Umfange beachtet. Hierfür ist besonders die Tatsache ein 
drastisches Beispiel, dass im Jahre 1807*) ein Gesetz für die 
Bauhandwerker wieder in Erinnerung gebracht werden musste. 
Überhaupt beschränkten sich die Freiheiten in diesen Jahren 
bis 1821 meist auf ungesetzliche, auf solche, die die Umstände, 
die Lage der damaligen Politik, die eine sehr schwankende war, 
und die Schwäche der Regierungen, die mit anderen wichtigeren 
Dingen genug zu thun hatte, mit sich brachten. Ein Rückgang 
des zünftigen Handwerks war damals schon zu bemerken, denn 
die freiheitlichen Bestrebungen hatten den menschlichen Schaffens- 
geist gehoben ; aus den kleinen Meistern waren oft schon Unter- 
nehmer, wenn auch nicht im heutigen Sinne, geworden, die, was 
Zunftrechte und Zunftpflichten anbelangt, ziemlich selbständig 
vorgingen. Dies zeigt eben auch die Erinnerung vorerwähnten 
Gesetzes. Dieses enthält interessante Bestimmungen über die 
Rechnungslegung bei herrschaftlichen Bauten, wonach bei Tag- 
lohnarbeit noch sehr darauf gesehen wird, dass genau die Meister-, 
Gesellen-, Handlanger- und Jungentage angegeben sind. Auch 
findet sich dort eine Bestimmung über die Stempelsteuer, wonach 
die Rechnungen auf Stempelpapier eingereicht werden mussten ; 
der Stempelbetrag richtete sich nach der Höhe der angeforderten 
Summe. 

Die Strafen für Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimm- 
ung waren sehr hohe, wohl auch ein Beweis dafür, dass man 
hierdurch nur die Einhaltung des alten Regulativs erzwingen 
konnte. 

Westfalen. 

Es ist wohl auch erwähnenswert, dass in dieser Zeit im 
Jahre 1808 (Verordnung vom 24. Juni 1808) die erste Besteuerung 
der Gewerbe von der Grossh. Hessischen Regierung in dem 
damaligen Herzogtum Westfalen vorgenommen wurde mit der 
Begründung, dass die bis dahin in Westfalen vorhandenen 
Staatseinnahmen aus Domänen und Grundsteuern nicht mehr zur 



*) Neuverkündigung dieses Gesetzes am 16. Juni 1807. 
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Deckung der Ausgaben hinreichten. Man unterschied hier so- 
gleich eine eigentliche Gewerbsteuer und eine Konsumtionssteuer, 
letztere wurde besonders von ausländischem Essig, Bier, Wein 
und Branntwein erhoben. 

Die Gewerbsteuer wurde von den einzelnen Berufszweigen 
nach Klassen entrichtet, allerdings war dieses Klassensystem 
ein sehr einfaches jmd entsprach nicht immer den Grundsätzen 
der Billigkeit, denn es gestattete zu wenig Änderungen und 
Berücksichtigungen des einzelnen Falles. Ganz besonderes 
Interesse wurde hier dem Hausierhandel gewidmet und vor allem 
ein Unterschied gemacht zwischen inländischen und ausländischen 
Hausierern; erstere entrichteten 6, letztere 10 Kreuzer pro Jahr. 

Katzenellenbogen. 

Eine weitere Verordnung (vom 15. Juli 1808) behandelt 
die Gewerbsteuer in der Grafschaft Katzenellenbogen, die eigent- 
lich auch einen Maßstab für die Rentabilität der einzelnen in 
diesem Teile Hessens betriebenen Gewerbe gibt; die Berufsarten 
waren in Klassen eingeteilt. In die höchstbesteuerte Klasse 
gehörten z. B. die Fischer, Gürtler, Kürschner, Küfer, Maurer, 
Metzger, Müller, Pflasterer, Posamentiere, Rotgerber, Seiler, 
Schreiner, Schmiede, Schlosser, Schäfer, Silber- und Goldschmiede, 
Steinhauer, Tüncher, Uhrmacher, Wagner und Zimmerleute, zur 
zweiten Klasse die Bäcker, Buchbinder, Büchsenmacher, Bürsten- 
binder, Dreher, Färber, Glaser, Hafner, Hutmacher, Hutstaffierer, 
Kaminfeger, Kammmacher, Knopfmacher, Kupferschmiede, Lein- 
weber, Dachdecker, Messerschmiede, Sattler, Schneider, Seifen- 
sieder, Schuster, Siebmacher, Spengler, Tuchmacher, Weissgerber, 
Zeugschneider, Ziegler und Zinngiesser, zur dritten und niedrigst 
besteuerten Klasse die Bader und Barbiere, Kubier, Perücken- 
macher, Säckler und Strumpfweber. Die Steuer war eine 
Personalsteuer. Nach Anzahl der Gesellen und Gehülfen wurde 
der zu entrichtende Betrag berechnet und daneben für den 
Meister eine Kopfquote vorgesehen. Für Gewerbe, die nicht nach 
dem Betriebspersonal besteuert werden konnten, war eine den 
anderen Gewerben entsprechende verhältnismässige Schätzung 
vorgesehen. Auch machte man Unterschiede zwischen Haupt- 
und Landstadt, indem man annahm, dass die Gewerbe ersterer 
besser rentieren würden. 
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Starkenburg und Oberhessen. 

Dieser Verordnung folgten bald solche für das Fürstentum 
Starkenburg und Oberhessen, die sich in ihren Hauptbestimm- 
ungen auf die Verordnung für Katzehellenbogen stützten und 
und nur noch weitere erklärende Ergänzungen enthalten.*) 

Ein Beweis für die Lässigkeit in der Beachtung der gesetz- 
lichen Vorschriften über den Gewerbebetrieb gibt eine Verordnung 
vom Jahre 1809, aus der hervorgeht, dass sich auch die Standes- 
herren bei Verleihung von Konzessionen für Lokalgewerbe nicht 
nach der Genehmigung der oberen Verwaltung und Provinzial- 
behörde richteten oder wenigstens deren Genehmigung nicht 
einholten. 

Das Jahr 1810 brachte ein Gesetz, aus dem die Einteilung 
der Gewerbe und ihre Besteuerung in Starkenburg und Hessen 
zu dieser Zeit hervorgeht. Die Zünftigen behielten die alte 
Besteuerung (nach der Verordnung vom 15. Juli 1808). Die 
Nicht-Zünftigen unterschied man in Konzessionspflichtige und 
nicht Konzessionspflichtige. Die nicht Konzessionspflichtigen 
unterlagen derselben Besteuerung wie die Zünftigen. Dagegen 
wurde von den konzessionspflichtigen nicht zünftigen Gewerben 
eine einmalige Abgabe nach einer gewissen für jedes Gewerbe 
festgesetzten Taxe erhoben. Auch konnten manche dieser Ge- 
werbe nur von Inländern betrieben werden, wie z. B. Kessel- 
flicken, Scherenschleifen, Pechhandel, Handel mit altem Eisen. 
Es hatte letztere Bestimmung in erster Linie den Zweck, fremde 
missliebige Elemente, die unter dem Deckmantel dieses Gewerbe- 
betriebs das Inland durchzogen und vagabundiert hätten, fern 
zu halten. Andrerseits wurde aber auch den Inländern Gelegen- 
heit geboten, frei von äusserer Konkurrenz zu arbeiten. 

Das Jahr 1811 brachte dem Handwerk eine grössere Be- 
wegungsfreiheit, nämlich durch die Preizügigkeitsverträge mit 
Westfalen und Baden, in denen ausdrücklich gesagt wird, dass 
ein Nachlass, eine Erbschaft oder Schenkung, ein Kauf oder ein 
Tausch beim Übergang von einem in den anderen Staat nicht 
besteuert werden darf. Diese Verordnung bezweckt lediglich, 
wie in ihrem Vorsatz erwähnt, die Förderung des Gewerbe- 
fleisses und des freien Verkehrs im Grossherzogtum. Das Jahr 
1811 ist auch noch in anderer Hinsicht von Bedeutung. — Dass 
nämlich die Zünfte nicht mehr der Neuzeit gerecht werden 



*) Siehe hessische Verordnung: Regulierung der Gewerbssteuer- 
kapitalien vom 15. Juli und 15. September 1808. 
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konnten, zeigt die Verordnung dieses Jahres, die den Zünften 
direkt verbot, ohne landesherrliche Genehmigung Geldaufnahmen 
zu machen oder rechtlich Schulden zu kontrahieren ; es war dies 
wohl eine wesentliche Beschränkung ihrer Selbständigkeit; diese 
musste aber eintreten, wollte man nicht grosse Verwirrung 
heraufbeschwören, denn viele Zünfte hatten infolge der Ent- 
wicklung der Gewerbe ihre Lebenskraft verloren und suchten 
sich nun durch alle möglichen Mittel wieder aufzuhelfen. 

Die Gewerbebesteuerung von 1813 (Gesetz vom 2. Oktober). 

Bis hierher hatte man in Hessen immer spezielle Verord- 
nungen für die einzelnen Landesteile erlassen, die natürlich auch 
immer den dortigen Verhältnissen und Berufsarten angepasst 
waren. Nachdem nun die napoleonischen Kriege mannigfache 
Veränderungen in der Zusammensetzung Hessens hatten ein- 
treten lassen, mussten auch die Gesetze notwendiger Weise 
dieser neuen Organisation angepasst werden. So schritt man 
zuerst zur Regulierung der Steuer auf Immobilien und nach 
deren Vollendung zur Ordnung der Gewerbebesteuerung. Aller- 
dings kommen hier immer nur das damalige Hessen (jetzt Ober- 
hessen) und Starkenburg in Betracht. Von hier ab kann man 
eigentlich erst von einer rechten Besteuerung des Gewerbes 
sprechen. Ja man hoffte sogar durch die neue Gewerbebesteue- 
rung die Kopfsteuer reduzieren zu können. Hier tritt auch 
zum erstenmal die Gleichberechtigung in der Besteuerung von 
hessischen Unterthanen und nur tolerierten hervor, gewisser- 
massen wieder ein Schritt weiter heraus aus den Bestrebungen 
der alten Zunftverfassung. Man unterschied die Besteuerung 
in eine solche der menschlichen Arbeitskraft oder des Verdienstes 
und eine solche des in dem Betriebe angelegten Kapitals. Da 
natürlich für die einzelnen Berufsarten sehr verschiedene Ren- 
tabilität in Betracht kam, so wählte man, wie damals für die 
Landgrafschaft Katzenellenbogen, eine Einteilung der Berufsarten 
in drei Klassen, die jedoch zum Unterschied von dieser wesentliche 
Verschiebungen erlitten hatte. 

Es ist hier nach Ansicht des Verfassers allerdings eine 
Frage, ob nur die Rentabilität bei der Klasseneinteilung in 
Betracht kam, ob man nicht auf die Ausdehnung der einzelnen 
Berufsarten Rücksicht nahm und aufblühende nicht durch eine 
allzuhohe Steuer in der Entwicklung stören wollte. 

Für die Städte Darmstadt, Giessen und Arnsberg wählte 
man die Steuer etwas höher. Auf jeden Fall hin scheinen jedoch 
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die Müller, Schmiede, Uhrmacher, Tüncher, Weissbinder und 
Zimmerleute die besten Einnahmen gehabt zu haben. Aus den 
letztgenannten Berufsgruppen kann man wohl wieder auf eine 
starke Eentabilität des Baugewerbes schliessen. 

Man kann wohl sagen, dass bis hierhin in Hessen nur auf 
dem Gebiet der Gewerb st euer wesentliche gesetzliche Ände- 
rungen eingetreten waren, die Gewerbeordnung hatte eben 
nur die Änderungen erfahren, die die Handwerker sich infolge 
der lassen Handhabung der alten Bestimmungen selbst leisteten. 
Ob es ein Nachteil war, dass man nicht wie in Preussen trotz 
der Nähe des französischen Eeichs zur Gewerbefreiheit überging, 
ist schon deshalb sehr zu bezweifeln, da auch Preussen den im 
Jahre 1815 neu errungenen Landesteilen ihre oft beschränkende 
Bestimmungen enthaltenden Gewerbegesetze liess, ein Vorgehen, 
das ihm meistens diktiert wurde von der in den Stammlanden 
durch die Gewerbefreiheit hervorgerufenen Proletarisierung des 
Handwerks, in deren Gefolge sich Kreditlosigkeit und Arbeits- 
losigkeit befanden.*) Mit dem Jahre 1815 schienen nun die 
deutschen Staaten zur Euhe zu kommen und auch ihrer Aus- 
dehnung und Territorialorganisation keine neue Änderung bevor- 
zustehen. Hessen konnte nun wenigstens auf dem Gebiete der 
Gewerbegesetzgebung eine leidliche Gleichmässigkeit eintreten 
lassen, eine Gleichmässigkeit, auf die auf dem Gebiete des Privat- 
rechts noch 80 Jahre gewartet wurde. Damals wurde durch 
einen Erlass bis zum Jahre 1818 eine einheitliche Zivilgesetz- 
gebung in Aussicht gestellt. — In der Folge tragen verschiedene 
Staatsverträge über die Freizügigheit, abgeschlossen mit Baden, 
Frankfurt, Bayern und Württemberg zur freieren Bewegung des 
Handwerks bei, auf der anderen Seite wurde aber auch das 
heimische Handwerk in seiner Arbeit geschützt durch Verträge 
mit den drei letzten Staaten, wonach kein Handwerksgeselle 
aus einem Staate in einen der vertragschliessenden ausgewiesen 
werden durfte, er müsste denn dort heimatberechtigt sein. Gewiss 
hat diese Bestimmung viele schädliche Elemente vom Heimat- 
lande abgehalten. Denn gerade damals nach den napoleonischen 
Kriegen, die einesteils ja viel Menschenmaterial gekostet, andern- 
teils aber auch manchen einer friedlichen Arbeit entwöhnt hatten, 
war das Vagabundieren der Handwerksgesellen auf der Tages- 

*) Nur die Gewerbsteuer unterlag in Preussen im Jahre 1820 
(Gesetz vom 30. Mai 1820) einer allgemeinen Regelung, während eine 
allgemeine Gewerbeordnung für die ganze Monarchie erst im Jahre 1845 
(Gesetz vom 17. Januar 1845) zu stände kam. 
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Ordnung, ein Herumziehen weniger um sich in der Fremde im 
Beruf zu bilden, sondern aus reiner Unlust zur Arbeit ; zugleich 
hatte der Arbeitsmangel stark zugenommen, der selbst oft den 
Arbeitswilligen in grosse Not brachte. Auch sah sich die 
hessische Regierung hierdurch veranlasst, die Zunftgewalt inso- 
fern einzudämmen, als man den einzelnen Zünften auferlegte, 
die Söhne armer Unterthanen, die ein Handwerk erlernen wollten, 
unentgeltlich aufzudingen und loszusprechen. 

Aufhebung des Zunftdistriktsbanns für das Baugewerbe. 

Waren dies meistens nur gesetzliche Bestimmungen, die 
das Handwerk nur zum kleinsten Teil berührten oder nur ein- 
zelnen Berufsgenossen zu gute kamen, so brachte das Gesetz 
vom 8. Oktober 1818 eine wichtige Neuerung, nämlich die Auf- 
hebung des Zunftdistriktsbannes für die Bauhandwerker in 
Starkenburg und Hessen (Oberhessen), Es ist in dem betreffen- 
den Erlass*) ausdrücklich gesagt: 

„Der Zunftzwang ist bisher allgemein so weit ausgedehnt, 
dass auch inländische zünftige Meister in keinem anderen als 
bloss in dem Bezirke derjenigen Zunft arbeiten dürfen, in welche 
sie aufgenommen waren. Diese die Gewerbefreiheit unter- 
drückende Einrichtung hat aber ihre schädlichen und lästigen 
Folgen wegen der Kostbarkeit und Wichtigkeit der Arbeiten 
ganz vorzüglich bei den Bauhandwerkern geäussert, indem sie 
das Publikum häufig unwissenden und untüchtigen oder gewinn- 
süchtigen und eigensinnigen Professionisten in die Hände lieferte, 
den geschickten und brauchbaren Meister aber in der Benutzung 
ihrer Kräfte und ihres Fleisses beschränkte und nicht selten in 
unverschuldete Dürftigkeit geraten liess." 

Es wurde deshalb das dem damaligen Kulturfortschritt und 
der Industrie nicht mehr angemessene Bannrecht eines Zunft- 
distrikts aufgehoben und jedem inländischen Zunftprofessionisten 
(die Verordnung meint nur „die Bauprofessionisten") die Aus- 
übung seines Handwerks in derjenigen Provinz voll und ganz 
gestattet, in der seine Zunft etabliert war. 

Die Entwicklung des Hausiergewerbes. 

Bei Behandlung des Handwerks ist das Hausiergewerbe 
kaum zu umgehen, da einesteils das Hausiergewerbe dem Hand- 

*) Archiv der Grossherzoglich Hessischen Gesetze und Verord- 
nungen, 1818, Nr. 817. 
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werk Konkurrenz machte, andernteils aber Handwerker mit ihren 
selbst gefertigten Waren hausierten. 

Das Hausiergewerbe hatte im Jahre 1819 in Hessen und 
in den Nachbarstaaten eine für das inländische Handwerk bedenk- 
liche Ausdehnung angenommen. Besonders waren es Ausländer, 
die Südwestdeutschland durchzogen und manchmal geradezu eine 
Plage wurden. Deshalb wurde zum Schutze des inländischen 
Handwerks den Ausländern das Hausieren vollständig verboten. 
Nur auf Messen und Jahrmärkten durften sie ohne Konzession 
ihre Waren verkaufen, aber auch nur in ihrem Stand. Die Er- 
laubnis zum Hausieren konnte Ausländern von der Regierung 
ausser auf Messen und Jahrmärkten nur dann erteilt werden, 
wenn sie sich als rechtliche Leute auswiesen und mit Dingen 
handelten, die in Hessen nicht genügend zu erhalten waren.*) 

Verteilung der Erwerbsgruppen. 

Nun wende ich mich zur Frage: „Wie waren in dieser Zeit 
die einzelnen Berufsgruppen eigentlich in Hessen verteilt, nach- 
dem die Kriegswunden etwas vernarbt und das Gewerbsleben 
ins alte Geleise gekommen war?" 

Es ist dies schwer zu beantworten, denn eine geregelte 
Statistik gab es noch nicht. Auf jeden Fall war der grösste 
Teil der Bevölkerung Ackerbau treibend, Handel und Gewerbe 
machten ungefähr V 4 der Gesamtbevölkerung aus.**) Hessen 
umfasste damals die Gebiete : Fürstentum oder Provinz Starken- 
burg, Hessen (Oberhessen) mit den zu dieser Zeit zugehörigen 
Kreisen Biedenkopf und Vöhl und dem grössten Teile des jetzigen 
Rheinhessen. Westfalen war nach den Friedensbedingungen 
des Jahres 1815 abgetreten worden. 

Bemerkenswert ist es, dass Hessen (Oberhessen) und Starken- 
burg immer noch ihre Verordnungen zusammen erhielten, Rhein- 
hessen, in dem die Verhältnisse unter der französischen Herr- 
schaft ganz andere geworden waren, aber für sich allein be- 
behandelt werden musste, denn während Starkenburg und Hessen 
(Oberhessen) noch die Zunftverfassung hatten, war Rheinhessen 
unter französischer Regierung zur vollen Gewerbefreiheit über- 
gegangen. 

*) Archiv der Hessischen Gesetze und Verordnungen, 1819, Nr. 875, 
vom 30, Mai. 

**) Dr. Crome, statistische Aufzeichnungen, 1822. 



Digitized by VjOOQIC 



— 13 — 

Folgen der Verfassung. 

Vom Jahre 1818 ab hat Hessen eine landständische Ver- 
fassung und somit ist auch dem Lande eine bessere Berück- 
sichtigung seiner Berufsgruppen, schon durch die bessere Unter- 
richtung, die die Eegierung infolge der Verhandlungen mit den 
Volksvertretern erhalten muss, garantiert. Dies beweisen auch 
schon die durchgreifenden Veränderungen der nächsten Jahre. 
— Sogleich in der Verfassungsurkunde des. Jahres 1820 findet 
sich im Artikel 104 eine Stelle, wonach Gewerbsprivilegien nicht 
stattfinden sollen ausser durch ein besonderes Gesetz, eine Be- 
merkung, die wohl deshalb eine Berücksichtigung der Allgemein- 
heit des hessischen Handwerks garantierte, weil doch bei der 
Schaffung eines derartigen Gesetzes die Gesamtheit der Volks- 
vertretung mitzusprechen hatte. Dieses Eecht der Volks- 
vertretung zeitigte sofort eine Änderung in der Bestimmung des 
Gewerbsteuerkapitals. *) Bisher hatte ein Maximalsatz von 200 fl. 
bestanden. Es war hiernach klar, dass die rentablen und grossen 
Gewerbe in Steuersachen im Vorteil waren und so den kleinen 
Betrieben und Anfangern ihre Lebensbedingungen erschwerten. 
Nun diese Bestimmung aufgehoben wurde, hatte gewissermassen 
auch die Zunftverfassung einen neuen Stoss erlitten ; denn diese 
leistete dem jungen mit kleinem Kapital anfangenden Meister 
Hülfe, die nun durch die Berücksichtigung desselben bei der 
Besteuerung schon weniger nötig wurde. Schon in den nächsten 
Jahren (1823) machte sich in dem Landtage die Meinung be- 
merkbar, man müsse die alte Gewerbsteuerverordnung durch 
eine neue ersetzen. Bevor jedoch dies zur Durchführung ge- 
langte, trat ein in der Geschichte des Handwerks viel wichtigerer 
Fall ein, nämlich die gänzliche Aufhebung des Zunftdistrikts- 
banns in Hessen und Starkenburg. Aus den Verhandlungen der 
Kammer ist die Begründung hierfür zu entnehmen.**) In der 
Provinz Rheinhessen bestanden, wie schon weiter vorn bemerkt, 
keine Zünfte mehr, sondern vollständige Gewerbefreiheit. Jeder 
konnte daselbst das Gewerbe oder die Kunst ausüben, zu welcher 
er fähig zu sein glaubte. Der Betreffende löste dort nur ein 
Patent und entrichtete die Gewerbsteuer. In den anderen 
Provinzen hatten sich viele Stimmen für die Aufhebung der 
Zünfte erhoben. Dieselben waren in letzter Zeit immer mehr 



*) Finanagesetz für 1821—1823, Regierungsblatt Nr. 17 von 1821. 
**) Vergl. auch I. Landtag, II. Kammer, Protokolle Nr. 107, Seite B6. 
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in Widerspruch mit der neueren Entwicklung geraten. Es trat 
hier schon die Macht der Maschine und des Kapitals und eine 
gewisse Arbeitsteilung ein, die im vollen Widerspruch stand 
mit den Grundsätzen der Zunft und manchmal auch dem kleinen 
Handwerker, der seine Arbeit vom Rohstoff bis zur Vollendung 
selbst anfertigte, zum Schaden gereichte. Man wäre wohl auch 
zur sofortigen Aufhebung der Zünfte geschritten, jedoch man 
glaubte, dass diese Aufgabe eine gesamt deutsch-nationale sei 
und dass bei allzu schnellem Vorgehen doch viele Interessen 
darunter not leiden würden. 

Diese kommende Neuerung ist wesentlich eine Erweiterung 
der Bestimmungen des Jahres 1818, in dem der Zunftdistrikts- 
bann für die Bauhandwerker aufgehoben wurde. Heute ging 
man nur darin noch weiter, dass man sogleich jedem die Aus- 
übung seines Handwerks in ganz Hessen gestattete, während 
die frühere Verordnung die Ausübung auf die Provinz beschränkte. 
Ebenso fiel die Bestimmung, wonach für einen bestimmten Ort 
nicht mehr, wie bisher, die Anzahl der Meister und Gesellen in 
gewisser Grenze bleiben musste, denn wer konnte auch nur für 
kurze Zeit eine Anzahl der nötigen Handwerker bei den wechseln- 
den Konjunkturen festsetzen. Eine Aufhebung der Zünfte in 
vollem Umfange wäre vielleicht damals schon aus anderen 
Gründen von Vorteil gewesen, denn die Ernennung zum Meister 
hing oft von der Gunst des Zunftgenossen, nicht von der Fertig- 
keit ab, und die Meisterstücke, die zur Erlangung des Meister- 
ranges anzufertigen waren, erforderten meistens trotz ihrer 
Unbrauchbarkeit fürs Leben oft grossen Aufwand an Zeit und 
Geld, welch letzteres der junge Meister bei seiner Selbständig- 
machung viel besser auf andere Weise hätte verwerten können. 
Eine Besserung trat jedoch dadurch ein, dass die Regierung für 
die Vereinigung gleichartiger Gewerbe in eine Zunft*) sorgte 
und das Lehrlingswesen regelte. Bisher war der Lehrling ganz 
von der Ablegung der Gesellenprüfung abhängig. Die neue 
Gesetzgebung hob diese Bestimmung auf und machte für die 
Dauer der Lehrzeit die Abmachung zwischen den Eltern oder 
Vormündern des Lehrlings und dem Meister massgebend. Natür- 
lich machte sich der Aufhebung der Zünfte gegenüber eine Gegen- 
strömung bemerkbar im Landtage und im ganzen Lande, die 



*) Es geschah dies von Seiten der Regierung dadurch, dass die 
Kreisräte angewiesen wurden, in ihrem Geschäftskreis auf solche Ver- 
einigungen hinzuwirken. 
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von der Ansicht ausging, dass durch die Aufhebung dieser Be- 
stimmungen die Ausbildung der Lehrlinge und Gesellen in Zu- 
kunft eine mangelhafte würde, besonders wenn in Hessen allein 
die Aufhebung geschehe, dass hierdurch die Arbeiten verschlech- 
tert würden und das Publikum, um seine Bedürfnisse vollkommen 
zu befriedigen, selbst bei höheren Preisen die fremde Arbeit 
vorziehen würde. Dies hätte dann den Zerfall der inländischen 
Gewerbe und eine Verarmung der gewerbetreibenden Klassen 
zur Folge. Auch war nach dieser Ansicht eine Exportation 
eines grossen Teils des inländischen Kapitalvermögens zu be- 
fürchten. 

Die einzelnen Zünfte oder auch die Kommunen waren sich 
zu damaliger Zeit über den Nutzen und Schaden des Zunft- 
zwanges selbst nicht klar. Man sieht dies aus den an die Land- 
stände des Grossherzogtums gerichteten Eingaben, die teils auf 
Aufhebung des Zunftzwanges gerichtet waren, teils das Gegenteil 
verlangten ; und Leute, die erst noch Zunftgegner waren, stritten 
oft nach kurzer Zeit für die Unterstützung des Zunftwesens. 
Es ist hieraus wohl zu ersehen, dass für die einzelnen Erwerbs- 
zweige ganz verschiedene Behandlung am Platze war. So konnte 
wohl das Bauhandwerk infolge der Ausdehnung der einzelnen Ge- 
schäfte auf grössere Gebiete, zumal zu seiner damaligen Blütezeit, 
die Aufhebung des Zunftzwanges ganz gut vertragen, während 
andre Handwerke, wie z. B. Metzger und Bäcker, die dem Pub- 
likum gegenüber gewisse Verpflichtungen hatten, wie Vorrätig- 
haltung gewisser Mengen Fleisch und Brod, den Zunftzwang 
zu ihrem Schutze nötig hatten, damit die Konkurrenz von aus- 
wärts nicht zu gross wurde. Es ist hier besonders auf eine 
Eingabe der Zünfte der Stadt Darmstadt hinzuweisen, die um 
Erhaltung des Zunftwesens baten und eine zweckmässige Ver- 
besserung der ganzen Einrichtung unter Zuziehung von Zunft- 
angehörigen wollten. Als Begründung dieser Bitte kommt die 
Übersetzung der einzelnen Berufe in Betracht. Beispiele be- 
weisen die Richtigkeit dieser Angaben*): So waren in mehreren 
Gewerben ein Drittel der Meister gänzlich brotlos. Von 160 
Schuhmacher- und 150 Schneidermeistern Darmstadts zahlte die 
Hälfte keine Steuern, von 80 Schreinermeistern zahlten nur 5 
bis 6 die ganze Gewerbsteuer, die übrigen nur die Steuer eines 
Taglöhners oder gar nichts. Auswärtige Fabrikanten zogen 



•) Vergl. I. Landtag, II. Kammer-Protokoll , Nr. 30, Beilage 218. 
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hier ausserdem den Verdienst an sich, und besonders die freie 
Konkurrenz zwischen Stadt- und Landhandwerkern wurde, da 
letztere bedeutend billiger produzieren konnten, den Stadthand- 
werkern sehr nachteilig. Man stand, wie hieraus ersichtlich, 
vor einer grossen Schwierigkeit, denn für den Fall, dass der 
alte Zunftdistriktsbann aufgehoben wurde, sah die Eingabe sofort 
eine Ausnahmestellung der Stadt Darmstadt vor, ganz und gar 
eine Ausschliessung der Stadt von der Gültigkeit des kommenden 
neuen Gesetzes. 

Auf ganz andrem Standpunkt stand z. B. die Gemeinde 
Vilbel.*) Dort wurden die Zünfte im Jahre 1817 aufgehoben, 
ebenso zu Assenheim. Hier war es nämlich entweder unbedingt 
nötig, die mehr als hundert Jahre alten £unftbriefe der drei in 
Vilbel vorhandenen Zünfte in verbesserter und den neuen Ver- 
hältnissen angepasster Form zu erneuern oder den Zunftverband 
ganz aufzuheben. Man glaubte hier dem Prinzip der allgemeinen 
Gewerbefreiheit jedoch den Vorzug geben zu müssen, da man 
sich mit der Ungleichheit der Zunfteinrichtungen nicht befreunden 
konnte und die Herstellung von Gleichheit ungeheuren Schwierig- 
keiten begegnete, zumal manche Gewerbe in Vilbel zünftig 
waren, andere nicht. Auch die Nähe der Stadt Frankfurt a. M. 
übte einen gewaltigen Einfluss auf das Vilbeler Gewerbsleben 
aus, und man glaubte, durch Aufhebung des zünftigen Gewerbe- 
verkehrs einen regeren Verkehr mit Frankfurt und somit einen 
besseren Nahrungsstand der Vilbeler Handwerker herbeiführen 
zu können. Es kamen also hier gerade die umgekehrten Grund- 
sätze wie in Darmstadt in Betracht. — Allerdings kam auch 
hier bald der Rückschlag, denn bis zum Jahre 1821 hatte die 
Gemeinde Vilbel schon drei Eingaben**) an die Regierung ge- 
langen lassen, in welchen sie wegen Isolierung ihres Gewerbe- 
standes klagte, wegen Beraubung der Hülfe von Lehrlingen und 
Gesellen, Beschränkung ihres Gewerbes auf das Amt Vilbel, da 
die Umgegend noch zünftig war und ihr somit jeden auswärtigen 
Verdienst abschnitt. Man bat nun um Beschaffung neuer Zunft- 
artikel, wie das z. B. auch die Leineweberzunft zu Lauterbach 
oder das Amt Vöhl taten. 



*) Regierungsverfügung vom 15. August 1817. 

**) Vergl. auch Ausschussbericht der II. Kammer der Stände. 
I. Landtag, Beilage 218, der diesen Gegenstand behandelt. 
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Aufhebung des Zunftdistriktsbanns für alle Gewerbe am 
2.*Juni 1821. 

Alle diese Verhandlungen und Eingaben hatten dann das 
Gesetz, die Aufhebung des Zunftdistriktsbanns für Starkenburg 
und Hessen (Oberhessen) zu Folge. Dieser Gesetzentwurf be- 
stimmt: „Den in der Provinz Starkenburg und Hessen (Ober- 
hessen) als Meister aufgenommenen und die in der Provinz 
Rheinhessen zur Ausübung eines Handwerks autorisierten Hand- 
werker, sie mögen zünftig sein oder nicht, ist gestattet, wenn 
sie nur ihren diesseitigen oder jenseitigen Wohnort beibehalten, 
ihr Handwerk im ganzen Umfange des Grossherzogtums künftig 
ungehindert zu betreiben. a — „Auch ist die Beschränkung der 
Zahl der aufzunehmenden Lehrlinge und Gesellen, wie sie in 
einigen Zünften bestand, gänzlich aufgehoben. Nur für die 
Metzger und Bäcker, für die an manchen Orten Polizeitaxen 
bestehen, gilt die Bestimmung des ungehinderten Gewerbe- 
betriebs im ganzen Grossherzogtum nicht. Sämtliche Gewerbe 
bleiben natürlich der polizeilichen Aufsicht unterworfen." 

Nachdem das neue Gesetz über die Aufhebung des Zunft- 
distriktsbanns zu Stande gekommen war und man damals die 
gänzliche Aufhebung von Zünften und Innungen als nicht prak- 
tisch dargestellt hatte, schritt man zur Verbesserung der alten, 
oder zur Einführung einer neuen Zunftordnung. Die alten Zunft- 
ordnungen waren sehr verschieden. In einem Landratsbezirk 
bestanden oft verschiedene Zünfte ein und desselben Gewerbes, 
daneben unterschied man noch zwischen gesperrten und freien, 
zwischen geschenkten und ungeschenkten Handwerkern. Die 
neue Zunftordnung sollte alle diese Missstände beseitigen, die 
Handwerke, welche mit ihren Instrumenten und Verrichtungen 
dieselben Stoffe verarbeiteten und dieselben Fabrikate hervor- 
brachten, in eine Zunft vereinigen. Die Verpflichtung zur 
Wanderschaft sollte ebenso bestimmt werden, wie den Meistern 
ihr Auskommen gesichert werden sollte. Auch die Anfertigung 
des Meisterstücks bedurfte gewisser Reformbestimmungen, damit 
dem Meister, wie schon weiter vorn erwähnt, der Anfang nicht 
allzu sehr erschwert wurde. Es entstand allerdings hier einer- 
seits die Frage: Sollte man ein neues Gesetz nur für Starken- 
burg und Oberhessen einführen und die Provinz Rheinhessen 
wieder ganz aus dem Spiele lassen, also wie bisher auf einem 
so wichtigen Gebiete des Erwerbslebens zwei ganz verschiedene 
Gesetze in einem Land von so geringer Ausdehnung sanktionieren. 

2 
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Auf der anderen Seite war es aber auch sehr schwer, die an 
die Freiheit gewöhnten Rheinhessen in eine Zunftordnung ein- 
zuzwängen. 

Hand in Hand hiermit gingen die Bestrebungen zum Brlass 
einer allgemeinen Gewerbsteuerverordnung. Im Jahre 1813 war 
eine solche für Hessen und Starkenburg erlassen worden, die 
jedoch infolge der geringen Abstufung der einzelnen Klassen 
und in der Normierung der Gewerbesteuerkapitalien zu einförmig 
und infolge dessen ungerecht vorging. Beiden Anträgen des 
Abgeordneten von Kuder, der das Verdienst hat, den ersten 
Anstoss zum Gewerbesteuergesetz vom Jahre 1827 gegeben zu 
haben, sowohl zur Einführung der Zunftordnung als auch eines 
neuen Gewerbesteuergesetzes, konnte die Regierung ihre Be- 
achtung nicht versagen. Immer nur die Einzelstellung Rhein- 
hessens hinderte ein schnelleres Vorgehen. 

Hand in Hand mit dem Bemühen, die Missstände im Hand- 
werk durch neue Gewerbe- und Gewerbesteuergesetze zu besei- 
tigen, gingen die Bestrebungen auf Neuordnung des Hausier- 
gewerbes. 

Beschrankung des Hausiergewerbes. 

Das Hausiergewerbe kam in den Jahren 1820 bis 1824 in 
die Gefahr, ganz abgeschafft oder in seiner Ausübung doch sehr 
beschränkt zu werden. Im Jahre 1810 war den Inländern gegen 
eine jährliche Abgabe von 10 fl., den Ausländern gegen eine 
tägliche von 24 kr. die Erlaubnis zum Hausieren erteilt worden. 
1819 wurde jedoch diese Verordnung, weil auch in den Nachbar- 
staaten Änderungen und Beschränkungen eingetreten waren, 
aufgehoben und die schon weiter vorn erwähnte Bestimmung 
erlassen, wonach nur Inländer überhaupt, Ausländer aber nur 
an Markttagen hausieren durften. Heute nun machte sich eine 
starke Strömung gegen den gesammten Hausierhandel geltend. 
Der Hausierhandel wurde beschuldigt, den rechten Handel zu 
benachteiligen, indem sich besonders Juden in Oberhessen tag- 
täglich den Unterthanen in Städten und Dörfern in's Haus 
drängten, die Bewohner durch Überredung zum Kaufen verführten, 
selbst wenn sie gar kein Bedürfnis dazu hätten. Ein besonders 
erschwerender Missstand wurde aber darin gefunden, dass die 
Händler die Waren ohne baares Geld zu einem viel höheren Preis, 
als sie wirklich wert waren, überliessen und dann für die Folgen 
noch hohe Zinsen berechneten. Meistens wurden bei diesen 
Geschäften Landleute geschädigt, die dann, wenn der Zahlungs- 
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termin kam, ihren Verpflichtungen in Baarzahlung nicht nach- 
kommen konnten und infolge dessen den betreffenden Händlern 
Naturalien weit unter dem Wert anstatt Geld überliessen. Hier- 
aus entstanden oft schwere Schäden für ganze Familien und den 
Wohlstand eines Hauses, da es gewöhnlich nicht bei dem ersten 
derartigen Geschäft verblieb, sondern immer in der Art weiter- 
ging, wie es auch jetzt noch sehr oft geschieht. — - Ganz ab- 
zuschaffen war in Hessen das Hausiergewerbe um deswillen 
jedoch nicht, weil manche Kreise, wie Blankenstein und Bieden- 
kopf, von dem Verkauf ihrer selbst verfertigten Waren lebten, 
die sogar wegen des geringen Verdienstes von einer Abgabe, 
von der Lösung eines Patents, befreit werden mussten. Natürlich 
konnte der Handel mit Luxusartikeln und Galanteriewaren, die 
man in Städten oder selbst in Dörfern in den Kaufläden erhalten 
konnte, wegfallen. Deshalb wurde auch der Hausierhandel für 
die Folgezeit einer strengeren polizeilichen Kontrolle unterworfen, 
besonders der Person, der die Konzession erteilt werden sollte, 
genaue Beachtung geschenkt; in Städten, wo ein sonst aus- 
reichender Handel vorhanden war, wurde eine Konzession über- 
haupt nicht mehr erteilt. Allerdings war die Beurteilung der 
Notwendigkeit des Hausiergewerbes ganz der betreffenden Ver- 
waltungsbehörde überlassen. 

Das Gewerbesteuergesetz des Jahres 1827. 

Hatte der IL Landtag*) in Hessen sich schon eingehend 
mit der einheitlichen Besteuerung der Gewerbe und der Ein- 
führung einer einheitlichen Zunftordnung befasst, so brachte 
schon der nächste im Jahre 1827 das neue Gewerbesteuergesetz**) 
zu Stande, das nun für das ganze Grossherzogtum Geltung erhielt. 

Bisher bestand in den Provinzen Oberhessen und Starken- 
burg eine direkte Abgabe, die Gewerbesteuer, durch welche 
jedoch nicht nur der Arbeitsverdienst der eigentlichen Gewerbe- 
treibenden, Professionisten und Handwerker, sondern auch der 
Arbeitsverdienst der Taglöhner, Handarbeiter und der mit eigenem 
Feldbau beschäftigten Personen, ausserdem auch das in den 
Gewerben umlaufende Kapital in der Art besteuert wurde, dass 
den bezeichneten Steuerpflichtigen ein Gewerbesteuerkapital an- 



*) Der Abgeordnete Kuder war besonders tätig für das Zustande- 
kommen des hier erwähnten Gesetzes (vergl. II. Landtag, Beilage 297). 

**) Gesetz vom 1. Dezember 1827, Regierungsblatt vom 12. De- 
zember desselben Jahres. _^~ _ — r— __~_ 
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gesetzt wurde und dieses bei der Verteilung der direkten Steuern 
mit in Ansatz gebracht wurde. Es war dies die weiter vorn 
kurz erwähnte Gewerbesteuer, eingeführt durch das Gesetz vom 
2. Oktober 1813. In Rheinhessen bestand bis dahin ein ganz 
andres System, das des Zusammenhangs halber hier nochmals 
erwähnt sei. Hier bestand bisher neben der Immobiliarsteuer, 
eine Thür- und Fenstersteuer, eine Personalsteuer und eine 
Patentsteuer, alles Steuern, die aus der Zeit der französischen 
Republik stammten. Hier kommt nur die Patentsteuer in Be- 
tracht. Sie war von der in Oberhessen und Starkenburg be- 
stehenden Gewerbesteuer dadurch wesentlich verschieden, dass 
sie in einer bestimmten unveränderlichen Abgabe bestand, welche 
von jedem Gewerbe, eventuell mit verhältnismässigen Zusätzen 
entrichtet wurde, während in den Provinzen Oberhessen und 
Starkenburg das Gewerbe oder das betreffende Grundstück nur 
die Basis für den Steuerausschlag bildete. Die Summe Steuer, 
die hier zu zahlen war, stieg oder fiel in demselben Verhältnis, 
in welchem die ganze Steuersumme grösser oder kleiner wurde, 
welche nach verfassungsmässigen Bestimmungen auf direktem 
Wege aufgebracht werden sollte. 

Hatte, was den Vorteil anbetrifft, der dem Staate aus der 
leichten Veränderlichkeit der ganzen Steuereinnahme entsprang, 
das Gewerbesteuergesetz Oberhessens und Starkenburgs den 
Vorzug, so sprach aber die Klasseneinteilung des rheinhessischen 
Patentsteuertarifs für die letztere. Das neue Gesetz ist auch 
infolge dessen eine Kombination der beiden geworden, was ja 
auch bei gleichmässiger Behandlung aller drei Provinzen das 
natürlichste war. 

Die neue Gewerbebesteuerung richtete sich, da der Gewerbe- 
treibende eine Personalsteuer entrichten musste, nur auf die 
Überschüsse nach Abzug der verwendeten Rohprodukte, auf die 
Überschüsse, welche als reine Produkte des erlernten 
Gewerbes erschienen. 

In dem neuen Gewerbesteuergesetz vom 16. Juni 1827 ist 
nochmals der Grundsatz der Aufhebung des Zunftdistriktsbanns 
ausgesprochen, wenn der Artikel 1 sagt: „Wer mit einem Patent 
versehen ist, kann die darin bezeichneten Gewerbe, auch ausser- 
halb seines Wohnorts und innerhalb des ganzen Grossherzogtums, 
wenn hierzu nicht die Aufnahme in eine Zunft oder eine besondere 
Erlaubnis erfordert wird, für den ganzen Umfang des Gross- 
herzogtums betreiben. tt Die Zünfte wurden also immer noch in 
ihrer alten Autorität anerkannt, denn wo die Aufnahme in eine 
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Zunft erforderlich war, durfte vorher das Patent nicht erteilt 
werden. Eine gewisse Einschränkung enthält aber die Aus- 
führungsbestimmung zu jenem Gesetz, die auch eine Umgehung 
desselben möglich machte. Denn ein Handwerker durfte sein 
Gewerbe von seinem Wohnorte aus im ganzen Grossherzogtum 
betreiben. Da es nun vorkommen konnte, dass das Gewerbe an 
dem Orte, wo er wohnte, nicht zünftig war, aber am Betriebsorte 
eine Zunft bestand, so konnte der Handwerker nach der aus- 
drücklichen Bestimmung der Ausführungsverordnung an diesem 
Orte, ohne in die Zunft einzutreten, das Gewerbe betreiben, 
solange er nicht seinen Wohnsitz dorthin verlegte. 

Die Steuer selbst besteht für jedes Gewerbe in einer jähr- 
lichen Patentabgabe von 12 kr. und der eigentlichen Gewerb- 
steuer. Diese wird nach Normalsteuerkapitalien für sieben ver- 
schiedene Klassen der Gewerbe und der Rangeinteilung einzelner 
Orte erhoben. 



Folgendes Schema 


zeigt die Normalsteuerkapitalien: 




Rang 
der Orte 


Klasse der Gewerbe 


I 

A. 


B. 


IL 


in. 


IV. 


V. 


VI. 


vn. 


lter 


300 


200 


96 


72 


48 


36 


24 


12 


2ter 


300 


200 72 


48 


36 


24 


12 


6 


3ter 


300 


200 


48 


36 


24 


12 


6 


3 



Zu den Orten des ersten Ranges gehörten nur Darmstadt 
und Mainz, zu denen des zweiten Eanges Giessen, Offenbach, 
Worms und Bingen, alle übrigen wurden in die dritte Rang- 
klasse gestellt. Ein genaues Verzeichnis gibt dann jedem Ge- 
werbe seine Klasse an. Nach der Anzahl der Gehülfen oder 
dem Mietwert des Gewerbelokals wird von jedem Gewerbe ein 
Steuerzuschlag erhoben. Näheres ist aus dem hinten ange- 
schlossenen Tarif ersichtlich. 

Es war dies, wie wohl von Jedermann anerkannt wird, 
ein System, das, wenn es gerecht wirken sollte, einer öfteren 
Änderung unterworfen werden musste und auch, wie die Zeit 
lehrte, unterworfen ward; denn oft kommt es doch vor, dass 
ein Gewerbe infolge Verbiiligung der Rohprodukte (es muss dies 
doch nicht sofort eine Preisminderung der verfertigten Ware 
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im Gefolge haben) bedeutend einträglicher wird; zumal, wenig- 
stens in manchen Gegenden, die Zünfte noch auf den Bestand 
des alten Preises einwirken konnten. Besonders kam dieser Fall 
für die Handwerker in Betracht, die ihre Produkte nur im Um- 
kreis ihres Wohnsitzes verkauften und wohl ziemlich gleich- 
massig über das Land verteilt waren, so dass eine Konkurrenz 
von auswärts nicht zu befürchten war. Z. B. konnte das Schreiner- 
handwerk bei Verbilligung des Holzes, die vielleicht plötzlich 
eintrat, bedeutend höhere Gewinne erzielen als in kurz vorher 
gegangenen Jahren. Seine Besteuerung blieb jedoch dieselbe. 
Nur konnte ihm für die grössere Ausdehnung des Geschäfts, 
die die Ausdehnung des Gewerbelokals oder die Vermehrung der 
Zahl der Gehülfen zur Notwendigkeit machte, eine grössere 
Steuer auferlegt werden, aber nicht für den Gewinn, den der 
Handwerker aus der Billigkeit des Eohprodukts zog. Das konnte 
nur dadurch erreicht werden, dass man den Handwerker in eine 
höhere Steuerklasse setzte, also den Tarif änderte. Ein Schutz 
des inländischen Handwerks ist durch das Gesetz insofern 
garantiert, als von Ausländern, die im Inlande keine Niederlage 
besassen, wohl aber ihre im Auslande gefertigten Waren dort 
anbieten wollten, ausser der Gewerbsteuer eine Stempelsteuer 
zu zahlen war, die nach Massgabe der sieben Klassen der Ge- 
werbe in den Normen von 40 bis 3 Gulden variierte. Eine 
Anspornung des inländischen Gewerbefleisses ist wohl darin zu 
suchen, dass man auch hier wieder wie früher, Ausländer, die 
auf Messen und Märkten ihre Waren feil halten wollten, von 
der Konzessionsgebühr und der Gewerbesteuer frei Hess, ein 
Umstand, der wohl deshalb nicht zu unterschätzen ist, da fast 
jeder grössere Ort im Jahre verschiedene Messen abhielt und 
so den Ausländern Gelegenheit bot, wenn sie vielleicht zu Hause 
unter günstigeren Bedingungen produzierten, dem heimischen 
Handwerk starke Konkurrenz zu machen. In der Folgezeit 
hatte die Freiheit des Gewerbebetriebs im ganzen Grossherzog- 
tum vom Wohnorte aus, sich hier mit der Aufhebung des Zunft- 
distriktsbanns deckend, wieder manche Beschränkungen durch 
Praxis und Ministerialerlässe erfahren, deren Ausführung schon 
um der Unwichtigkeit vieler Bestimmungen willen hier zu weit 
führen würde. So konnte z. B. in Orten, wo auschliessliche 
Gewerbeprivilegien gewährt waren, das betreffende Gewerbe 
von einem Dritten nur nach vorheriger Eriaubniseinholung bei 
dem Berechtigten betrieben werden. Auch waren Hausier- 
gewerbe, wie z. B. das Hausieren mit Wein, Obstwein, Bier, 
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Branntwein, Kaffee, Zucker u. s. w. aus finanziellen Rücksichten 
im Grossherzogtum ganz verboten (Grossh. Hess. Regierungs- 
blatt 1827, Nr. 58, § 6 und 7). 

Das Gewerbesteuergesetz hatte sich, wie die Folgezeit 
zeigte, bis auf den Klassentarif bewährt, denn bis zum Jahre 
1 830 war die Zahl der Gewerbesteuerpflichtigen stetig im Steigen 
begriffen, wie dies auch aus den weiter hinten angeschlossenen 
Ausführungen über die Entwicklung des Gewerbewesens zu 
sehen ist; auch hatten die Gewerbetreibenden bis dahin noch 
wenig Reklamationen wegen allzu hoher Steuer eingelegt. Nur 
die Klassifizierung der Berufsgruppen musste schon einer Än- 
derung unterworfen werden. 

Hatte nun das Gewerbesteuergesetz Erleichterungen ge- 
bracht, die auch darin gefunden wurden, dass die Bestimmungen 
für das ganze Grossherzogtum gleich waren, soweit sie sich 
eben aus den Steuergesetzen ergaben, so finden wir nun in Zu- 
kunft immer wieder neue Anstrengungen, auch auf dem Gebiete 
des Zunftwesens, besonders in dessen innerer Gestaltung, Ein- 
heitlichkeit einzuführen. Dieser Gegenstand stand in jedem 
hessischen Landtag der nächsten Jahre auf der Tagesordnung 
bis zur gänzlichen Aufhebung der Autonomie der Zünfte. Die 
Rede eines Abgeordneten im Jahre 1827 enthält die drastische 
Bemerkung, dass in einzelnen Territorien für die verschiedenen 
Gewerke verschiedene Zünfte beständen, welche in allen anderen 
Beziehungen die verschiedenartigsten Einrichtungen besässen, 
nur darin übereinstimmten, dass in allen viel gezecht und ge- 
prellt werde. — Mancher kleine Schaden war schon durch 
reglementäre Verfügung aufgehoben oder gemindert. Aber immer 
bestand noch die schädliche Einrichtung, dass in einem Landrats- 
bezirk die verschiedensten Zunftgesetze bestanden, was doch 
mit der verfassungsmässigen Gleichheit vor dem Gesetz un- 
möglich vereinbar war. Dann geht auch aus den Beratungen 
des Landtags und aus den bei der Regierung wegen dieses 
Gegenstandes einlaufenden Petitionen hervor, dass oft Einwohner 
eines Landratsbezirks genötigt waren, in den nächsten Re- 
gierungsamtsbezirk zu gehen, um sich ihrer Verpflichtungen 
gegen die Zünfte zu entledigen ; z. B. mussten sich die Zunft- 
genossen aller Berufe aus den Odenwälder Centen Fürth, 
Mörlenbach, Abtsteinach und Hartenrod, die alle zu dem Land- 
ratsbezirk Lindenfels gehörten, in Zunftangelegenheiten nach 
Heppenheim wenden, einzig und allein aus dem Grunde, weil 
sie früher zu den Mainzischen Landdistrikten gehört hatten und 
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damals nur in Heppenheim ein Zunftamt war. Immer und immer 
kehrten nun die drei Bestrebungen wieder, entweder erstens 
eine einheitliche Zunftordnung für ganz Hessen oder zweitens 
eine solche nur für Oberhessen und Starkenburg herzustellen, 
da man glaubte, doch Rheinhessen nicht mehr unter Zunft- 
statuten zwingen zu können, oder drittens die Zünfte ganz zu 
beseitigen, wobei man wieder für das Handwerk in den Provinzen 
Starkenburg und Oberhessen fürchtete, das man noch nicht für 
selbständig genug hielt, sich ohne die Leitung der Zünfte, un- 
beschadet der Güte seiner Erzeugnisse und der Ausbildung seiner 
Gesellen und Lehrlinge weiter entwickeln zu können. 

Wie sehr man sich auch in Regierungskreisen mit dieser 
Frage beschäftigt hatte, geht daraus hervor, dass man schon 
in dem Jahre 1821 Material zu einer diesbezüglichen Gesetz- 
gebung sammelte. Dass man nicht rascher vorging mit der Ab- 
änderung der alten Zünfte, ist wieder ein Beweis dafür, dass 
man noch nicht wusste, in welcher Form man die Neuerung 
ohne Schaden bringen könnte. Für eine Neuregelung sprach 
auch das Vorgehen anderer Länder, die wie Kurhessen und 
Österreich z. B., die Handwerksgesellen einer ausserordentlich 
strengen Kontrolle unterworfen hatten hinsichtlichihrer Fähigkeit, 
ohne die Hülfe des Staates durch eigne Kraft fortzukommen. 
Dies bewirkte, dass oft inländische hessische Meister von un- 
sauberen ausländischen Elementen geplagt wurden, zumal es bei 
der Verschiedenartigkeit der Gesetze dem Handwerksgesellen 
ein leichtes war, den Meister über seine Legitimation und seine 
Fähigkeit zu täuschen. Auch hatte man doch verschiedene 
Handwerke Einzelbestimmungen hinsichtlich polizeilicher Kon- 
zession unterwerfen müssen, wie z. B. die Kesselschmiede, Korb- 
flechter, Lumpensammler u. s. w.,*) lauter Dinge, die besser 
durch ein allgemeines für die Gewerbe geltendes Gesetz geregelt 
wurden. Manche Gegenden, die vollständig auf die Anfertigung 
und den Verkauf eines Gegenstandes angewiesen waren, wie 
z. B. die Strumpfwarenhändler des hessischen Hinterlandes, die 
sich kümmerlich von diesem Gewerbe ernährten, hatten durch 
Bestimmungen der umliegenden Staaten, wie des Herzogtums 
Nassau, sehr zu leiden. Dieses gestattete nämlich den Hausier- 
handel nicht, obgleich seine Galanteriewarenhändler in Scharen 
die nördlichen Distrikte Hessens durchzogen, ja oft den Ein- 
wohnern lästig wurden. Auch hier war Hülfe am besten durch 



*) Bekanntmachung Grossh. Hess. Regierungsblatt Nr. 32 von 1828. 

Digitized by VjOOQIC 



— 25 - 

ein Gesetz zu schaffen. Man suchte oft allen diesen Missständen 
durch Polizeiverordnungen abzuhelfen, die jedoch meist infolge 
ihrer Unanwendbarkeit auf einzelne Fälle und der unrechten 
Auslegung durch den zuständigen Beamten den Missständen 
nicht steuern konnten. Die ordentlichen Handwerksgesellen 
hatten wohl besonders darunter zu leiden, denn der Unterschied 
zwischen solchen und Bettlern war und ist auch heute noch 
schwer zu treffen. 

Der hessische Gewerbeverein. 

Im Jahre 1838 machte sich nun in Hessen eine ganz neue 
der Herrschaft der Zünfte nicht günstige Bewegung geltend, 
nämlich die Bestrebungen zur Errichtung eines Gewerbevereins. 
Was sollte nun dieser Verein zuerst bezwecken: „Eine Nutz- 
anwendung der Wissenschaft auf die Gewerbtätigkeit. tf Man 
hatte sich da ganz besonders an England, Frankreich und Nord- 
amerika ein Beispiel genommen. Es war eine unleugenbare 
Tatsache, dass dort die Wissenschaft mehr mit der Praxis Hand 
in Hand ging und die meisten Zweige der Industrie einen be- 
deutend rascheren Aufschwung gewonnen hatten als in Deutsch- 
land. Die anderen Staaten, wie z. B. Preussen, verschlossen sich 
nicht derartigen Neuerungen und selbst in Kurhessen, das ge- 
wöhnlich in allen Stücken zögernd vorging, hatte man die Vor- 
teile des Gewerbevereins schon einsehen gelernt. Preussen hatte 
schon im Jahre 1828 verschiedene Gewerbevereine aufzuweisen, 
so z. B. in Köln, Elbing und Erfurt. Besonders waren aber die 
kürzlich abgeschlossenen Zollvereinsverträge für Hessen ein 
Hauptansporn, sich nach dem Weiterschreiten der anderen Staaten 
zu richten. Denn durch diese Zollverträge wurde die Konkurrenz 
der ausländischen Industrie um bedeutendes stärker, da nun der 
Bezug aller ausländischen Waren, d. h. der nicht hessischen, 
auch der zünftigen frei war. Es tritt eigentlich hier schon der 
sich bis zu unserer Zeit immer verschlimmernde Zustand, der 
Kampf des Handwerks gegen die Grossindustrie ein und zum 
ersten Male hört man im Landtage die Frage: „Soll man wie 
England und Frankreich mit Maschinen zu arbeiten beginnen ? u 
Die Maschine aber war wieder eine Gegnerin der Zunft. Denn 
es war klar, dass mit der Maschine nur grössere Betriebe möglich 
wurden, und dass diese nicht zur Zunfteinrichtung passten, ver- 
stand sich doch wohl von selbst. 

Ganz besonders eifrig tätig für das Zustandekommen des 
Gewerbevereins waren die Abgeordneten der II. Kammer, Schenck, 
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EJlwert und Hoffmann, denen sowohl die erste Anregung zu ver- 
danken ist und die dann auch Vorschläge für die Organisation 
machten. 

Betrachten wir nun den Stand des damaligen Gewerbes. 
Hierüber geben uns die vaterländischen Berichte aus dem Jahre 
1834 für das Grossherzogtum Hessen von Ed. v. Wedekind 
(Seite 14) ziemlich umfassenden Aufschluss. Eine kurze Über- 
sicht ist wohl hier am Platze. 

Die Manufakturen von Hanf, Flachs, Wolle: 

Die Spinnerei wurde meistens in der Provinz Oberhessen 
in den Kreisen Vöhl, Biedenkopf, Alsfeld, Schlitz, Lauterbach 
und Nidda betrieben, ein ziemlich einträgliches Gewerbe, das 
jedoch den Bedarf in Hessen selbst nicht ganz deckte. 

Die Leineweberei wurde zu damaliger Zeit mehr als Neben- 
gewerbe neben der Landwirtschaft ausgeübt, meist auf Rechnung 
von Fabrikanten und konnte infolgedessen eigentlich nicht unter 
die Rubrik „Handwerk* 4 gestellt werden. Die Wollweberei be- 
schäftigte damals viele Bewohner Oberhessens, besonders in dem 
Kreise Alsfeld, wie überhaupt Weberei und Spinnerei meist von 
einigen Kreisen Oberhessens als Hausindustrie betrieben wur- 
den. Oft wurden auch in diesen Gegenden die Waren von dem 
Handwerker selbst zu Markte getragen, oft aber auch an einzelne 
Fabrikanten zur Weiterverarbeitung zu fertigen Kleidungsstücken 
abgeliefert. In eben diesen Gegenden befassten sich auch viele 
mit dem Nagelschmieden, dem Häfnergewerbe und der Färberei. 
In den anderen Teilen Hessens, vielleicht mit Ausnahme des 
Odenwaldes, bestanden meist nur Gewerbe, welche für den Um- 
kreis ihres Wohnortes arbeiteten, wie Schuhmacher, Schreiner, 
Schneider u. s. w. Das Handwerk reichte oft auch hier zur Be- 
friedigung des Bedarfs nicht aus, sodass noch Fabriken guten 
Absatz fanden. Trotzdem konkurrierten die Handwerker mit 
diesen, da von der Bevölkerung und besonders von der des 
flachen Landes die Handarbeit der Maschinenarbeit damals noch 
vorgezogen wurde. 

Was nun die Organisation des Gewerbevereins anbetrifft, 
so nimmt er als sein Verwaltungsgebiet das ganze Grossherzog- 
tum Hessen ein. In jeder Stadt oder in jedem grösseren Bezirke 
bestehen Lokalvereine. Der Verein bezweckt, wie das Statut 
sagt, die Förderung und Ausbildung der inländischen Gewerbe 
und die Erforschung des Zustandes derselben. Dies soll dadurch 
erreicht werden, dass der Verein mit seinen Mitgliedern in allen 
Teilen des Staates über den Zustand und die Bedürfnisse der 
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Gewerbe korrespondiert, neue Erfindungen prüft und, wenn sie 
als nützlich erfunden worden sind, den Mitgliedern des Vereins 
mitteilt, nützliche Unternehmungen und grossartige Anlagen 
prämiiert, die wichtigsten Fachschriften verbreitet, Ausstellungen 
von inländischen Industriegegenständen ins Leben ruft und in 
Versammlungen über wichtige Gegenstände Beratungen pflegt. 

Man sieht eigentlich, dass in diesen Bestimmungen so 
manches enthalten ist, was vielleicht eine neue Zunftordnung, 
wenn auch in anderer präziserer Form, hätte enthalten müssen. 
Die Prämiierung guter Industrieerzeugnisse könnte z. B. nach 
Ansicht des Verfassers ganz gut für das Meisterstück eintreten, 
denn sie reizt vielleicht eher zum Streben nach Vervollkommnung, 
als dies das kostspielige und oft unbrauchbare Meisterstück 
gethan hatte. 

Eine noch grössere Zusammenfassung als es schon bei den 
einzelnen Zünften durch die Bildung von grösseren Zunftbezirken 
angestrebt wurde, besteht hier in drei Ausschüssen, einer für 
die chemische Technik, einer für die mechanische Technik und 
einer für den Handel. Es ist vielleicht hier schon eine Frage, 
ob die allzu grosse Zusammenfassung derartig vieler Gewerbe 
nicht schon nachteilig für die einzelnen werden konnte. Jedoch 
die Beratungen in der Generalversammlung, die jedem Ange- 
hörigen zur Meinungsäusserung Gelegenheit gaben, konnten auch 
diesen Missstand wieder abstellen. — Eine starke Einwirkung 
stand der Eegierung auf den Verein schon deshalb zu, weil der 
Präsident von ihr ernannt wurde und die Rechnungsablage und 
die Voranschläge der Genehmigung des Ministeriums des Innern 
unterlagen. Ganz besonders hatte das Handwerk in diesem 
Gewerbeverein eine Stütze gefunden, ja man ging in Kreisen 
der Grossindustrie bald soweit zu behaupten, dass das Hand- 
werk das Schosskind des Gewerbevereins sei und die anderen 
Gewerbe, besonders die Grossindustrie zu kurz kämen. Dass 
das Handwerk eine besondere Berücksichtigung fand, geht schon 
daraus hervor, dass es damals zahlenmässig noch bei weitem 
die Grossindustrie überwog, denn eigentlich bestanden nur einige 
grössere Fabriketablissements, in Darmstadt einige Maschinen- 
fabriken, eine Hemdenfabrik, eine Wachslichterfabrik, eine Blei- 
stiftfabrik, in Mainz besonders Möbelfabriken, in Worms eine 
Lederfabrik, in Alsfeld Spinnereien, in Dieburg eine Stahlwaren- 
fabrik, wie wir aus den vaterländischen Berichten von Wedekind 
entnehmen können. In der Wahrung seiner Interessen aber 
war der Handwerkerstand durch die Zerrüttung und die nun 
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unpraktisch werdenden Einrichtugen der Zünfte ganz zurück- 
geblieben, und man sah auch, damals noch wie heute, im Hand- 
werkerstand den unstreitbar kräftigsten Mittelstand, der zur 
Erhaltung des Familienlebens, der Ehrenhaftigkeit, Gesittung 
und Bildung unbedingt nötig war, wie es im 2. Artikel des 
Gewerbeblattes erster Jahrgang von 1839 heisst. 

Neue Bestrebungen zur Abänderung der Zunftverfassung und deren 
Abschaffung andererseits. 

Haben wir schon in den Jahren 1826 und 1827 anlässlich 
der Regelung der Gewerbesteuer für das ganze Grossherzogtum 
Bestrebungen zur Herstellung einer allgemeinen Zunftordnung 
bemerkt, so finden wir, nachdem dann mehr einzelne Gegen- 
stände, wie die Aufhebung der Gewerbsmonopolien, die übrigens 
auch erst viel später vollständig durchgeführt wurde, besonders 
in den Jahren 1840 und 1841 neue Bestrebungen zur Aufhebung 
der bestehenden Zunftordnung und Einführung eiuer neuen oder 
Schaffung gänzlicher Gewerbefreiheit. Die Provinz Rheinhessen 
kam bei Abschaffung der Zünfte gar nicht mehr in Betracht, 
denn dort bestanden schon lange keine mehr, in Starkenburg 
und Oberhessen nur noch zum Teil, denn alle Künstler hatten 
sich von dem Zunftzwang frei gemacht, ebenso diejenigen Hand- 
werker, deren Geschäft eine besondere Kunstfertigkeit forderte, 
wie Uhrmacher, Buchbinder und Gärtner. Ebenso gehörten 
Seiler, Müller und Schäfer nicht mehr zum Zunftverbande. Man 
hatte auch schon alle lokalen Zünfte, welche eine Aufhebung 
von der Regierung verlangten, aufgehoben. Bestätigungen be- 
stehender Zünfte durch neue Zunftbriefe hatten ohne Modifikation 
der alten Zunftbestimmungen seit vielen Jahren nicht mehr 
stattgefunden; nur verbesserte Zunftstatuten wurden noch ge- 
nehmigt. Für eine gänzliche Aufhebung sprach eben besonders 
der Umstand, dass es an manchen Orten der beiden Provinzen 
überhaupt keine Zünfte mehr gab, z. B. in Vilbel, Assenheim, 
an anderen Orten ein und dasselbe Handwerk im Zunftverbande 
und frei von demselben betrieben wurde. 

Im Jahre 1834 war dann den noch bestehenden Zünften 
die Autonomie entzogen worden; der betreffende Ministerial- 
erlass sagt ausdrücklich, dass alle Streitigkeiten, welche zwischen 
Lehrjungen, Gesellen und Meistern unter sich oder mit "anderen 
entstehen und welche sich auf reine Kontraktsverhältnisse und 
Privatrechte beziehen, namentlich über Behandlung, Verköstigung, 



Digitized by VjOOQIC 



— 29 - 

Art der Arbeit, Dienstaufktindigung unbedingt vor die ordent- 
lichen Gerichte gehören und dass es hierbei ganz einerlei ist, 
ob die Normen, nach welchen das Gericht zu entscheiden hat, 
in einem allgemeinen Gesetze oder in einem gültigen Zunftbriefe 
oder in einem speziellen Vertrage zu suchen sind. Speziellere 
Bestimmungen finden sich dann noch in späteren Begierungs- 
erlassen. (Der Haupterlass findet sich im Ministerialamtsblatt 
vom 10. Februar 1830 und Kreisratsinstruktion § 113.) 

Drei wichtige Grundsätze hatten die Zunft bis jetzt allein 
noch aufrecht erhalten. Es waren dies ein geregelter Unter- 
richt bei zünftigön Meistern, eine geregelte Prüfung nach diesem 
Unterrichte und eine gesetzlich geregelte Aufbringung und Ver- 
waltung des Vermögens jeder Zunft. Vielleicht ist auch noch 
eine ausschliessliche Verwendung jenes Vermögens zur Unter- 
stützung hülfsbedürftiger Zunftgenossen zu erwähnen. Das 
Jahr 1828 hatte eine Regelung des Prüfungswesens der Zünfte 
gebracht, für die Bauhandwerker sogar eine Prüfung vor dem 
Kreisbaumeister, auch war für jedes Handwerk das zu liefernde 
Meisterstück festgesetzt worden. Eine rechte Handhabung aller 
dieser Bestimmungen war aber sehr schwer, zumal oft zünftige 
und unzünftige Handwerker an einem Orte hausten. Die zünf- 
tigen Handwerker hatten dann hier den Nachteil, durch regel- 
rechte Erlernung des Handwerks, durch Einhaltung einer gewissen 
Wanderzeit, durch Anfertigung des Meisterstücks und durch 
Unterstützung bedürftiger Zunftgenossen Verpflichtungen zu 
haben, die für den unzünftigen Handwerker wegfielen ; letzterer 
konnte deshalb zu billigerem Preise arbeiten und den zünftigen 
Meister durch eine überstarke Konkurrenz vernichten. Anders 
war es, wenn der unzünftige Meister in Not geriet; dann fiel 
er gewöhnlich der Gemeinde zur Last und an ein Aufkommen 
seines Handwerks war selten noch zu denken, wogegen sich der 
zünftige mit Hülfe seiner Genossen leicht halten konnte. Auch 
das Publikum hatte ein gewisses Interesse, vielleicht das grösste, 
an der Regelung der Verhältnisse, zunächst an der Einführung 
einer neuen Zunftordnung, denn nur diese, glaubte damals die 
Mehrheit der Kammermitglieder, die doch im grossen und ganzen 
die Ansichten des Publikums vertraten, biete eine Garantie für die 
nötige vollkommene Ausführung der Arbeit. Die Abgeordneten 
Kahlert, Lerch und Prinz (vergl. 9. Landtag, Beil. 108) glaubten 
die neue Ordnung in der Regelung der Prüfungsverhältnisse, 
in Leistung von Beiträgen von Seiten der Zunftgenossen, För- 
derung des Unterrichts bei zünftigen Meistern oder in einer 
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Fabrik jedoch ohne Lehrzeitbestimmung zu finden. Dann aber 
kam besonders eine Zentralorganisation der Zünfte in Vorschlag. 
Vielleicht ein Handwerkerverein für jedes Handwerk und das 
ganze Land, der sich auch mit der Einkassierung und Zahlung 
von Beiträgen, zur Unterstützung bedürftiger und kranker Hand- 
werksmeister, Gesellen und Lehrlinge befassen sollte. 

Diesem Bestreben entgegen stand allerdings die Gewerbe- 
freiheit in der Provinz Eheinhessen. Eine probeweise Einführung 
einer Zunftordnung hätte wohl auch ihre Nachteile gehabt, denn 
viele Bestimmungen, die in Starkenburg und Oberhessen dank 
der alten Zunftorganisation angepasst gewesen wären, hätten 
sich auch nach der Ansicht oben genannter Abgeordneten für 
Rheinhessen durchaus nicht geeignet. Einer Aufhebung der 
Zünfte von Seiten des Landesfürsten stand auf der anderen 
Seite schon deshalb nichts im Wege, da jeder Zunftbrief den 
Vorbehalt enthielt: 

„Der Regent kann die bestehenden Zunftbestimmungen 
mehren, mindern, ändern und aufheben/ Ein Umstand, der da- 
gegen vielleicht mehr für eine Neuorganisation der Zünfte sprach, 
waren die Zunft- und Gewerbspolizeiverhältnisse speziell die 
Bestimmungen über das Lehrlingswesen. Die Staatsaufsicht war 
hier bis jetzt sehr gering, nur für die Bauhandwerker hatte 
man seit 1841 Konzession durch die Landräte vorgeschrieben 
und hiermit dem Staate die Möglichkeit zur Aufsichtsführung 
gegeben. Vorschriften über die Aufnahmebefugnis von Lehr- 
lingen gab es kaum, die einzige Bestimmung*) war die, dass 
Meisterwitwen in der Regel die Aufnahme von Lehrlingen oder 
die Fortsetzung des Unterrichts derselben nur unter gewissen 
Bedingungen gestattet war. Handwerkern, die ihr Gewerbe 
nur als Nebengewerbe betrieben oder keinen eignen Hausstand 
besassen, die dem Lehrling nicht die nötige Aufsicht angedeihen 
lassen konnten, selbst solchen Handwerkern, welche dem Trünke 
ergeben waren, war es also nicht gesetzlich verboten, Lehrlinge 
anzunehmen. Der Staat kümmerte sich ebenso wenig um die 
Tätigkeit des Lehrlings während der Lehrzeit noch um seine 
Fähigkeiten und Kenntnisse, wann er zum Gesellenstand übertrat. 
Von der Wanderzeit, die man für so wichtig für die Ausbildung 
hielt, wurde meist Dispensation erteilt. In sittlicher Beziehung 
hatte die Gesetzgebung den Gesellen auch nur wenig Schranken 



*) Nach Angabe vorgenannter drei Abgeordneten, eine Bestimmung, 
die vom Verfasser nirgends gefunden wurde. 
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auferlegt. Dieselben erstreckten sich lediglich auf das Verbot 
des Betteins. Auch die Dienstverhältnisse des Gesellen zum 
Meister waren gesetzlich unvollkommen geregelt. Die Bestimm- 
ungen über die Arbeitszeit, die Aufkündigung, die Beilegung von 
Streitigkeiten, die Ausstellung von Dienstzeugnissen, die nachher 
den Handwerksgesellen der Polizei gegenüber hätten legitimieren 
können, waren unzureichend geordnet. Für die Gewerbefreiheit 
sprach auf der einen Seite natürlich auch wieder die Freiheit 
der Konkurrenz und der Aufschwung, den das Gewerbe hinsicht- 
lich der Güte seiner Erzeugnisse in Ländern, die Gewerbe- 
freiheit hatten, genommen hatte, auf der anderen Seite stand 
dagegen die zunehmende Verarmung bei der Selbständigkeit des 
Gewerbebetriebs, die Proletarisierung der gewerbetreibenden 
Klassen, wie man das schon in Rheinhessen beobachten konnte. 
— Man beobachtet in dieser Zeit ein stetiges Hin- und Her- 
schwanken zwischen Zunftordnung und Gewerbefreiheit, eine 
Tatsache, die sich auch in den verschiedenartigen Bestrebungen 
mancher Zünfte selbst zeigte, wie z. B. die Bitte der Leinweber- 
zunft zu Lauterbach um neue Zunftartikel gegenüber der Be- 
strebung zur Aufhebung des Zunftdistriktsbanns für Fleisch- 
waren in Darmstadt, nachdem man dort die Polizeitaxe für 
Fleisch im Jahre 1832 abgeschafft hatte. 

Die Aufhebung der Gewerbsmonopolien. 

Ein weiterer Schritt auf dem Gebiete des Gewerbewesens 
ist die Bestrebung zur Aufhebung von Gewerbsmonopolien, wie 
der des Zapf-, Brauerei- und Brennereigewerbes, in denen mit 
Hecht eine Hinderung des freien Gewerbebetriebs gesehen wurde. 
Die Verhandlungen ziehen sich hinaus von Anfang der 20 er bis 
Ende der 40 er Jahre. Eine besondere Schwierigkeit boten hier 
wieder die Verschiedenheit der Verhältnisse, die Unterschiede 
zwischen solchen Monopolien, die in Domaniallanden und solchen, 
welche in Souverainitätslanden zugelassen waren. Ein Gesetz 
vom Jahre 1821 hatte den Eigentümern solcher Monopolien bei 
Ablösung Entschädigung zugestanden. Man fand aber dann 
Schwierigkeiten in der Geldbeschaffung, und selbst in der Kammer 
waren viele Abgeordnete allzu sehr an der Sache selbst inter- 
essiert, da sie oft selbst Monopolien inne hatten, und einträglich 
waren diese ohne weiteres. Besonders Mitglieder der ersten 
Kammer hatten solche Monopolien in Besitz. Dass die Gewerbe- 
freiheit darunter Not litt, versteht sich ja auch ohne weiteres. 
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Es kamen hier in erster Linie in Betracht die Wirtschafts- 
berechnungen der Stadt Alsfeld, mancher Dorfgemeinden in der 
Provinz Oberhessen, die fiskalischen Wirtschaft-Erbleihen zu 
Eberstadt, Ernsthofen, Auerbach, dann solche in den Souverai- 
nitätslanden der Standes- und Patrimonialgerichtsherrn, die von 
letzteren oft mit grossem Vorteil verpachtet wurden. 

Widerstreitende Bestrebungen auf dem Gebiete des Hausierhandels. 

Betrachten wir nun den Hausierhandel in den 30 er und 
40 er Jahren, so finden wir ebenso sich schroff gegenüberstehende 
Bestrebungen, wie auf dem Gebiete des Handwerks. Wir finden 
bald Bestrebungen zur Aufhebung des ganzen Hausierhandels, 
bald zur Beschränkung und besseren Beaufsichtigung, überhaupt 
ein fortwährendes Hin und Her. Es kann dies als ein Beweis 
dafür dienen, dass, soweit der Hausierhandel nicht mit von In- 
ländern selbst verfertigten Waren betrieben wurde, dem Gewerbe 
ausserordentlich schädlich war; so z.B. kamen di& Strumpfwirker 
Oberhessens durch den Verkauf von Strumpfwaren aus den an- 
grenzenden Ländern oft in eine sehr missliche Lage, in die 
Gefahr, sich in ihrer Existenz bedroht zu sehen. Es ist vielleicht 
nicht uninteressant, die einzelnen Bestrebungen etwas genauer 
zu verfolgen und auch die Gründe zu erörtern, die für sie mass- 
gebend waren. Wie schon weiter vorn bemerkt, hatte man im 
Jahre 1825 den Hausierhandel in Städten, in denen Handels- 
ztinfte bestanden, vollständig verboten und es sonst dem Gut- 
dünken der Verwaltungsbehörden überlassen, den Hausierhandel 
in dem Umfange zu gestatten, in dem sie ihn für zweckdienlich 
hielten. Anfangs der 30 er Jahren war nun der Schacherhandel 
derart eingerissen, dass Haufen von Kleinhändlern, nach dem 
Ausspruch eines hessischen Kammermitgliedes, in Waren des 
ländlichen Bedürfnisses die Gemeinden des platten Landes füllten. 
Sie setzten mit Beredsamkeit und durch List bei den Land- 
bewohnern ihre Waren ab. Besonders waren es Kleidungsstücke, 
die die Kauflust der Leute reizten. Die Ware war meist minder- 
wertig und für den Käufer unnötig. Die Leute legten sich da- 
durch Zahlungen und Verpflichtungen auf, die es ihnen unmöglich 
machten, andre unvermeidlichere Bedürfnisse zu befriedigen. 
Die Folge hiervon war wohl, dass Familien oft dem Ruin ent- 
gegen gingen und als Bettler von der Scholle getrieben wurden. 
An und für sich war natürlich der Hausierhandel ein einträg- 
liches Gewerbe und lockte immer mehr solche Leute in seinen 
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Bereich, die ohne grosse Mühe ein grosses Einkommen haben 
wollten. In den Nachbarländern des Grossherzogtums war der 
Hausierhandel meist verboten. Deshalb war es auch sehr er- 
klärlich, dass Hausierer aus Preussen, Kurhessen und anderen 
Staaten oft Hessen durchzogen und dem ansässigen Gewerbs- 
mann das Leben erschwerten. Denn hatte dieser sich auf die 
Einwohnerzahl seines Ortes bauend mit Waren versehen oder 
solche auf Vorrat angefertigt, so kamen auswärtige Händler, 
schwatzten den Leuten ihre Sachen auf und machten dem an- 
sässigen Handwerker dadurch sein Geschäft vielleicht auf ein 
Jahr hinaus vollständig uneinträglich. 

Eine hier folgende Übersicht, ausführlicher als sie nur des 
Zusammenhangs halber in der allgemeinen Behandlung Platz 
gefunden hat, über die vom Jahre 1810 bis 1827 erlassenen 
Bestimmungen, die dann längere Zeit keine wesentlichen Ände- 
rungen erfuhren, zeigen wohl am besten die Unhaltbarkeit des 
damaligen Zustandes : Vor dem Jahre 1810 war der Hausierhandel 
im Grossherzogtum sowohl Fremden als Einheimischen gegen 
gewisse Abgaben, welche zum Teil in die Gemeinde, zum Teil 
in die Staatskasse flössen, gestattet; diese Regel hatte jedoch 
durch die Privilegien mancher Zünfte vorzüglich in den damals 
neu acquirierten Landen verschiedene Ausnahmen erfahren. 
Auch war z. B. der Bürgermeister der Stadt Darmstadt nach 
einem alten Recht, dessen Ursprung man damals nicht mehr 
fand, berechtigt, Hausierscheine für die Stadt Darmstadt gegen 
eine Bezahlung von 2 fl. 24 kr. auszustellen. In der Provinz 
Starkenburg war das Recht zum Hausieren lange Zeit verpachtet; 
dabei konnten auch Landfremde an dem Pachtvertrag teilnehmen. 
Nach der Gewerbs- und Konsumtionssteuerverordnung von 1808 
war für Westfalen das Hausieren gegen eine Staatsabgabe ge- 
stattet. Diese verschiedenen Verhältnisse bestanden, als im Jahre 
1810 die Hausierverordnung mit Aufhebung aller Observanzen 
und Pachten, sogar ohne Rücksicht auf den Zunftzwang und 
die Handwerksbräuche, eine allgemeine Freiheit des Hausierens 
für Einheimische und Fremde, in den Provinzen Starkenburg 
und Oberhessen gegen Entrichtung bestimmter Abgaben für die 
Erlaubnisurkunde (10 fl. jährlich für den Inländer, 24 kr. täglich 
für den Ausländer) gestattete. 

Für das Herzogtum Westfalen bestimmt die Verordnung 
vom 1. April 1811, dass jeder rezipierte Unterthan das Gewerbe, 
worauf er ein Patent löst, im Herzogtum Westfalen ungehindert 
ausüben und nach Einholung eines Hausierpatents allenthalben 

3 
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damit hausieren darf. Dabei war aber der Handel mit Kleinig- 
keiten unentgeltlich gestattet. 

Bis zum Jahre 1819 wurde an diesen Bestimmungen nichts 
geändert, obgleich Zünfte und Handelsleute namentlich gegen 
das Hausieren der Ausländer bei der Regierung eingekommen 
waren. Von seiten des nicht handelnden Publikums lagen da- 
gegen keine Petitionen auf Abschaffung des Hausierhandels vor. 

Was die Provinz Rheinhessen anbelangt, so wurde dort schon 
durch deren Vereinigung mit Frankreich aller Zunftzwang und 
jede Beschränkung der Gewerbefreiheit für die Inländer auf- 
gehoben. Keinem Unterthanen war die Ausübung irgend eines 
Handels, Gewerbe oder einer Profession, oder selbst die Ausübung 
mehrerer Gewerbe zu gleicher Zeit, verboten, wenn er sich mit 
dem vorgeschriebenen Patent versehen oder den Polizeigesetzen 
genügt hatte. Da jedoch während der provisorischen Landes- 
regierung nicht immer auf gleiche Weise verfahren wurde, so 
stellte die Grossherzogliche Generalkommission zu Mainz im 
Jahre 1816 die volle Gewerbefreiheit wieder her und gestattete 
namentlich durch die Patentsteuerverordnung von 1816 den 
Unterthanen Rheinhessens das Hausieren innerhalb der Kantone 
ihres Wohnsitzes, den Fremden aber gab sie die Befugnis, wäh- 
rend der Messzeiten und der Jahrmärkte mit ihren Handels- 
artikeln zu hausieren. Ausser dieser Zeit war den Ausländern 
in Rheinhessen das Hausieren im Allgemeinen untersagt, der 
Regierung jedoch vorbehalten, in einzelnen Fällen auch Aus- 
ländern gegen Bezahlung der Patentsteuer das Hausieren mit 
solchen Produkten zu erlauben, die in Rheinhessen gar nicht 
oder doch nicht in der nötigen Menge erzeugt wurden. Hierher 
gehörte z. B. der Handel mit Wagenschmiere, Harz, Teppichen 
und Uhren. 

Am 30. Mai des Jahres 1819 erschien die erste für die 
drei Provinzen bestimmte Hausierverordnung, welche den 
Ausländern das Hausieren mit Waren aller Art ausser Messen 
und Jahrmärkten im allgemeinen untersagte, den Regierungen 
jedoch gestattete, wie dies schon in Rheinhessen der Fall war, 
denjenigen Fremden Hausierscheine zu erteilen, welche mit 
solchen Waren handelten, die zu den gewöhnlichen Lebens- 
bedürfnissen gehörten und bei Inländern nicht in genügender 
Menge zu haben waren. Dafür sollte in Rheinhessen das Patent- 
geld von einem ganzen Jahre, in den beiden anderen Provinzen 
aber eine volle Jahresgewerbesteuer, selbst wenn auch nur auf 
kurze Zeit von der Erlaubnis Gebrauch gemacht worden war, 



Digitized by VjOOQlC 



- 35 - 

bezahlt werden. Die Hausierpatente wurden in Rheinhessen 
nun nicht mehr auf die einzelnen Kantone, sondern auf die ganze 
Provinz ausgefertigt, wodurch Gleichheit mit den anderen Pro- 
vinzen hergestellt wurde. 

Auf dem ersten Landtage bildete dann auch der Hausier- 
handel Gegenstand der Beratung. Beide Kammern trugen damals 
darauf an, den Hausierhandel einer strengeren polizeilichen Auf- 
sicht zn unterwerfen, ein Antrag, der die Verordnung vom 
22. November 1822 zur Folge hatte, wonach die Begierungen 
bei Ausstellungen von Konzessionen strenge auf den Lebens- 
wandel des Hausierers und auch darauf achten mussten, dass 
nicht fremde Musterreiter die Verordnung umgingen und form- 
liche Warenlager vorübergehend anlegten. Das Hausieren in 
Städten oder sonstigen grösseren Orten wurde nur ausnahms- 
weise gestattet, die Patente wurden nur für eine Person aus- 
gestellt und der Gebrauch der Duplikate verboten. 

Es erfolgten indessen noch mehrere den Hausirhandel be- 
treffende Verordnungen, hierunter die Verordnung über die 
Stempelabgabe der Beisenden auswärtiger Handelshäuser vom 
Jahre 1825 (30. Juni), wonach diese verbunden waren, wenn sie 
ihre Handelsartikel im Grossherzogtum zum Verkauf anbieten 
wollten, ein Patent zu lösen. Diese letzte Bestimmung fiel 
natürlich wieder durch das Gewerbesteuergesetz von 1827. 

Fassen wir die damaligen über den Hausierhandel bestehen- 
den noch gültigen Bestimmungen aus allen diesen vorangeführten 
Erlässen kurz zusammen, so ergibt sich folgendes: 

„Kaufleuten, Fabrikanten und Handwerkern war es ge- 
stattet, Handel mit eignen und fremden Erzeugnissen in dem 
ganzen Umfange des Grossherzogtums zu treiben und dieselben 
in den Häusern feil zu bieten ohne Bücksicht auf die bestehenden 
Zünfte/ 

„Zur Ausübung des Hausiergewerbes war eine Hausier- 
konzession nötig. Die Hausierer bezahlten die Konzession und 
die vorgeschriebene Gewerbesteuer nach dem aus dem Jahre 1827 
stammenden vielfach verbesserten Klassentarif. Hausierer war 
der natürlich nicht, der in seinem Wohnort bestellte Waren in 
die Häuser brachte oder dort anbieten liess. Allerdings musste 
der betreffende, wenn die Waren dort zünftig waren, der be- 
treffenden Zunft angehören. Fremde und Einheimische, welche 
auf Messen und Märkten umherzogen und auf öffentlichen Plätzen 
oder in ihren Wohnungen feilhalten wollten, brauchten keine 
Hausierkonzessionen; zum Feilbieten auf Messen bedurften sie 
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jedoch polizeilicher Erlaubnis, die dann unentgeltlich erteilt 
wurde. Der Handel mit manchen Nahrungsmitteln war nur den 
Inländern gestattet gegen Bezahlung der Gewerbesteuer und nach 
polizeilicher Erlaubnis, das Hausieren mit manchen Kleinigkeiten 
war steuerfrei. Ausländer erhielten nur noch Hausierkonzessionen, 
wenn sie mit Sachen handelten, die von Inländern nicht in 
nötiger Menge produziert werden konnten. Dagegen konnten 
auswärtige Handelsleute Bestellungen auf Waren entgegen 
nehmen, eine Bestimmung, die besonders den Fabriken, die ihre 
Reisenden aussandten, zu gute kam!" — Die bedeutendsten Städte 
Hessens, wie Darmstadt, Mainz, Giessen, Offenbach, Worms und 
Bingen, Friedberg und Alsfeld waren von der Hausiergestattung 
gänzlich ausgenommen, in der Annahme, dass dort Alles nötige 
in genügender Menge und Güte zu erhalten war. 

Im grossen und ganzen sprach vieles zum Nachteil des 
Hausierhandels, wie aus dem vorangeführten zu ersehen ist, 
insbesondere waren es wohl aber auch polizeiliche und politische 
Gründe, die für eine Untersagung sprachen. Nichtsthun und 
staatsverbrecherische Verbindungen wurden durch das Umher- 
streichen im ganzen Lande und die somit gegebene Gelegenheit 
zur Anknüpfung aller möglichen unerlaubten Bekanntschaften 
unterstützt. Auch wurden die gesetzlichen Bestimmungen oft 
durch Frankfurter Kaufleute umgangen, die zum Schaden des 
inländischen Gewerbes, den Hausierhandel durch Inländer auf 
ihre Rechnung betreiben Hessen. — Ebenso viele nun für Be- 
schränkung des Hausierhandels waren, ebenso viele waren auch 
dagegen, und besonders Gründe, wie die Schädigung des Volks- 
wohlstandes durch die Verleitung zum Kauf unnötiger Dinge, 
waren Gegenstand grosser Erörterungen, denn es war wohl eine 
nicht ganz zu verwerfende Ansicht, dass eine Bevormundung 
der Landbevölkerung beim Kauf doch nur schädlich auf die Ent- 
wicklung ihrer Selbständigkeit wirken könne, dass die Hand- 
werker aber selbst Gelegenheit hätten, ihre Waren zu ver- 
hausieren, somit also den Hausierern die Spitze bieten könnten. 
Diese letzteren wollten die Sache durch Polizeiverordnungen 
geordnet wissen. Hiernach findet sich ein Gesetz aus dem Jahre 
1836 (6. Februar), den Hausierhandel und die hausierend be- 
triebenen Gewerbe betreffend, das nur eine genauere Kontrollier- 
ung der Hausierer vorsieht, dessen geringe Wirkung man jedoch 
schon daraus ersehen kann, dass die darauffolgenden Jahre 
schon wieder neue Vorstellungen und Eingaben an die Land- 
stände brachten. 
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Eine Handhabung aller bestehenden Verordnungen aber, 
deren kurze Zusammenfassung einige Seiten weiter vorn Platz 
gefunden hat, war um desswillen schon so schwierig, weil ein 
Gesetz oft dem anderen zu widersprechen schien; desshalb be- 
schloss die hessische Regierung eine Zusammenfassung aller 
Bestimmungen. Zu einem Verbot des Hausierhandels kam es 
jedoch nicht, trotzdem auch Städte wie Gross-Umstadt und 
Höchst, damals besonders für den Gewerbebetrieb wichtige Orte, 
auf eine Abschaffung drangen. Auch in den späteren Jahren 
wurde wieder die Aufhebung des Hausierhandels gefordert. 
Darauf antwortete die Regierung mit neuen Spezialbestimmungen 
über diesen Erwerbszweig, die aber alle bis zur Einführung 
der Gewerbefreiheit kaum von irgend welcher Bedeutung sind. 

Besserung der Lage des Handwerks durch bessere Vertretung bei 
der Landesregierung und durch Bildung von Aktiengesellschaften. 

Da nun das Handwerk in der Folgezeit von dem Hausier- 
gewerbe und dem ausländischen Handel viel zu leiden hatte, 
und auch keine Aussicht auf dessen weitere Beschränkung vor- 
handen war, da es an einer geeigneten Interessenvertretung der 
einzelnen Gewerbe fehlte trotz der Wirksamkeit des Gewerbe- 
vereins, so wurde von dem Abgeordneten der IL Kammer, Görz, 
und dem Handelsstande von Mainz im Jahre 1848 zum ersten 
Male an die Eegierung die Forderung gestellt, im Ministerium 
eine Abteilung für Handel, Gewerbe und Industrie zu errichten.*) 
Eine andere kaum wohl wiederkehrende Forderung, welche der 
Abgeordnete Krug am 23. Juni 1854 in der IL Kammer der 
Landstände stellte, war die zur Bildung einer Aktiengesellschaft 
zur Förderung der Gewerbe. Ob dies Institut, wenn es zur 
Ausführung gekommen wäre, wirklich viel Wert für das Hand- 
werk gehabt hätte, ist eine grosse Frage, denn nicht nur die 
Ermittlung von überseeischen Plätzen, die dann zum Absatz der 
vaterländischen Erzeugnisse dienen sollten, und der Ankauf der 
fertigen Fabrikate kleinerer Gewerbsleute, um sie in grosser Menge 
auf Märkten abzusetzen, sollte der Zweck jener Gesellschaft 
sein, sondern vor allem auch die Beschäftigung vieler Menschen 
in einem Betriebe zur Fertigung vieler für die einzelnen Fabri- 
kationen nötiger Halbfabrikate. Es wären hierdurch dem Hand- 
werk wohl viele Kräfte entzogen worden, da sich hier vielleicht 



*) XL Landtag, Beil. zu Prot. 92, XI. Landtag, Prot. 158, Seite 5. 
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lohnenderer Erwerb im grossen Betrieb bot. Aber immerhin 
konnte für manche Erwerbszweige nach der Ansicht des vor- 
genannten Abgeordneten unzweifelhaft Vorteilhaftes geleistet 
werden, wie z. B. für die Spinnerei. Diese war durch die eng- 
lischen Flachsmaschinenspinnereien, die mit dem Betrieb grösserer 
Flachsbereitungsanstalten verbunden waren, schon sehr zurück- 
gegangen und konnte wohl bald gar nicht mehr mit dieser 
konkurrieren. Es wurden somit viele oberhessische Haus- 
industrien dem Untergang preisgegeben; viele Bewohner des 
nördlichen Oberhessens wurden brotlos, denen aber nur durch 
Beschäftigung in einem grossen Etablissement dieser Erwerbs- 
branche, in dem sie ihre früher erlernten Fähigkeiten verwerten 
konnten, und das aber auch die Garantie bot, mit der englischen 
Arbeit konkurrieren zu können, geholfen werden konnte. Die 
Gründung eines derartigen Etablissements war allerdings in den 
50 er Jahren noch eine gewagte Sache und hätte der kräftigen 
Unterstützung des Staates, vielleicht durch Zinsengarantie, be- 
durft. Man sieht, dass nichts bei Vorschlägen ausser Acht 
gelassen wurde, was dem Niedergang manchen Handwerks in 
dieser Zeit hätte abhelfen können. Aber auf der anderen Seite 
waren die Staatsmittel nicht derart, um jede Berufsart unter- 
stützen zu können, und nicht jeder Handwerker sah in Neuerungen 
seinen Vorteil ; besonders der, der noch durch lokalgünstige Ver- 
hältnisse gestützt war, wollte von Neuerungen gar nichts wissen. 



Bestrebungen zur Schaffung einer hessischen Gewerbeordnung. 

Wie weiter vorn schon bemerkt, strebte man, wie man auf 
dem Gebiete der Gewerbesteuergesetzgebung schon Einheitlich- 
keit erlangt hatte, und zwar seit 1827, auch auf dem Gebiete 
des korporativen Gewerbe- oder des Zunftwesens diese Einheit 
an, aber bis jetzt immer mit wenig Erfolg. Viele Zunftrechte, 
die sich mit der Neuzeit nicht mehr vertragen hatten, waren 
der Vergessenheit anheimgefallen, die Autonomie und Eecht- 
sprechung der Zünfte mussten den allgemeinen Gerichten im 
Jahre 1834 weichen, aber an Stelle vieler geschwundener Zunft- 
rechte oder mancher eingegangener Zünfte war nichts Neues 
getreten, und oft entstanden Streitigkeiten zwischen Zunft- 
genossen beiderseits oder zwischen solchen und Nichtzünftigen, 
auf beiden Seiten lag Recht und Unrecht dank des zerrütteten 
Zustandes des gewerblichen Korporationswesens. 
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Noch während der allgemeinen Forderung der gleichmässigen 
Organisation der Zünfte gingen manche schon weiter und strebten 
eine allgemeine Ordnung des ganzen Gewerbewesens in Hessen 
an. Die erste derartige Erscheinung bemerken wir im Jahre 
1833. So waren z.B. Anfang der 30er Jahre die Zünfte der 
Buchbinder aufgehoben worden trotz des Widerspruchs der Zunft- 
mitglieder, meist aus polizeilichen Gründen. Die Regierung 
hatte allerdings nach einer bestimmten Stelle in jedem Zunft- 
briefe das Recht dazu. An die Stelle dieser Buchbinderzünfte 
war aber nichts Neues getreten, und gerade dieser Stand hatte 
infolge eines gewissen Standesbewusstseins, das in erster Linie 
ans der besseren Bildung seiner Angehörigen entsprang, am 
ersten gegen dieses Vorgehen der Regierung gemurrt. Den Buch- 
bindern folgten die Kaufleute, deren Zünfte auch aufgehoben 
worden waren. Man huldigte eben noch in starkem Maße der 
Ansicht, dass das Gewerbe von Seiten des Staates und ebenso 
die Konsumenten vor der überhand nehmenden Pfuscherei ge- 
schützt werden müssten. Die einzelnen Bestimmungen, die das 
Gewerbesteuergesetz traf, waren natürlich hierzu nicht aus- 
reichend. Es gestattete gegen Lösung eines Patents, wie schon 
an anderer Stelle erwähnt, vollständige Freiheit im Betrieb der 
Gewerbe mit Ausnahme solcher, zu deren Betrieb eine polizei- 
liche Genehmigung erforderlich war und derer, welche noch 
zünftig waren. Eine reglementäre Bestimmung von 1827 ver- 
ordnete die Anfertigung von Meisterstücken vor der Patent- 
erteilung, war aber insofern lückenhaft, als sie gar nichts darüber 
enthielt, was sonst zum Meisterrang erforderlich war, im be- 
sonderen darüber, ob der Meister das Gewerbe als Lehrling und 
Geselle ordnungsmässig erlernt haben musste. Dadurch, dass 
an einem Orte Zünfte bestanden, an einem anderen nicht, kam 
es Anfangs der 40 er Jahre vor, dass von zünftigen Handwerkern 
nebenbei nichtzünftige Gewerbe betrieben wurden, dass z. B. von 
zünftigen Bäckern Wein-, Branntwein- und Bierwirtschaften, oder 
von zünftigen Schneidern ausser dem Schneidergewerbe ein 
Tuchhandel betrieben wurde, während dem Handwerker, dessen 
Gewerbe nicht mehr zünftig war, der Betrieb eines zünftigen Ge- 
werbes verboten war. Es war also hier grosse Ungleichheit, 
hervorgerufen durch die Gegensätze in den Staatsgesetzen und 
dem Zunftrecht, vorhanden. Der Zweck der neuen Verordnung 
sollte deshalb sein: 

„Eine gleichmässige Regulierung der Gewerbsverhältnisse, 
beruhend auf dem Prinzip der Beschränkung des Gewerbe- 
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betriebs durch die polizeiliche Aufsicht des Staates. a So sagt 
wörtlich der Ausschussbericht über diesen Gegenstand im 
10. hessischen Landtag vom 10. Juni 1845. Man sieht auch hier 
wieder, dass man immer noch nicht wusste, für was man sich 
entscheiden sollte, für Gewerbefreiheit oder Zunftzwang, und 
beides zu kombinieren, ohne eine der Parteien zu schädigen, war 
schwer. Dass man aber immer mehr von einer eigentlichen 
Zunftordnung*) absah, geht aus dem Antrag zur Einführung 
einer Gewerbeordnung hervor, in dem es wörtlich heisst: 

„Es ist nicht unsere Absicht, den Zunftzwang, wie er 
früher bestanden hat, wieder eingeführt zu sehen, sondern nur 
die gewerbtreibende Klasse, sowie die Konsumenten gegen die 
Überhandnähme der Pfuscherei gesichert zu wissen, und dies 
könnte, unserer Ansicht nach, durch den Erlass einer Gewerbe- 
ordnung erreicht werden." 

Wie wichtig und dringlich aber die Angelegenheit war, sieht 
man daraus, dass die Landtags-Abgeordneten Kahlert und Ram- 
speck (X.Landtag, Protokoll 38) die Ungleichheit vor dem Gesetze, 
die durch die Auflösung einiger Zünfte entstanden war, einst- 
weilen mittelst einer Verordnung beseitigt wissen wollten. Die 
Regierung stand einer schnellen Entscheidung aller dieser Punkte 
schroff entgegen, denn es war ihre wohl anzuerkennende Ab- 
sicht, erst ein abgeschlossenes Material zu haben oder das Vor- 
gehen grösserer benachbarter Staaten abzuwarten und erst aus 
den Wirkungen der neuen Gesetzgebung dieser für die Ein- 
führung der eigenen neuen Gesetze zu lernen. Auch war es 
nicht zu verkennen, dass man, wollte man in einem kleinen 

*) Man hatte dann auch später Ende der 40er Jahre eine gute 
Lehre durch die preussische Innungsgesetzgebung (9. Februar 1849) er- 
halten. Über diese schreibt die Kölner Zeitung (April 1852): „Es tritt 
immer überzeugender hervor, dass die Verordnung von 1849 nicht im 
Stande ist, eine durchgreifende Änderung der Lage der Handwerker 
herbeizuführen. (Nach dieser Verordnung war den meisten Handwerkern 
der Gewerbebetrieb nur gestattet, nachdem sie in eine Innung auf- 
genommen waren oder ihre Befähigung vor einer Prüfungskommission 
nachgewiesen hatten.) Der unerlässliche Gemeinsinn, der die Innungen 
beleben muss, geht in Sonderinteresse und Egoismus des Einzelnen auf." 
Man hatte wohl also recht, wenn man in Hessen von einer Wieder- 
belebung des Zunftwesens absah. Man betrachtete, wie wohl auch aus 
den folgenden Ausführungen hervorgeht, die preussische Gewerbegesetz- 
gebung von 1845, soweit wenigstens als sie sich auf das Gesellen- und 
Lehrlingswesen bezieht, für vorbildlich für eine hessische Gewerbe- 
gesetzgebung. 
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Lande wie Hessen, nicht allein stehen, die Gesetzgebung der 
umliegenden Staaten berücksichtigen musste. Andernfallls konnte 
das Gewerbe, dessen Betrieb vielleicht hier mehr durch die 
neue Gesetzgebung beschränkt wurde als anderswo, die Konkurrenz 
von auswärts nicht bestehen. Die Folge hiervon war dann ein 
Rückgang des Volkswohlstandes. Der damalige Regierungs- 
vertreter erklärte deshalb auch diesen Punkt der Gesetzgebung 
als einen der schwersten, handelte es sich doch um das Wohl 
und Wehe des nach der Landwirtschaft am stärksten in Hessen 
vertretenen Standes. So finden wir im Laufe der 40er und 50er 
Jahre immer wieder dieselben Anträge und Petitionen, die teils 
der Gewerbefreiheit sehr zuneigen, teils der Zunftordnung in 
einer der Neuzeit angepassten Form das Wort redeten. Besonders 
finden wir in den Gegenden, in denen die Fabrikbetriebe zu 
blühen beginnen, von seiten der Handwerker Bestrebungen zur 
Einführung neuer Zunftordnungen, denn viele sahen sich schon 
beeinträchtigt durch die Billigkeit und Güte der in der Fabrik 
hergestellten Waren, und nur durch eine Aufnahme der Fabrik 
in den Zunftzwang glaubten sich diese Handwerker gegen die 
Konkurrenz jener grossen Unternehmungen schützen zu können. 
Das Jahr 1848 bewirkte dann, dass man die ganze Sache von 
einer anderen Seite betrachtete: Die in Aussicht gestellte 
Nationaleinheit Hess ausgedehntere Absatzwege erwarten, und 
die Gestaltung dieser sollte nun massgebend sein für das 
JSystem, das man für die Organisation der Gewerbe wählen 
wollte, ein System, das vor allem auch der Gestaltung des 
vereinigten Deutschlands angepasst sein sollte. Dass man aber 
auch jetzt, da die Nationaleinheit in Aussicht stand, immer 
mehr der Gewerbefreiheit zuneigte, sagt eine Stelle des Aus- 
schussberichtes der zweiten hessischen Ständekammer vom 
Jahre 1848, die hier wiedergegeben sei: 

„Die Befreiung des deutschen Gewerbewesens von den 
Schranken, die bisher seiner Entwicklung im Wege standen, ist 
ein Postulat der Zeit und die erste Bedingung des Wohlstandes, 
worauf der Fleiss und die Kunstfertigkeit der deutschen Nation 
so gerechte Ansprüche haben." 

Man sieht hieraus nun einen ganz neuen Gedankengang. 
Wollte man bis jetzt so ziemlich unabhängig nur mit möglichster 
Berücksichtigung der umliegenden Staaten das hessische 
Gewerbewesen ordnen, so versprach man sich nun von den 
politischen Ereignissen dieser Zeit eine gemeinsame Ordnung 
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des deutschen Gewerbewesens, Hoffnungen die sich fast 
20 Jahre später erst nach und nach verwirklichten. 

Im Jahre 1852 geht dann die IL Kammer zum ersten Mal 
auf eine eigentliche Besprechung der Grundsätze einer Gewerbe- 
ordnung ein, dazu getrieben nicht nur durch neue Anträge von 
Abgeordneten, sondern auch durch Petitionen ganzer Gewerbe- 
vereinigungen. Alles drängte bei dem Aufschwung der Industrie 
auf eine gemeinsame Regelung der Erwerbsverhältnisse, damit 
nicht die Fabrik durch die bis jetzt für sie anerkannte Freiheit 
Vorteile ziehe. Eine Eingabe des Handwerksmeistersvereins 
der Stadt Giessen sei hier kurz erwähnt. Er wünschte eine 
Verfassung für die Handwerke, welche eine Ausgleichung der 
schreienden Missverhältnisse zwischen den bisher Bevorzugten 
und Zurückgesetzten gewähre, und den immer dringenderen 
Anforderungen des Mittelbürgers nach Verbesserung seiner 
gewerblichen Stellung entspräche. Der Verein vermerkte, dass 
eine Eegulierung der Innungsverhältnisse infolge der vielfachen 
Übergriffe des Handels, des Hausierhandels und der Ungleich- 
heit in der Gewerbspatenterteilung an Zünfte und Freie zur 
unabweisbaren Notwendigkeit geworden wäre, wenn nicht binnen 
kurzer Zeit eine völlige Zerrüttung des reellen Gewerbswesens 
eintreten sollte; das einzige Rettungsmittel aber fände sich in 
einer zeitgemässen Einrichtung und Umgestaltung des Innungs- 
wesens zur Sicherstellung des Erwerbs. Der Verein bittet 
deshalb die Ständekammern darauf hinzuwirken, dass eine 
Gewerbeordnung entworfen und einer Versammlung von Hand- 
werkern, die von dem Handwerkerstande gewählt seien, vor- 
gelegt würde. 

Damals wurde dann auch wirklich von Handwerkern der 
Grundgedanke der einzuführenden Gewerbeordnung festgelegt 
und der Regierung übergeben. 

Wie weiter vorn bei der Abhandlung über den Hausier- 
handel, so sei auch hier nochmals eine kurze Übersicht über 
die Entwicklung und den damaligen Stand des Gewerbewesens 
gegeben, bevor der wichtige Abschnitt, „die Vorbereitungen zur 
Einführung einer Gewerbeordnung", beginnt: 

In ältester Zeit war, wie überhaupt in Deutschland, so 
auch in Hessen das Recht zum Betrieb bürgerlicher Gewerbe 
an das Stadtbürgerrecht geknüpft und innerhalb der einzelnen 
Stadt an den Eintritt in die Zunft. Auf dem Lande waren nur 
wenige Gewerbe und darunter manche, für welche die Zunft- 
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Verfassung gar keinen reellen Wert hatte, zünftig, so z. B. die 
Schäfer. 

Wie auch schon weiter vorn ausgeführt, war mit dem 
Begriff „Zunft a das Recht des „ Zunftdistriktsbanns u verbunden, 
wonach die zünftigen Meister allein die Befugnis erhielten, 
innerhalb ihres Gebiets die von ihrem Gewerbe verfertigten 
Arbeiten zu liefern. Die Zünfte selbst reichen, wie anderwärts 
so auch in Hessen 8 Jahrhunderte zurück. Ihre Entwicklung war 
eine höchst verschiedenartige. Im Mittelalter beruhte auf ihnen 
die Verfassung der meisten Städte. Darauf beruhte ihre Autono- 
mie, zumal ihre Zunftartikel im Laufe der Jahrhunderte von dem 
Landesherrn oft ohne eine Prüfung bestätigt worden waren. 

In Rheinhessen hörte dieser Zustand schon, als es mit 
Frankreich vereinigt wurde, auf. An die Stelle der Zünfte trat 
hier unbeschränkte Gewerbefreiheit. Die Lösung eines Patents 
war das einzige Erfordernis. In den beiden anderen Provinzen 
Starkenburg und Oberhessen, in denen die Unzweckmässigkeit 
der alten Zunftverfassung schon sehr fühlbar wurde, traten im 
Jahre 1821 Änderungen ein, die besonders in der Aufhebung 
des Zunftdistriktsbanns Ausdruck fanden. Hiernach hörte auch 
die Beschränkung der Anzahl der Gesellen und Lehrlinge auf. 
In den folgenden Jahren sehen wir immer das Hinarbeiten auf 
eine Zunftordnung für das ganze Grossherzogtum oder doch 
wenigstens für die Provinzen Starkenburg und Oberhessen. 
Das Jahr 1825 brachte eine Verordnung, die Abschaffung der 
Weinstrafen und Geldabfindungen bei Anfertigung des Meister- 
stückes.*) Eine spätere Verordnung für die Kreisräte über die 
Behandlung der Gewerbe hatte nie Wirkung gehabt, da doch 
die Ungleichmässigkeit der einzelnen Zunftsatzungen keine 
Gleichheit in der Behandlung der Gewerbe von Seiten der 
obersten Behörden eines ganzen Kreises aufkommen liess. 
Eine vielleicht noch wesentliche Bestimmung brachte dann das 
Gewerbsteuergesetz des Jahres 1827 (Art. 1 u. 2), wonach 
das Zunftwesen, soweit es bestand, beibehalten wurde. Nur 
musste Jedermann ein Patent lösen. Das darin bezeichnete 
Gewerbe konnte auch ausserhalb des Wohnortes betrieben 
werden, insofern nicht die Aufnahme in eine Zunft dazu erforder- 
lich war. Die Patenterteilung wurde alsdann von der Aufnahme 
in die Zunft abhängig gemacht. Diese Verhältnisse des Jahres 
1827 bestanden 1852 fast noch unverändert. In Rheinhessen 



*) Verordnung vom 1. Mai 1825, Reg.- Blatt Nr. 24, Seite 801 und 802. 
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bestanden keine Zünfte. Jeder, der ein Patent hatte und 
Gewerbesteuer bezahlte, konnte ein beliebiges Gewerbe und auch 
so viele nebeneinander betreiben, wie er wollte. Nur die Bau- 
handwerker waren an die Prüfung des Kreisbauamtes gebunden. 
Jedermann konnte also auch, wenn er selbst nicht Handwerker 
war, Produkte des betreffenden Handwerks anfertigen lassen 
und frei damit Handel treiben. In Oberhessen und Starkenburg 
war der Rechtsstand des Handwerks fast in jedem Ort ein 
anderer. In einigen Gegenden bestanden keine Zünfte; infolge 
dessen genossen hier die Handwerker vollständige Gewerbe- 
freiheit. In den Orten, wo Zünfte bestanden, musste dagegen 
jeder Gewerbetreibende vorerst den Zunftartikeln Genüge leisten, 
bevor er sich als Handwerker etablieren konnte. Wie schon 
weiter vorn näher ausgeführt, durfte er aber auch dann in den 
anderen zünftigen Orten keine Geschäfte machen; höchstens 
konnte er auf Bestellung dorthin arbeiten, wenigstens nach der 
Auslegung der damaligen Gesetzgeber. Da die Krämerzunft 
vollständig aufgehoben war, so durften Kaufleute die in Fabriken 
gefertigten Waren beliebig verkaufen, fremde Hausierer durften 
sie überall herumtragen (Verordnung vom 6. X. 1846), während 
die Meister aber gestraft wurden, wenn sie ohne Bestellung 
Waren aus ihrem Heimatsorte nach auswärtigen Orten brachten. 
Die Beurteilung des Gewerbebetriebs der damaligen Zeit und 
die Bestrafung wegen Zuwiderhandlung gegen die bestehenden 
Gesetze schildert treffend ein Ausschussbericht des Jahres 1852, 
der die Beschwerde eines Darmstädter Kaufmanns behandelt. 
Die Einfügung desselben an dieser Stelle würde des Raumes 
wegen nicht angehen. Nur so viel sei erwähnt: 

In Darmstadt bestanden vor dem Jahre 1848 Tuch- und 
Kleidermagazine von Kaufleuten, die nicht Schneidermeister 
waren, so auch das des beschwerdeführenden Kaufmanns. In 
den Wirrnissen des Jahres 1848 aber wussten es, auf ihre 
Zunftsatzungen pochend, einige angesehene und vielbeschäftigte 
Schneider, die sich in ihrem Gewerbe beeinträchtigt sahen, dahin 
zu bringen, dass den nicht zünftigen Kleiderhändlern der 
Handel durch einen Ministerialerlass untersagt wurde. Andere 
Schneider nun, die für jene Geschäfte arbeiteten, waren infolge- 
dessen brotlos geworden, und einer derselben, der seinem Ruin 
entgegen sah, kaufte das Kleidermagazin, für das er gearbeitet 
hatte. Als er aber um Patenterteilung für dieses Geschäft 
nachsuchte, wurde sie verweigert, mit dem Bemerken, er 
besitze das Geschäft nur dem Scheine nach und hätte deshalb 
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auch nicht bezahlt, sondern den Kaufpreis kreditiert erhalten. 
Nachdem die Konzession verweigert worden war, teilten Käufer 
und Verkäufer das Geschäft in einen Tuchhandel und einen 
Kleiderhandel, worauf nun die Patente für beide Geschäfte erteilt 
wurden. Da die Verbindung beider Geschäfte geeignet erschien, 
aber auf gesetzmässigem Wege nichts zu erlangen war, so 
wanden sich die Beschwerdeführer an die Stände, die ihre 
Ansicht teilten. 

Man sieht hieraus, dass nach Zunftbriefen und Gesetzen 
zu gleicher Zeit nichts rechtes zu erlangen war. In diesem 
Falle war durch Zunftbrief den nicht zünftigen Händlern nur 
der Handel mit nicht allzu wertvollen wörtlich „schlechten" 
Kleidern gestattet, nach anderen Verordnungen überhaupt. 
Derartige Streitfälle kamen massenhaft vor und stellten oft 
Richter und Regierungsbeamte vor kaum zu lösende Aufgaben. 

Im Landtage Hessens standen sich im Jahre 1852 zwei 
Parteien schroff gegenüber. Die eine wollte volle Gewerbefreiheit, 
und dies waren meist Fabrikanten und Kaufleute, die andere 
wollte die Vorteile der Gewerbefreiheit mit den Vorteilen der 
der Zunfteinrichtungen vereinigt wissen. Letztere hatte als 
obersten Grundsatz aufgestellt, bei erwiesener Kenntnis des 
Handwerks der gewerblichen Entwicklung völlige Freiheit zu 
gestatten. Weiter gehörten zu ihren Prinzipien, um es noch- 
mals zu erwähnen, Ausbildung und Vervollkommnung der zur 
Meisterschaft erforderlichen Kentnisse, Schutz der Handwerker 
und des Publikums gegen Pfuscher, Unterstützung armer und 
kranker Gesellen, der Witwen und Waisen der Meister. 

Wesentlich für die nun neu aufzustellende Gewerbeordnung 
war, dass sie, wie in den Motiven zu dem Gesetzentwurf aus- 
geführt ist, in erster Linie für den Handwerkerstand gelten sollte. 
Die fabrikmässigen Betriebe sollten vorerst der vollständigen 
Gewerbefreiheit tiberlassen bleiben, ein Prinzip, das unserer 
heutigen Gewerbeordnung nicht mehr entspricht. Man wollte 
auch darauf achten, dass staatliche Gewerbebetriebe, wie 
Militärwerkstätten und Gewerbebetriebe in Strafanstalten nicht 
so ausgedehnt werden durften, dass eine Beeinträchtigung der 
Handwerksmeister daraus entstehen konnte. Es sollte also 
eigentlich besser gesagt eine allgemeine „Handwerksordnung" 
eingeführt werden. 

Ebenso wesentlich war für die neue Gewerbeordnung das 
Institut der Zünfte, denen im allgemeinen folgende Aufgaben 
zuerkannt wurden: Sie sollten ein Vereinigungspunkt zur 
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Beratung und gegenseitigen Mitteilung über gewerbliche Interessen 
sein, es sollte von ihnen auf den Fortschritt des Gewerbes, auf 
die Vermehrung des Absatzes und die Ehrlichkeit der einzelnen 
Gewerbetreibenden hingewirkt werden. Ein Beitrittszwang 
rausste aber schon um deswillen bestehen, weil ein Meister 
durch die Annahme von Lehrlingen Verpflichtungen einging, die 
der Staat kontrollieren musste und im Innungs- oder Zunft- 
verband besser kontrollieren konnte. Natürlich sollten die 
Zünfte nach der neuen Ordnung auch korporative Rechte haben. 
Die Zunft oder Innung hat darnach eine Zunftordnung, deren 
Bestimmungen selbstverständlich der Gewerbeordnung nicht 
widersprechen dürfen. Es ist Zweck der Innungsordnung, 
Bestimmungen über die Arbeitszeit, Zahlungsweise des Lohns, 
Kündigungsfristen, Lehrlingsprüfungen, Wandern, Kranken- und 
Wanderkassen und Aufnahme festen Maßes in den Fabrikaten zu 
treffen. Weitere Autonomie hat die Innung nicht. Sie bedarf 
natürlich, wie auch früher, der Bestätigung der Staatsregierung, 
die nach den nun gemachten Erfahrungen erst nach näherer 
Prüfung erfolgt. Eine Rechtsprechung kann den neuen Zünften 
nicht mehr eingeräumt werden. Von der Monopolisierung der 
Gewerbe, dem früheren Zwecke der Zünfte kann auch nicht 
mehr die Rede sein. Insofern vertragen sie sich auch mit dem 
Prinzip einer gewissen Freiheit der Gewerbe. 

Ein dritter wichtiger Punkt der zu erwartenden Gewerbe- 
ordnung, ein Puukt, der nun auch in den letzten Jahren wieder 
allgemeines Interesse in Hessen gewonnen hat, ist der Erwerb 
der Meisterschaft. Die Prüfung der Meisterkandidaten sollte 
nicht wie früher einzig und allein Sache der Innung sein, sondern 
es werden Regierungsvertreter hierzu beordert. Auf diese Weise 
werden Unterschleifen bei den Prüfungen verhütet. Denn es 
kam früher oft vor, dass man missliebige Gesellen, wenn sie 
wirklich die nötigen Kenntnisse hatten, schikanierte, ja oft direkt 
durchfallen Hess. Von der Wanderzeit glaubte man auch nicht 
absehen zu dürfen. Die Ablegung der Meisterprüfung sollte 
nicht vor dem 25. Lebensjahre geschehen. Man wollte dadurch 
dem unbemittelten Gesellen Zeit lassen, sich durch Sparen die 
Mittel zu verschaffen, um sich dann als Meister etablieren zu 
können. Dann auch sollte diese Bestimmumg eine Überfüllung 
der gewerblichen Berufe verhindern und die Ehe bis zum 
späteren Geschäftsantritt hinausschieben. 

Die Meisterrechte sind ein vierter wichtiger Gegenstand 
der Gewerbeordnung. Es war dies gerade der Punkt, der einer 
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sehr verschiedenerlei! Behandlung unterzogen werden konnte. 
Geschätzt musste nach damaligen Begriffen der Meister in der 
Art werden, dass derjenige, der das Gewerbe nicht ordnungs- 
mässig erlernt hatte, nicht zum Nachteil des Meisters arbeiten 
konnte. Dagegen wollte man den Schutz des Handwerks 
gegen die Konkurrenz der Hausierer, Warenmakler, gegen das 
Verauktionieren neuer Waren, das Feilhalten an einem Stand 
ganz den polizeilichen Anordnungen überlassen. Die Assoziation 
zum Zwecke des schwunghafteren Gewerbebetriebs ist ein 
Ausfluss des Prinzips der Gewerbefreiheit und musste deshalb 
erlaubt werden, weil manche Gewerbe nur so zweckmässig 
betrieben werden konnten. Auch sollte der Übergang von einem 
zum anderen Gewerbe nicht allzu sehr erschwert werden, denn 
bei plötzlich eintretender Überfüllung eines gewerblichen Berufes 
hätten hierdurch die schlimmsten Folgen entstehen können. 
Man konnte deshalb von einem solchen Übertretenden nicht 
mehr die Ablegung der Meisterprüfung für das neue Gewerbe 
verlangen, sondern musste sich hier mit dem einfachen 
Befähigungsnachweis begnügen, den zu beurteilen nicht allein 
die Innung des betreffenden Ortes, sondern in erster Linie einem 
von der Regierung bestellten Vertreter überlassen wurde. 
Beschränkungen glaubte man dem Meister in der Zahl der von 
ihm zu haltenden Lehrlingen wieder auferlegen zu müssen, denn 
erstens war der Meister, wenn er einen Knaben in die Lehre 
nahm, für dessen richtige Ausbildung verantwortlich, und der 
Staat hatte hier das Recht schon wegen der rechten Beaufsichtigung 
zur Steuerung der Sittenlosigkeit reglementär einzugreifen. 
Man hielt infolgedessen eine gleiche Anzahl von Gesellen und 
Lehrlinge in einem Gewerbebetrieb für angebracht. 

In diesem Falle wäre es dann wohl möglich gewesen, nach 
Ansicht des Verfassers, dem Lehrling, auch wenn ihn der Meister 
selbst nicht beaufsichtigen konnte, wenigstens durch einen 
erfahrenen Gesellen die rechte Beaufsichtigung zu teil werden 
zu lassen. Auch hätte die Gestattung jeder beliebigen Zahl von 
Lehrlingen von den Meistern pekuniär wohl ausgenutzt werden 
können. Man hätte einfach dem Lehrling, der obendrein für 
seine Ausbildung noch bezahlen musste, die Anfertigung ein 
und desselben Gegenstandes längere Zeit überlassen, so dass er 
darin schnell eine besondere Fertigkeit erlangt hätte, ein anderer 
Lehrling hätte einen anderen Gegenstand nach derselben Methode 
zur Bearbeitung erhalten. Auf diese Weise wäre der Meister, 
ohne in den Ruf zu kommen, minderwertige Ware zu liefern. 
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doch im Stande gewesen, natürlich zum Nachteil der Ausbildung 
des Lehrlings, durch Ersparung des Gesellenlohnes pekuniär 
übermässig rasch vorwärts zu kommen. Der Willkür wäre auf 
diese Art Tür und Tor geöffnet worden. Hätte auch das 
Publikum die Nachteile augenblicklich nicht verspürt, so wäre 
jedoch für die Zukunft für das ganze Handwerk das schlimmste 
zu fürchten gewesen, denn was wollten derartig ausgebildete 
Leute in der Meisterprüfung leisten oder, wenn man dann, 
gezwungen durch den Mangel an Meistern, auch minderfähige 
Kandidaten bestehen liess, was hätte dann das einheimische 
Handwerk später der Konkurrenz des Auslandes gegenüber 
leisten können ? Und diese Konkurrenz zu verbannen, lag damals 
selbst nicht im Sinne der Gewerbeordnung, denn ausdrücklich 
ist vermerkt, dass der Handel, nicht gehemmt werden sollte. 
Dies hätte den Kaufmannsstand zu sehr benachteiligt. Dass 
man der Witwe des Meisters die Fortführung des Geschäftes, 
an dessen Spitze dann ein Geselle stehen musste, erlaubte, ist 
eigentlich eine Anordnung, die wohl vom Standpunkte der 
Gerechtigkeit und Billigkeit geboten war, die den Staat auch 
oft der Verpflichtung enthob, bedürftige Witwen und Waisen 
zu unterstützen. Es war dies aber auch ein Schritt näher zur 
Gewerbefreiheit hin, denn hier war ein Mittel zur Umgehung 
des Gesetzes über die Meisterrechte geschaffen; nämlich deshalb: 
niemand verbot der Meisterswittwe, einen Mann zu ehelichen, 
der dem betreffendem Gewerbe nicht angehörte, der dann, wenn 
auch nicht öffentlich, so in Wirklichkeit doch die Leitung des 
Geschäftes übernahm. 

Ganz besonderer Beaufsichtigung und Regelung bedurfte 
aber immer in erster Linie das Lehrlingswesen. Man musste 
ausser der Zahl der Lehrlinge eine Bestimmung über Maximal- 
und Minimallehrzeit in die neue Gewerbeordnung aufnehmen, um 
einerseits den Lehrling davor zu schützen, dass ihn der Meister 
über Gebühr ausnützte, andererseits aber, um zu verhindern, 
dass der Meister, vielleicht dazu bestochen, den Lehrling zu 
frühe aus der Lehre entliess. Man konnte natürlich die 
Beaufsichtigung derartiger Dinge ruhig der Zunft überlassen, 
denn die Konkurrenz, die ein Meister für den anderen bildete, 
sorgte auch für die Ausführung dieser gesetzlichen Bestimmungen. 
Der Eintrag des Lehrlings in die Zunftmatrikel hatte hier aber 
schon den nötigen Erfolg, da damit der Lehrling allen Meistern 
bekannt wurde. Nach bestandener Lehrzeit sollte dem Lehrling 
der Lehrbrief ausgestellt werden, selbstredend war vorher eine 
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Prüfung abzulegen. Zuletzt sollten auch die Bestimmungen 
über das Wandern durch die Gewerbeordnung geregelt werden, 
denn bei der geringen Ausdehnung des Verkehrs und der Spärlich- 
keit der vorhandenen Fachschriften hielt man das Wandern zur 
rechten Ausbildung für unumgänglich nötig. 

Da es nun Mängel im Berufswesen gibt, die sich nicht auf 
den Kreis eines Gewerbes beschränken, sondern oft alle Gewerbe 
eines Kreises oder einer Provinz ergreifen, so hatte man eine 
Einrichtung geplant, die über das ganze Gewerbe einer Provinz 
wachen und der Regierung eintretenden Falls geeignete Vor- 
schläge machen sollte. Dies war der Gewerberat, eine Vertretung, 
bestehend aus erfahrenen Meistern und einem Regierungs- 
kommissär. 

Dies waren die Grundsätze, nach denen man die Gewerbe- 
ordnung schaffen wollte. Es fragte sich aber immer wieder, 
sollte man sie in ganz Hessen oder nur in dem Bereiche der 
alten Zunftverfassung, Starkenburg und Oberhessen, einführen. 
Man war vielerseits der Meinung, dass auch Rheinhessen der 
Gewerbeordnung, vorerst mit .Übergangsbestimmungen, teilhaftig 
werden könne. So sollte es dort z. B. den Angehörigen eines 
und desselben Handwerks oder verwandten Handwerkern frei 
stehen, unter Mitwirkung der Regierung, eine Innung zu bilden; 
eine gewisse Zahl von Handwerkern desselben Ortes, etwa 6, 
sollten die Bildung der Innung verlangen können. Natürlich 
musste auch hier der Eintritt in die Innung vom Bestehen der 
Meisterprüfung abhängig gemacht werden, die vorerst, so lange 
man noch keine Innungen hatte, von einer von der Regierung 
ernannten Kommission abgenommen werden sollte. Keiner 
konnte natürlich hier zum Eintritt in die Innung gezwungen 
werden. Man sieht besonders aus der letzten Bestimmung, dass 
auf diese Art eine Einheitlichkeit schlecht zu erreichen war, 
denn wie sollte es hier mit der Ausbildung der Lehrlinge gehen 
oder auch mit deren Prüfung, wenn sich nur wenige Gewerbe- 
treibende der Innung anschlössen, und nach der neuen Gewerbe- 
ordnung sollten nur Innungsmeister zur Ausbildung von Lehrlingen 
befugt sein. Deshalb lässt sich auch die Ansicht, die damals 
die Abgeordneten Mohr und Hillebrand bei Beratung der neu 
einzuführenden Gewerbeordnung vertraten, nicht widerlegen, 
wenn sie sich in einem Bericht an die zweite Kammer ungefähr 
dahin äusserten: 

„Während in vielen Staaten die Zünfte, Handels- und 
Gewerbsprivilegien sowie alles, was damit zusammenhängt, 

Digitized by VjOOQlC 



— 50 — 

bereits längst mit dem günstigsten Erfolge für Handel- und 
Qewerbtätigkeit aufgehoben sind, während man in anderen 
Staaten bemüht ist, den auf Handels- und Gewerbefreiheit 
gerichteten Anforderungen des Volkes entsprechend, dasselbe 
Ziel herbeizuführen, bezwecken sowohl Bestrebungen in Hessen 
(wörtlich Anträge verschiedener Abgeordneten) das alte, jede 
freie Entwicklung des Handels und der Gewerbstätigkeit 
hindernde, selbst da, wo es noch besteht, in Verfall geratene 
Zunftwesen nicht nur durch neue Eegelung erst recht zu 
konsolidieren, sondern auch da, wo es zur allgemeinen Zufrieden- 
heit längst nicht mehr besteht, wo selbst kaum einige egoistische 
Handwerker ihre Stimme dafür erheben, dessen Wiedereinführung 
nach Möglichkeit zu erleichtern. tt 

„Wie wird man einen Antrag auf Einführung einer 
Gewerbeordnung befürworten können, nachdem im Artikel 36 der 
Verfassungsurkunde jedem die freie Wahl seines Berufes und 
Gewerbes nach eigner Neigung garantiert istP a 

Dann gingen sie auf die Grundrechte zurück, wonach (§ 26) 
jedem Deutschen die Befugnis zugestanden wird, seinen Beruf 
zu wählen, sich für denselben auszubilden, wie und wo er will 
und (§ 3) ihm das Recht eingeräumt wird, an jedem Orte jeden 
Nahrungszweig zu treiben. Auch führte man noch das Landes- 
gesetz vom 30. Juli 1848 ins Treffen, wonach zur Verwirklichung 
des im Artikel 36 der Verfassungsurkunde ausgesprochenen 
Hechtes alle ausschliessenden Handels- und Gewerbsprivilegien 
und Unfreiheiten bereits aufgehoben waren. Man sah in der neuen 
Gewerbeordnung eine Zuwiderhandlung gegen die Verfassung, 
eine Vernichtung aller zugesagten Freiheiten. Auch war nach 
dieser Ansicht durch die Gewerbesteuergesetzgebung und die 
Verordnungen vom Jahre 1845, nach der manche Gewerbe- 
betriebe von einer Eonzession abhängig sind, das öffentliche 
Interesse genügend gewahrt, und nur dies durfte nach dieser 
Ansicht für den Staat in Betracht kommen. Dazu kam noch, 
dass Rheinhessen im Jahre 1848 die Erhaltung seiner Institutionen 
und Hechte garantiert wurde, zu welchen auch die Gewerbe- 
freiheit gehörte. Darnach war die im Artikel 3 der Verfassungs- 
urkunde garantierte Gleichstellung aller Hessen nur dadurch 
zu erreichen, dass man auch in Starkenburg und Oberhessen 
alle Zünfte und Beschränkungen der Gewerbefreiheit jurfhob. 
In Rheinhessen war überhaupt nur eine widerwillige Fügung 
in die neuen einschränkenden Bestimmungen zu erwarten. Die 
durch und durch in das Volksleben eingedrungene Freiheit hatte 
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sich hier schon so bewährt, dass selbst nicht Opfer gescheut 
worden wären, nur durch nicht zünftige Handwerker (wenn 
auch teurer) arbeiten zu lassen. 

In Handwerkskreisen selbst, natürlich in denen Ober- 
hessens und Starkenburgs, verfehlte man nicht alle möglichen 
Anstrengungen zu machen, um die Einführung einer Gewerbe- 
ordnung durchzusetzen. So wollte es der Handwerksmeister- 
verein von Giessen, dessen Eingabe besonders darauf gerichtet 
war, in der Gewerbeordnung die Forderung einer genügenden 
Vorbereitung und Befähigung zum Handwerk festzustellen; das- 
selbe bezweckte die Petition der Zunftvorstände von Schlitz, 
die die Erhaltung der Handwerkerzünfte schon um deswillen 
für nötig hielten, damit nicht einem jeden Gelegenheit gegeben 
sei, ein Geschäft, ohne Befähigung dazu, zu treiben. Nicht zum 
mindesten hatten diese bei ihrer Eingabe die Konkurrenz im 
Auge, die ihnen in der Errichtung grösserer Webereien in Schlitz 
und Umgegend entstand. Ganz in demselben Sinne sprachen 
sich Handwerksmeister von Laubach, die Zunftvorstände von 
Bensheim, die Handwerksmeister von Biedenkopf und andere 
aus. Selbst in Eheinhessen erhoben sich, natürlich nur einzelne, 
Stimmen, die für die Einführung einer Gewerbeordnung sprachen, 
so z. B. in Oppenheim, das im Jahre 1848 einen Abgeordneten 
zum Zwecke einer diesbezüglichen Begelung des Gewerbewesens 
zur Nationalversammlung nach Frankfurt a. M. entsandt hatte. 
Ebenso hatte der Bürgermeister der Stadt Alzey, entgegen der 
Ansicht der rheinhessischen Abgeordneten, die Einführung einer 
Gewerbeordnung in einer Eingabe an die Stände vertreten. 
Auch Handwerker von Mainz, Worms und Bingen bekannten 
sich zum Prinzip der Einschränkung der Gewerbefreiheit. 
Allerdings waren dies in Eheinhessen nur vereinzelte Stimmen, 
die für die Stimmung des ganzen Landes durchaus nicht mass- 
gebend waren. — 

An Preussens Einrichtungen konnte man hier Beobachtungen 
machen. Man schrieb dort den Mangel an Gemeinsinn, den 
geringen Fortgang auf dem betretenen Wege der Eeform, 
die hier nach der vollen Gewerbefreiheit eintrat, dem geringen 
Anklang zu, welchen die Schöpfungen der Innungen und Gewerbe- 
räte fanden. 

Eine wichtige letzte Frage bei Einführung einer Gewerbe- 
ordnung war die, ob man Associationen erlauben sollte. Gegebenen 
Falls ging man dann eigentlich schon weiter als ursprünglich 
beabsichtigt und begünstigte durch diese auch wieder das 

4* 
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Fabrikwesen, das schon damals oft als gefahrlicher Feind des 
Handwerks hingestellt wurde. 

Nach der Ansicht der Regierung war es überhaupt eine 
schwierige Sache, das Gewerbewesen in einer strengen Gewerbe- 
ordnung regeln zu wollen, da gerade so viele Gründe dafür als 
dagegen sprachen und gerade zu damaliger Zeit das Gewerbe- 
wesen auf dem Punkte der Klärung angekommen war, die noch 
für nichts entscheiden liess. 

Die Änderung des Gewerbesteuergesetzes vom Jahre 1827. 

Mit der Entwicklung des Gewerbewesens, für das der 
Staat bis hierhin eigentlich auch pekuniär wenig oder gar 
nichts getan hatte, denn erst Mitte der 50er Jahre stellte er 
zum ersten Male eine wesentliche Summe von 24000 fl. für 
gewerbliche zur Verfügung, ging eigentlich in viel geordneterer 
und klarerer Weise die Steuerpolitik voran. Das Gesetz vom 
Jahre 1827 bestand bis jetzt fast noch im ganzen Umfang 
ausser einigen kleinen Änderungen. Nur der Tarif hatte ver- 
schiedene Male zweckmässige Ergänzungen und Änderungen 
erlitten. Ende der 40er Jahre glaubte man besonders einen 
Mißstand des bestehenden Gesetzes rügen zu müssen. Hiernach 
war es jedem Inländer frei gegeben, so viel Gewerbe zu betreiben, 
wie ihm beliebte. Er wurde aber nur mit dem nach dem Tarif 
am höchsten besteuerten Gewerbe zur Steuer herangezogen, 
sein übriger Gewerbsbetrieb jedoch steuerfrei gelassen, in der 
Absicht, durch diese Erleichterung eine Hebung des Gewerbe- 
standes herbeizuführen. In den 21 Jahren, die seit Abfassung 
des Gesetzes verflossen waren, waren aber die Wirkungen 
dieser Bestimmung ganz gegenteilige geworden, denn derjenige, 
welcher mit grösseren Mitteln mehrere Gewerbe betrieb, 
beeinträchtigte ungerechtermaßen den unbemittelten und auf 
sein einzelnes Geschäft beschränkten Handwerker und durch 
den Betrieb mehrerer verschiedenartiger Gewerbe eine ganze 
Reihe dieser Handwerker. Der Schaden entstand natürlich erst 
dadurch, dass viele, die Rentabilität einsehend, dieses Geschäfts- 
gebahren verfolgten. Auch andere Gesetzesstellen waren im 
Laufe der Zeit für den Handwerker besonders nachteilig 
geworden. So z. B. wurden nach dem Gesetz von 1827 diejenigen 
Gewerbsanlagen, welche mehr als 50 Arbeiter beschäftigten, nur 
mit der Hälfte des Mietwerts des Gewerbelokals zur Zusatz- 
steuer herangezogen. (Näheres sagt der angeschlossene Tarif). 
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UNIVER3ITY j 
Man begründete dies damit, dass die^i^j^ctie' Industrie 
dadurch leistungsfähiger gemacht werden iKWHMf/'-TSs erhoben 
sich schon damals viele Stimmen gegen diese Bestimmung, und 
erst auf Drängen der ersten Kammer wurde sie angenommen. 
Heute musste man einsehen, dass die Industrie auch ohne diese 
Erleichterungen lebenskräftig sei, dass das Handwerk nur 
darunter litt, ja dass selbst kleinere Fabrikunternehmer manch- 
mal mehr Steuer bezahlten als grössere. Auch hatte man sich 
bei der Rangordnung der Städte viel zu sehr an die Klassifikation 
des französischen Gesetzes gehalten, welches 7 Klassen vorsah, 
in der ersten die Orte von 100000 und mehr, in der zweiten 
die von 50—100 000, in der dritten die von 30—50000, in der 
vierten die von 20-30000, in der fünften die von 10—20000, 
in der sechsten die von 5 — 10000 und in der siebenten alle 
kleineren Orte. Für Hessen konnten ja eigentlich nur die drei 
letzten Klassen in Betracht kommen, da Grossstädte nicht vor- 
handen waren, aber dass man die Städte mit 5 000 Einwohnern 
mit Dörfern gleichstellte, war mindestens unbillig, denn die 
Gewerbe von Kaufleuten, Metzgern, Bäckern, Schuhmachern in 
Friedberg, Alsfeld, Bensheim und Oppenheim z. B. waren doch 
sicher einträglicher als die von Landkrämern und Dorfmetzgern 
des Vogelsbergs. In diesem Falle war das preussische System 
vorzuziehen. Dies hatte eine Vier-Klasseneinteilung; zu der 
obersten Klasse gehörten nur die ganz grossen Städte, wie 
Berlin, Danzig u. s. w., zu der zweiten die von 8 000 und mehr 
Einwohner, zu der dritten die von 1 500 und mehr, zu der 
vierten die unter 1500 Einwohnern. Ausserdem konnte aber 
auch wegen besonders lebhaften Verkehrs oder auffallender 
Nahrungslosigkeit Versetzung in eine andere Klasse eintreten. 
Auch in Hessen war es angebracht, eine dieser ähnliche 
Klassifikation zu wählen.*) Die anderen bei einer Änderung des 
Gewerbsteuergesetzes in Hessen in Betracht kommenden Punkte 
haben meist nur auf das Fabrikwesen Bezug, kommen also bei 
Behandlung des vorliegenden Themas nicht in Betracht. Leider 
kam auch diesmal die so berechtigte Rangordnung der Orte, die 
allerdings dem Staate einen Ausfall an direkten Auflagen 



*) Man wäre vielleicht auch besser ähnlich wie Bayern vorge- 
gangen. Hier waren die Gewerbe nach einem Gesetz vom 1. Juli 1856 
in 32 Klassen eingeteilt. Man unterschied dann das Steuerkapital in 
eine Normalanlage und eine Betriebsanlage. Erstere traf den Betrieb 
ohne Hülfskräfte, letztere bedeutet eine Steuerzulage für diese. Die 
Steuerklassen waren dann wieder in 4 Ortsklassen eingeteilt. 
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gebracht hätte, wollte man die Steuersätze für die oberen 
Klassen nicht um bedeutendes erhöhen, nicht zu stände. 
Dagegen wurden die anderen vorangeführten Erleichterungen 
für das Handwerk im Jahre 1852*) eingeführt. Erst das Jahr 
1860**) brachte die gewünschte Änderung in Betreff der Rang- 
ordnung der Orte, nämlich die Bestimmung, dass in Zukunft 
nicht mehr der Rang der Orte für die Gewerbsteuerkapitalien 
massgebend, sondern in allen Klassen eine Tarifierung unabhängig 
vom Rang der Orte zulässig sein soll. Die hessische Regierung 
hatte wohl gut daran getan, einen derartigen Spielraum zu 
gestatten, denn der Steuerertrag war in der ersten Finanz- 
periode nach dieser Bestimmung um 25 °/o gestiegen. Beschwerden 
waren selten vorgekommen, wohl ein Beweis dafür, dass das 
Handwerk mit der Neuerung zufrieden war. So lange nun die alte 
Zunftordnung noch bestand, wurden keine wesentlichenÄnderungen 
des Gewerbsteuergesetzes vorgenommen, nur der Tarif unterlag 
in jeder Finanzperiode kleinen Ergänzungen und Verbesserungen. 

Wenden wir uns aber nun zu dem wichtigsten Punkt der 
Abhandlung, der fortschreitenden Entwicklung der Gewerbe- 
freiheit. 1852 waren die Meinungen ob Zunft oder Freiheit noch 
sehr geteilt. Man kann sagen die Majorität der Bevölkerung 
eiferte noch für die Einführung angemessener Beschränkungen 
des Gewerbebetriebs. Es ist vielleicht hier der Platz die An- 
sicht eines damals inmitten in der Bewegung stehenden Mannes 
zu hören, der wohl die Ansichten beider Parteien, der Zünfte 
und der für Gewerbefreiheit kämpfenden Partei in Betracht zog, 
nämlich des damaligen Sekretärs des hessischen Gewerbevereins, 
Rössler. Er nimmt besonders Bezug auf die in der Kammer 
gestellten Anträge und sagt in einem Artikel der Zeitschrift 
des Landesgewerbevereins von 1852: 

„Die Abgeordneten finden die Gründe zum Erlass einer 
Gewerbeordnung teilweise in den Verhältnissen, welche von der 
Staatsregierung nicht geändert werden können (also wohl auch 
nicht durch eine Gewerbeordnung), so in der Ausdehnung des 
Fabrikwesens, im leichtsinnigen Kreditnehmen und Kreditgeben 
Einzelner, in dem Gewöhnen an erhöhte Lebensgenüsse, an ver- 
mehrte Bedürfnisse gegenüber der Genügsamkeit und Sparsamkeit 
früherer Zeiten/ 



*) Gesetz vom 22. November 1852, JReg.-Blatt Nr. 58. 
**) In diesem Jahre erschien das ganze Gewerbsteuergesetz neu 
redigiert mit den Verbesserungen des Jahres 1852. 
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- . Als ein weiterer Grund des allgemeinen Unbehagens und 
verringerten Verdienstes bei den Angehörigen des Handwerker- 
standes, wird aber auch die allzu grosse Gewerbe- 
freiheit, die Ungebundenheit im Gewerbebetrieb von ihm 
angeführt, in deren Gefolge die sogenannte unredliche Konkurrenz, 
d. h. die Konkurrenz solcher, bei denen nicht Fachbildung und 
Fleiss, sondern mitunter sogar widerrechtliche Mittel bei Aus- 
übung des Handwerks oder Fertigung von Fabrikaten in Betracht 
kamen, sich Eingang im Handwerkerstand verschafft habe. 
Diesen letzteren Übelständen zu begegnen sei Zweck der 
Gewerbeordnung. 

„Die Ansichten hierüber, fährt er fort, sind sehr verschieden 
und die Anhänglichkeit an die vollkommen freie Bewegung im 
Gewerbebetrieb in solchen Landesteilen, wo Gewerbefreiheit 
besteht, im allgemeinen so fest gewurzelt, dass es immerhin 
nicht ratsam sein möchte, der gewerblichen Bevölkerung dieser 
Landesteile eine Justitution aufzuzwingen, die ihr zuwider ist, 
während sie sich in gegenwärtigem Verhältnis sehr glücklich 
fühlt*. „Dass aber den so vielfach ins Kleinliche gehenden 
und mit den gegenwärtigen Verhältnissen der Industrie nicht 
mehr zu vereinbarenden Beschränkungen im Gewerbebetrieb, 
welcher das frühere Zunftwesen oder vielmehr den alten Zunft- 
zwang charakterisieren, nicht das Wort geredet werden kann, 
bedarf hier kaum der Erwähnung. Als eine notwendige Folge 
von den Fortschritten der Industrie in allen ihren Zweigen und 
der hiermit eng verknüpften Ausbildung des Fabrikwesens, hat 
sich das unabweisliche Bedürfnis einer freieren Bewegung im 
Gewerbebetrieb ergeben, und wenn ich hiernach weder an die 
Möglichkeit einer Zurückführung des alten Zunftzwangs glaube, 
noch auch dem Prinzip ungebundener Gewerbefreiheit huldige, 
so erblicke ich in einer den gewerblichen Verhält- 
nissen der Gegenwart entsprechenden Innungs- 
verfassung, welche der wahren Ausbildung des 
Gewerbewesens freien Spielraum lässt, ohne jedoch 
von den Nachteilen der unbedingten Gewerbe- 
freiheit berührt zu werden, die zweckmässigste 
Grundlage zur gesetzlichen Regelung der gewerblichen 
Verhältnisse des Handwerkerstandes." 

„Wie wenig die Zunftordnungen in die Gegenwart passen, 
wo das Handwerk so vielfach durch das Fabrikwesen beschränkt, 
an seiner früheren Bedeutung verloren, und eine ganz andere 
Stellung im Gesamtgewerbe eingenommen, wo ferner der Handel 
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mit Gewerbserzeugnissen nicht mehr denjenigen Beschränkungen 
unterworfen sein kann, welche früher die Privilegien des Hand- 
werks ihm auferlegten, ist unbestritten und doch galten jene 
Zunftordnungen noch als Gesetz. 44 

Das Jahr 1848 hielten, wie schon weiter vorn bemerkt, 
auch die Handwerker für ein Jahr des Heils und erhofften von 
ihm Besserung ihrer Verhältnisse. Eine Menge Gewerbeordnungen 
für Deutschland wurden damals schon entworfen. Nur soviel 
sei hier davon erwähnt, alle diese haben die Eigentümlichkeit, 
dass sie das Institut der Gewerberäte vorsahen, eine Behörde, 
die sich in jeder Beziehung um den Gewerbebetrieb kümmern 
sollte. Besonders Sachsen, Preussen und Bayern bemühten sich 
um die Einführung einer allgemeinen Gewerbeordnung und der 
Gewerberäte. 

Der obengenannte Sekretär Bössler hielt auch die Ein- 
führung einer allgemeinen Gewerbeordnung für das Beich für 
nicht zweckmässig, obgleich er das Bedürfnis zur Regelung der 
Gewerbeverhältnisse anerkannte. Gehen wir auf die Zweck- 
mässigkeit aller Vorschläge etwas näher ein: Wollte man eine 
den Zeitverhältnissen entsprechende Gewerbeordnung einführen, 
so war eine Beschränkung der Arbeitsbefugnisse etwa in der 
Weise, dass dem Meister eines Handwerks nicht gestattet war, 
Arbeiten eines anderen Handwerks, welches er nicht innungs- 
mässig erlernt oder zu dessen Ausführung er eine Befähigung 
nicht nachgewiesen hatte, zu übernehmen, ein nicht zu um- 
gehender Passus des neuen Gesetzes. Sonst wäre vollständige 
Gewerbefreiheit die Folge gewesen. Die Begrenzung der 
Arbeitsgebiete war eine ungeheuer schwierige und hatte oft 
Streitigkeiten im Gefolge, besonders wenn man die Verschieden- 
artigkeit der Stadt- und Landverhältnisse berücksichtigt. Gerade 
in dieser Zeit einer starken inneren Entwicklung der Gewerbs- 
tätigkeit, in der sich oft in einzelnen Gewerben Arbeiten 
abtrennten, um als selbständige Gewerbszweige weiter zu 
bestehen, war es unmöglich, feste Satzungen aufzustellen, wenn 
man noch dazu bedenkt, dass oft Angehörige mancher Gewerbe 
durch den Wechsel in den Bedürfnissen und der Mode, durch 
Veränderung in der Produktionsweise, durch den Gebrauch von 
Maschinen und die Beeinträchtigung durch die Fabriken 
gezwungen waren, ihr Handwerk, in dem sie einen ausreichenden 
Unterhalt nicht mehr fanden, entweder zu erweitern oder ganz 
aufzugeben und sich einem anderen einträglicheren handwerks- 
mässigen Beruf zu widmen. Zu leugnen war es wohl nicht mehr, 
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obgleich noch von vielen Seiten dagegen angekämpft wurde 
und auch viele Kammermitglieder dagegen sprachen, dass dem 
Handwerk in der Fabrik ein gewaltiger Gegner erwuchs, dem 
die Handwerker nur dadurch entgegentreten konnten, dass sie 
sich zum gemeinsamen Betriebe zusammen taten. Wollte man 
also durch die Bestimmungen einer Gewerbeordnung den Fabrik- 
betrieb zu gunsten des Handwerks (natürlich war dies nur 
innerhalb Hessens möglich), hindern, so wäre der Eingang von 
Erzeugnissen auswärtiger Fabriken ein stärkerer geworden und 
dem Handwerk wäre doch nicht geholfen gewesen. Wenn "nun 
das Handwerk aber wirklich vor dem Fabrikbetriebe, der ihm 
die Arbeitskräfte entzog und die Waren verbilligte, geschlitzt 
werden sollte , so entstand dann oft die Frage , wo hört das 
Handwerk auf und wo beginnt die Fabrik? Dass dies ein schwer 
zu entscheidender Fall war, bewies auch die preussische 
Gewerbegesetzgebung der damaligen Zeit, die die Erklärung der 
Begriffe „Fabrik" und „Handwerk* vollständig aussetzte, hier 
also eine wesentliche Lücke aufwies. Die Gewerberäte hatten 
dann auch eine Masse derartiger Streitfälle zu entscheiden. 
Man sah hier oft als unterscheidende Merkmale die Herstellungs- 
weise der Arbeitsprodukte, ob solche mit den gewöhnlichen 
Handwerksgeräten oder mit Maschinen und unter Anwendung 
von Wasser- oder Dampfkraft verfertigt waren, oder auch die 
bei dem Fabrikbetrieb besser durchgeführte Teilung der Arbeit 
an. Vielleicht sah man auch darin oft das Wesen eines Fabrik- 
betriebes, dass Arbeiter verschiedener Innungsgebiete sich zur 
Herstellung eines vollendeten Arbeitsstückes vereinigten, oder 
dass ein Handwerker aus den in sein Innungsgebiet einschlagen- 
den Arbeiten einen einzelnen Artikel zum Gegenstand einer 
massenhaften Produktion machte. Einen wesentlichen Unter- 
schied, der auch oft von den Gewerberäten übersehen wurde, 
gab die Art des Verkehrs ab, wonach der, welcher nur für den 
lokalen Verkehr arbeitete, in die Klasse der Handwerker, der- 
jenige dagegen, welcher für ein grösseres Absatzgebiet tätig 
war, der selbst weniger die eigentliche Arbeit besorgte, sondern 
nur leitete, und zu dessen Geschäftsbetriebe ein grösseres Kapital 
erforderlich war, in die Klasse der Fabrikanten gerechnet 
werden musste. Nichtsdestoweniger waren in diesen Zeiten der 
Entwicklung der gewerblichen Tätigkeit die Unterschiede oft 
nur schwer zu bestimmen und die Streitigkeiten hierüber Legion. 
In Hessen wurden desshalb damals oft Stimmen laut, die 
besonders zur Umänderung der einzelnen Innungssatzungen 
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rieten, also zu einer ganz speziellen Regelung, zur besonderen 
Umänderung der Meisterrechtserwerbung, der Lehrlings- und 
Gesellenprüfung und der Arbeitsbefugnisse. Besonders sollte der 
immer grösser werdende Unterschied von Stadt und Land in 
Betracht gezogen werden. Man wollte also vorerst den Aus- 
schluss des Fabrikwesens von der gesetzlichen Regelung und 
erst durch die Erfahrungen, die die umgeänderten Innungs- 
ordnungen brachten, die Grundlage für eine Gesammtgewerbe- 
ordnung erlangen. 

Dass der Handwerkerstand über Abnahme seiner Verdienst- 
quellen zu klagen hatte, war nicht zu leugnen und deshalb 
vielleicht eine Vorberücksichtigung desselben angemessen; die 
Ursache der Mißstände war aber oft in dem Gewerbestand 
selbst zu suchen. Der Zudrang zum selbständigen Gewerbe- 
betrieb war ein zu grosser geworden; heute begreifen wir dies 
kaum, wo wir höchstens von einer zu grossen Anzahl selbst- 
ständiger Metzger, Bäcker, Wirte und vielleicht Friseure in 
Hessens grösseren Städten sprechen, während andere Meister, 
die auch zu kleineren Reparaturen bereit wären, kaum noch zu 
finden sind. Man gedachte damals der Überfüllung durch strenge 
Handhabung der Meisterprüfung vorzubeugen. Aber an Ein- 
heitlichkeit in den Prüfungsbestimmungen wäre auch da nicht 
zu denken gewesen, wenn man in Betracht zog, dass sich der 
Meister auf dem Lande, dessen Handwerk sich auch meist auf 
rohere Arbeit beschränkte, lange nicht die theoretischen Kennt- 
nisse aneignen konnte, wie der Meister in der Stadt. Auch 
konnte man die Gesellen vom Lande nicht derartig strengen 
Bestimmungen in Betreff der Wanderschaft unterwerfen wie die 
Stadtgesellen, denn infolge ihrer weniger exakten Ausbildung 
fanden erstere auch nicht die Arbeitsnachfrage in der Fremde 
wie die letzteren. 

Ein gutes Beispiel dafür, dass immerhin in dieser Zeit der 
fabrikmässige Betrieb von der Gewerbefreiheit in erster Linie 
profitierte und infolge dessen das Handwerk zu schützen war, 
zeigt die Entwicklung der Stadt Offenbach. Dort wurde schon 
zufolge einer Verordnung vom Jahre 1819 und einer milderen 
Praxis dem Prinzipe der Gewerbefreiheit mehr Rechnung getragen 
als in anderen Teilen Hessens. Eine Folge hiervon war ein 
steigender Wohlstand und eine auffallende Zunahme der Be- 
völkerung. Sie wuchs nämlich in den Jahren 1834 bis 1858 
von 6000 auf 14000 Seelen. Man muss aber immer bedenken, 
dass dort damals schon der Grossbetrieb überwog und ein guter 
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Anfang zu unserem heutigen Offenbacher Fabrikbetriebe gemacht 
war. Dann ist natürlich immerhin auch wieder zu bedenken, dass 
die Nähe der Stadt Frankfurt a. M. als Absatzgebiet, die leichte 
Beförderung der gefertigten Waren auf dem Maine und viel- 
leicht noch anderes zu Offenbachs Wohlstand mit beitrugen. 

Die Gewerbefreiheit 

Wie stetig man auf dem nun einmal betretenen Wege zur 
Gewerbefreiheit weiter ging, zeigen die Kammer Verhandlungen 
in treffender Weise. Ende der 50 er Jahre finden wir noch 
Anträge zur Einführung einer Gewerbeordnung oder besser 
gesagt einer gemässigten Zunftordnung. Anfangs der 60 er Jahre 
sind diese Bestrebungen nicht mehr zu beobachten, ganz im 
Gegenteil nun beginnen direkte Anträge zur Einführung voll- 
ständiger Gewerbefreiheit und Freizügigkeit. Hessen war in 
dieser Beziehung hinter vielen deutschen Staaten zurückge- 
blieben; Österreich*) hatte sich schon für Gewerbefreiheit und 
Freizügigkeit entschieden. Ihm war Preussen allerdings mit 
vielen Einschränkungen gefolgt. Auch einige andere deutsche 
Staaten wie Württemberg, Baden, Koburg und sogar Nassau, 
das sonst doch mit Neuerungen ausserordentlich zögernd vorging, 
hatten Gewerbefreiheit und Freizügigkeit eintreten lassen. 
Eigentlich stand somit Hessen ziemlich isoliert. Dass die Er- 
zeugnisse des deutschen Handwerks und besonders auch der 
noch der Zunftverfassung huldigenden Länder nicht mit dem 
gewerbsfreien Belgien, England und Frankreich konkurrieren 
konnten, hatten die Ausstellungen zu Paris und London gezeigt. 
Es war dies somit wieder ein Grund, zur Gewerbefreiheit über- 
zugehen, der besonders auch von den zunftfreundlichen Hand- 
werksmeistern anerkannt werden musste. Als Hauptgründe zur 
Einführung der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit aber sind 
folgende anzuführen: 

1. Der Zunftdistriktsbann und die Beschränkungen hinsicht- 
lich der Zahl der Meister und Gesellen waren schon durch Gesetz 
vom 21. Juni 1821 aufgehoben. 

2. Der Bezug der Waren, auch der zünftigen, war durch 
die Zollvereinsverträge aus dem Auslande frei, also fiel hier 



* Vergl. auch Gewerbeordnung von 1869, die trotz mancher In- 
stitute, wie Genossenschaften, in die einzutreten selbst Innungen ge- 
zwungen werden konnten, freiheitliche Grundsätze vertrat, besonders in 
Bezug auf den Arbeitsvertrag. 
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doch jeder Schutz für das inländische Handwerk weg. (Es war 
allerdings nicht zu bestreiten, dass damals dank dem Festhalten 
der Landbewohner an alten Sitten und Gebräuchen das hessische 
Handwerk auf dem Lande immer noch gut rentierte.) 

3. Eine grosse Anzahl von zünftigen Gewerben hatte sich 
in unzünftige verwandelt oder war eingegangen. 

4. Verkaufsprivilegien existierten seit dem Jahre 1845 im 
Grossherzogtum nicht mehr. 

5. Neue Industriezweige waren entstanden, welche sich 
von dem Zunftzwange emanzipiert hatten. 

6. Die Pabrikindustrie bestand selbständig, ohne an den 
Zunftzwang gebunden zu sein. 

Besonders dieser letzte Punkt war von besonderer Trag- 
weite, denn es war jedem gestattet, die Erzeugnisse des Hand- 
werks fabrikmässig darzustellen und der freien Konkurrenz war 
somit Tür und Tor geöffnet. Der Schutz des Handwerks 
hatte in Wirklichkeit schon damit aufgehört. Die Fabriken den 
Zünften unterzuordnen, war kaum denkbar. So erschien der 
Zunftzwang zuletzt nur als Hemmschuh für das Handwerk selbst, 
als eine Behinderung "der freien menschlichen Tätigkeit und 
als Benachteiligung des Publikums. 

Gehen wir nun auf den Stand des damals noch in Hessen 
bestehenden Zunftwesens ein, so finden wir eigentlich die Zunft 
des Mittelalters nur selten, sondern überwiegend ein Konzessions- 
system, wie es das Gewerbesteuergesetz vom Jahre 1827 ein- 
geführt hatte, Zünfte und zunftmässige Beschränkung der 
Gewerbefreiheit nur noch in Starkenburg und Oberhessen; in 
Rheinhessen war die Konzession die einzige Vorbedingung des 
Gewerbebetriebs. Starkenburg hatte im Jahre 1863 noch die 
meisten Zünfte. Nach einer Mitteilung im Gewerbeblatt für das 
Grossherzogtum Hessen vom Jahre 1863 gab es in Oberhessen 312, 
in Starkenburg dagegen nur 220 Orte, in denen keine Zünfte 
mehr bestanden. Von ungefähr 21000 Gewerbetreibenden in 
Oberhessen waren nur noch 4226 , also ungefähr 20 °/o , von 
19800 Gewerbetreibenden in Starkenburg jedoch 11374, also 
ungefähr 57 V* °/o zünftig. In ßheinhessen gab es damals an 
16 200 selbständige Gewerbetreibende ; im ganzen Grossherzogtum 
also 57000, von denen nur noch 15600 oder 27°/o zünftig- 
waren. Die Zahl der zünftigen und nicht zünftigen Orte stand 
nahezu gleich. 

Unter den zünftigen Gewerben befanden sich vorzugsweise 
die Bauhandwerker, die Bäcker, die Metzger, die Schneider, 
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die Schuhmacher und die Leineweber. Natürlich war auch noch 
eine grosse Anzahl anderer Gewerbe zünftig, in der Art jedoch 
nur, dass ein und dasselbe Gewerbe in dem einen Orte zünftig, 
in dem angrenzenden Orte aber unzünftig war. Wie weiter 
vorn schon bemerkt, war natürlich überall der Zunftdistriktsbann 
gefallen, ebenso die Beschränkung der Anzahl von Meistern und 
Gesellen und auch die Gewerbsprivilegien, wie z. B. der Mühlen- 
bann- oder Mühlenzwang; letzteres kommt eigentlich weniger 
hier in Betracht, da das Müllereigewerbe weniger als eigent- 
liches Handwerk, sondern mehr als landwirtschaftliches Neben- 
gewerbe betrieben wurde. Insoweit noch Zünfte bestanden, 
reduzierte sich ihre Bedeutung dahin, dass nach dem Gewerbe- 
steuergesetz vom Jahre 1827 oder einer Ergänzung und 
Vervollständigung desselben vom Jahre 1860 nur dann die 
Konzession zum Gewerbebetrieb erteilt wurde, wenn die Auf- 
nahme in die Zunft vorhergegangen war. 

Nach dem reinen Konzessionssystem wurde erst dann den 
betreffenden Gewerbetreibenden ein Patent ausgestellt, wenn 
die höhere Verwaltungsbehörde, gewöhnlich der Kreisrat, die 
Erlaubnis zur Ausübung des Gewerbebetriebes gegeben hatte. 
(Gewerbesteuergesetz vom 16. Juni 1827 und Ergänzungen durch 
Verordnung vom 28. Dezember 1860). Hierher gehörten folgende 
Handwerke besonders : die Bauhandwerke, auch da, wo sie nicht 
schon ohnehin zünftig waren, wie die Dachdecker, Glaser, 
Maurer, Pflasterer, Schreiner, Spengler, Steinhauer, Weissbinder, 
Ziegler und Zimmerleute, die Buchdrucker, das ganze Hausier- 
gewerbe natürlich, die Hufschmiede, Kaminfeger, Steindrucker, 
das Steuermannsgewerbe und noch einige weniger wichtige. 

Eine Vergleichung der Zahlen der Handwerker, der Fabrik- 
arbeiter und der im Handel beschäftigten Personen der Jahre 
1847 und 1861, ebenso eine Übersicht der zünftigen Handwerker 
im Jahre 1863 seien hier zur Veranschaulichung des damaligen 
Gewerbszustandes angeführt. Diese Aufnahmen sind den 
statistischen Sammlungen des Zollvereins entnommen. Eine 
geordnete Gewerbestatistik Hessens beginnt erst im Jahre 1865 : 
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Man sieht hieraus schon, dass trotz der Befreiung von dem 
mittelalterlichen Zunftzwang und der Aufhebung mancher Zünfte 
nicht nur die Anzahl der selbständigen Handwerker, sondern 
auch die Anzahl der Gehülfen und Lehrlinge zugenommen hatte. 
Letzteres ist wohl ein Beweis dafür, dass die bestehenden 
Handwerke doch noch einen befriedigenden Gewinn abwarfen. 
Selbst in Obei'hessen, wo doch ein Kückgang der Bevölkerung 
im allgemeinen zu konstatieren war, hatte das Handwerk eine 
bedeutende Vergrösserung nachzuweisen. Dass die Gewerbe- 
freiheit allerdings auf den Fabrikbetrieb noch günstigeren Einfluss 
ausübte als auf das Handwerk, ist aus den Angaben für Rhein- 
hessen leicht zu ersehen, indem sich dort der Fabrikbetrieb in 
den angegebenen Jahren rapid steigerte, ja fast verdoppelte, 
während das Handwerk nur ganz langsam fortgeschritten war. 
Man kann aber auch da keine direkten Schlüsse ziehen, weil 
man die von den der anderen beiden Provinzen ganz ver- 
schiedenen Verhältnisse der Provinz Rheinhessen und besonders 
dessen Entwicklungsgeschichte, die eine ganz andere war, in 
Betracht ziehen muss. 
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Übersicht über die Zahl der zünftigen Hand- 

nnd Oberhessen 
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werksmeister in den Provinzen Starkenburg 
im Jahre 1868. 



Kreise der Provinz Starkenburg 
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Hieraus ist klar ersichtlich, dass die Gewerbe, die meistens 
nur für den lokalen Bedarf arbeiteten, wie Schuhmacher, Schreiner, 
Bäcker und Metzger sich noch am meisten zünftig erhalten 
hatten. Es ist im grossen und ganzen wohl kaum denkbar, 
dass derartige Gewerbe, besonders die beiden letzteren allzu 
sehr von der Aufhebung der Zunftrechte und Einführung der 
Freizügigkeit zu leiden hatten, denn gerade Metzger und Bäcker 
arbeiteten meist mit sehr wenig Gehülfenpersonal , sodass eine 
allzu grosse Selbständigmachung, die man von der Gewerbefreiheit 
fürchtete, und eine hieraus entstehende Schädigung der bestehen- 
den Betriebe, schon der geringen Zahl der Gehülfen halber 
ausgeschlossen war. 

Eine dritte Übersicht sei hier eingefügt, die einen Beweis 
dafür gibt, dass man auch in Starkenburg und Oberhessen 
Gewerbefreiheit und Freizügigkeit einführen konnte, ohne eine 
Schädigung des Volkswohlstandes befürchten zu müssen, denn 
viele wichtige Orte hatten auch hier keine Zünfte mehr und 
mussten doch zu den blühendsten der beiden Provinzen gezählt 
werden. 

Die Orte, in welchen keine Zünfte bestanden, waren: 

1. im Kreis Darmstadt: Messel. 

2. „ „ Gross-Gerau: Astheim, Geinsheim, Hassloch. 

3. „ „ Dieburg: Eppertshausen, Hergershausen, Kleestadt, 

Langstadt, Bohrbach, Wembach mit Hahn, 
Sickenhofen. 

4. „ „ Offenbach: Bürgel. 

5. „ „ Bensheim: (waren alle Orte zünftig). 

6. „ ,, Heppenheim: (waren alle Orte zünftig). 

7. „ „ Lindenfels: Birkenau, Langenthai, Nieder-Liebers- 

bach und Unter-Schönmattenwag. 

8. „ „ Neustadt: (waren alle Orte zünftig). 

9. „ „ Erbach: Rothenberg, Unter-Finkenbach, Baubach, 

Ober- und Unter-Hiltersklingen. 

10. „ „ Wimpfen: (die Stadt Wimpfen mit ihren Neben- 

orten war zünftig). 

11. „ „ Vilbel: (nur in Bödelheim bestehen Zünfte. Es 

waren sonach alle anderen Orte des Kreises 
nicht zünftig). 

1 2. „ „ Friedberg : Beyenheim, Bodenrod , Bönstadt, Bruchen- 

brücken, Friedberg, Hoch -Weisel, Hausen, 
Ilbenstadt, Kirch-Göns, Langenhain mit Ziegen- 
berg, (16 Orte waren zünftig). 
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13. im Kreis Giessen: Allendorf a. d. Lahn, Alten-Buseck, Bers- 

dorf, Beuern, Burckhardsfelden, Dorf-Gill, 
Eberstadt, Grossen - Buseck, Hermannstein, 
Lang-Göns, Naunheim, Ober-Hörgern, Oppen- 
rod, Reiskirchen, Waldgirmes, mithin waren im 
Ganzen 15 Orte nicht zünftig. 

14. „ „ Nidda: (Im Kreise Nidda bestanden nur in Hungen, 

Langsdorf und Muschenheim Zünfte, welche 
jedoch von dem Kreisamt nicht anerkannt 
werden). Es waren sonach alle übrigen Orte 
des Kreises nicht zünftig. 

15. „ „ Büdingen : (Nur in Büdingen und Wenings bestanden 

Zünfte); in 19 Orten, in welchen bis vor 
20 Jahren noch Zünfte bestanden, waren die- 
selben als aufgelöst zu betrachten ; in 14 Orten 
bestanden jedenfalls par keine Zünfte. 

16. „ „ Schotten: (Nur für Laubach, Freienseen, Gonters- 

kirchen, Solms-Ilsdorf, Lardenbach, Rupperts- 
burg und Wetterfeld bestanden Zünfte; (ausser- 
• dem in Schotten selbst eine Tuchmacherzunft); 
alle anderen Orte des Kreises waren nicht 
zünftig. 

17. „ „ Lauterbach: Für 26 Orte bestanden keine Zünfte; 

(es waren sonach etwa 41 Orte zünftig). 

18. „ „ Alsfeld: Für 16 Orte bestanden keine Zünfte; (es 

waren sonach 55 Orte zünftig). 

19. „ , Grtinberg: Für 20 Orte bestanden keine Zünfte; 

(es waren sonach 17 Orte zünftig). 

20. „ „ Biedenkopf: Im Landgerichtsbezirk Gladenbach 

bestand nur noch eine Schuhmacherzunft, und 
imBreidenbacher Grund bestanden keine Zünfte. 
(Es waren sonach nur die Landgerichtsbezirke 
Biedenkopf — mit Ausnahme des Breiden- 
bacher Grundes — und Battenberg zünftig). 

21. „ „ Vöhl: waren alle zünftig. 

Hier sei noch die Ansicht des rheinhessischen Abgeordneten 
zur II. Kammer, Mohr, der schon bei den Debatten über die Ein- 
führung einer Gewerbeordnung für Gewerbefreiheit plaidiert hatte, 
erwähnt. Er führt ungefähr folgendes aus: 

„ Will man aber auch ein Beispiel an anderen Ländern haben, 
so braucht man nur Sachsen, Württemberg, Oldenburg und 
Coburg-Gotha zu betrachten; also nicht nur Länder, an welche 
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infolge ihrer Grössenverhältnisse vielleicht ein anderer Mass- 
stab gelegt werden muss als an Hessen. Diese alle hatten mehr 
oder weniger konsequent die Gewerbefreiheit eingeführt und bis 
jetzt gute Erfahrungen damit gemacht , trotzdem vorher dort 
noch ein viel stärkeres Zunftwesen geherrscht hat als in Hessen. 
Also scheint eine Aufhebung in Hessen noch viel unbedenklicher. 
Wenn man vielleicht davon sprechen will, dass eine Sicherung 
des Nahrungsstandes mit dem Zunftwesen fällt, so muss dem 
entgegen gehalten werden, dass gerade in den Gegenden, in 
welchen der Zunftzwang noch besteht, am lautesten geklagt 
wird, während dort, wo man keine Zünfte hat, besonders in 
Rheinhessen, kaum eine Klage über den gegenwärtigen Zustand 
laut wird." 

Allerdings muss wohl auch hier nach Ansicht des Verfassers 
bemerkt werden, dass bei der Organisation der Zünfte eine all- 
gemeine Klage leichter anzubringen war, die aber für sich allein 
stehenden Handwerker Rheinhessens erst zu einer Organisation 
schreiten mussten, wenn sie ihre Meinung insgesamt vertreten 
wollten. Natürlich ging auch der Protest gegen die Gewerbe- 
ordnung in Rheinhessen nicht allein vom Handwerk, sondern 
auch von der Grossindustrie aus. 

Was die Erhaltung der Geschicklichkeit und Tüchtigkeit 
der einzelnen Handwerkszweige betraf, so hatte man aus den 
Erfahrungen, welche andere Länder schon gemacht hatten, auch 
keine Handhabe mehr gegen die Einführung der Gewerbefreiheit. 
In den Ländern der Gewerbefreiheit wurde der Vorteil der 
Prüfungen und Meisterstücke durch die sich rasch entwickelnde 
Konkurrenz ersetzt. Dafür sprachen die Verhältnisse Frank- 
reichs, Belgiens und Englands. Auch hatte man in der Praxis 
in Hessen selbst schon Erfahrungen gesammelt und, wie in dem 
Landtag des Jahres 1863 ein Abgeordneter behauptete, arbeitete 
der Mainzer Schuhmacher, der sich nicht um den Zunftzwang 
kümmerte, mindestens gerade so gut als der Darmstädter, ja 
er war wegen seiner besonderen Geschicklichkeit berühmt. — 

Auch in den zünftigen Provinzen selbst konnte man die 
Beobachtung machen, dass die Gewerbe der Mechaniker, der 
Uhrmacher, der Gold- und Silberarbeiter, in Darmstadt besonders, 
nicht mehr zünftig waren, und doch konnte nicht bestritten 
werden, dass diese mehr Geschicklichkeit erforderten, als die 
damals meistens noch zünftigen Gewerbe der Maurer und Sattler. 
Folglich war auch die Erhöhung der Geschicklichkeit kein Grund 
für Erhaltung der Zünfte. Auch was die sittliche Hebung des 
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Handwerks durch die Zünfte anbetrifft, konnte man günstige 
Resultate in letzter Zeit nicbt mehr bemerken; ja, ganz im 
Gegenteil, es musste schon von Staatswegen gegen die Aus- 
wüchse der Zunft, die Trinkgelage, Meister-Essen u. s. w. ein- 
geschritten werden. Bemerkenswert ist der Unterschied in den 
Ausschussberichten der hessischen Landtage der Jahre 1850 
und 1860. Damals plaidierte die Majorität des Ausschusses für 
eine durchgreifende strenge Gewerbeordnung und heute nach 
10 Jahren der Entwicklung war ein vollständiger Umschlag ein- 
getreten. Es ist vielleicht nicht uninteressant, die Schluss- 
bemerkung des betreffenden Ausschussberichtes von 1860 zu 
verfolgen, in der folgendes ausgeführt wird: 

„Selbst die Freunde des Zunftwesens haben allgemach 
begriffen, dass dieses in der alten Form nicht haltbar ist; sie 
können sich nur noch nicht zur Gewährung der vollen Freiheit 
entschliessen und rufen in unbegründeter Angst und von dem 
engherzigen Geiste getrieben, der sich als Folge der Gewöhnung 
an das polizeistaatliche Gängelband darstellt, zwar nicht mehr 
nach Zünften, aber nach einer Gewerbeordnung, einer blassen 
lebensunfähigen Nachbildung der Zünfte/ 

Viele Zunftfreunde wollten damals die alte Einrichtung in 
etwas neuerer Form, also den Standpunkt, den auch die Kammer 
in ihrer Majorität 10 Jahre früher einnahm. Hierher gehörten 
vor allem die Bildung von Handwerksgenossenschaften zur Beauf- 
sichtigung des Lehrlingswesens, zur Regelung der Verhältnisse 
zwischen Meister und Gehilfen, zur Gründung von Fachschulen, 
von Unterstützungsanstalten, zur Auskunftserteilung und über- 
haupt auch zur Mitwirkung bei allen Vorkehrungen der öffent- 
lichen Verwaltung auf dem Gebiete des Gewerbewesens. Diese 
Genossenschaften sollten natürlich auch eine Zwangsorganisation 
sein, verteilt über das ganze Land, getrennt in lokale Bezirks- 
abteilungen unter Oberaufsicht des Staates. Auch dieser An- 
sicht neigte man in weiten Kreisen nicht mehr zu, denn auch 
hier hatte man sich an den englischen Verhältnissen ein Beispiel 
genommen. Dort verschafften freie Genossenschaften und wechsel- 
seitige Unterstützungsvereine dem Handwerker- und Arbeiter- 
stande in wirksamster Weise die Vorteile des Kapitals und der 
Bildung und Hülfe in der Not und im Unglück. Auch in Deutsch- 
land hatte das freie Genossenschaftswesen in letzter Zeit einen 
kolossalen Aufschwung genommen, in Hessen selbst sorgten 
Sterbe- und Unterstützungskassen für den Handwerker. Die 
Lieferung der Rohprodukte und den Verkauf der Handwerks- 
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erzeugnisse konnten Bohstoff- und Konsumvereine ausfahren. 
Für die Ausbildung des Handwerkerstandes und seine Interessen- 
vertretung war der Gewerbeverein schon im Jahre 1834 geschaffen 
worden. Etwas zu weit ging man wohl, als man die Prüfungen 
selbst für die Bauhandwerker aufhob; die Nützlichkeit dieser 
Prüfungen sah man denn auch verschiedene Jahre später sehr 
rasch wieder ein, und wenn man dann auch keinen Zwang mehr 
ausübte, so sorgte man doch für ein geordnetes Prüfungswesen 
in den Gewerbeschulen. 

Mit allen diesen Bestimmungen über die Gewerbefreiheit 
musste selbstverständlich auch das Verhältnis zwischen Meister, 
Gesellen und Lehrlingen den polizeilichen Charakter verlieren 
und mehr einen privatrechtlichen annehmen. 

Die Freizügigkeit. 

Natürlich ging Hand in Hand mit diesen Bestrebungen 
die Erlangung des Eechts der Freizügigkeit. Denn sollte die 
Aufhebung des Gewerbezwangs segensreiche Folgen haben, so 
war es nötig, auch das Kecht der freien Niederlassung an jedem 
Orte zum Betriebe des Gewerbes zu garantieren. Man fürchtete 
von der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit damals besonders 
Übersetzung der Gewerbe, allzu grossen Zudrang zu den gewerb- 
lichen Berufszweigen, die augenblicklich grossen Nutzen ver- 
sprachen und als Folgen Untergang einer Masse dieser Unter- 
nehmungen bei eintretender sinkender Konjunktur. Auch der 
Zudrang der Gewerbetreibenden nach einzelnen Orten, haupt- 
sächlich nach den Städten wurde in's Feld geführt. Man sagte, 
bei Überftillung entstände dann Armut und die Masse des 
Proletariats mehre sich von Tag zu Tag. In Wirklichkeit waren 
viele dieser Befürchtungen, wenn auch nicht ganz zu verwerfen, 
doch wesentlich übertrieben und gingen meist von solchen 
Parteien aus, die als Handwerker ein gutes Einkommen hatten, 
die noch dank eines geringeren Verkehrs und mancher Beschränk- 
ungen, die der Zunftzwang auferlegte, ein ergiebiges Arbeitsfeld 
vollständig beherrschten, die trotz Aufhebung aller Monopolien 
dank der Gunst der Verhältnisse gewissermassen ein solches 
doch noch inne hatten. Von solchen, deren Arbeitsfeld ein 
weniger ausgiebiges war, wurde die Aufrechterhaltung der alten 
Bestimmungen gewiss nicht gewünscht, denn für sie konnte die 
Gewerbefreiheit und Freizügigkeit nur gutes, nur eine Verbesserung 
ihrer gegenwärtigen Lage bringen. Was die Behauptung betraf, 
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es gäbe durch das ungeregelte Umherziehen nur Verarmung, 
denn die Kosten der Üebersiedelungen und der Gründung von 
neuen Handwerksstätten ständen nicht im Verhältnis zu dem zu 
erlangenden Vorteil, so war hier doch einzuwenden, dass erstens 
die geringe Ausdehnung des Hessenlandes, die Orientierung 
über die Verhältnisse des neu zu wählenden Arbeitsfeldes 
bedeutend erleichterte und dann auch das Volk der 60er Jahre 
nicht mehr das von 50 Jahren früher war, das man nach dem 
Grundsatz „alles für das Volk, nichts durch das Volk* behandeln 
musste. — Bei freier Ausdehnung des Gewerbebetriebs und der 
Freizügigkeit konnten besonders die ärmeren Gegenden des 
nördlichen Oberhessens profitieren, die meistens von den kärg- 
lichen Erzeugnissen des Bodens lebten und oft, was heute kaum 
glaublich, nur selten im Jahre eine kleine Summe Geld zusammen 
sahen, gewöhnlich nur, wenn sie den Lohn für Holzmachen in 
den fiskalischen Wäldern in Empfang nahmen und dafür ihren 
Pacht aufrechneten. Also auch diese konnten von der freien 
Bewegung im ganzen Lande nur Vorteile haben. 

Die Gründe, welche damals für und gegen die Freizügig- 
keit sprachen, dafür das Becht der freien Betätigung der Kräfte, 
dagegen die Konkurrenz, die Beeinträchtigung im Nahrungsstande, 
die Überfüllung mancher Gewerbe und die daraus folgende 
Arbeitslosigkeit u. s. w. sind auch wohl heute noch manchmal 
Streitpunkte, besonders da, wo Arbeitermangel oder auch das 
Gegenteil, nämlich Arbeitsmangel, herrscht. Nur ein Punkt sei 
hier noch erwähnt, man hatte damals auch schon in Hessen die 
Bestimmung vorgemerkt, dass das Niederlassungsrecht nicht so- 
fort Heimatsrecht begründen sollte, eine sehr wichtige Bestimmung 
in Bezug auf den Zug vom Lande nach der Stadt und den hier- 
aus infolge schneller Verarmung der Zuziehenden entstehenden 
Konflikt zwischen Heimats- und Niederlassungsort, zwischen 
Stadt und Land. 

Die Einführung der Freizügigkeit wurde jedoch als ein 
Akt erkannt, der nicht nur von einzelnen deutschen Staaten, 
sondern von Deutschland in seiner Gesamtheit, durchzuführen 
sei, um eigentlich erst eine gedeihliche einheitliche gewerbliche 
Entwicklung möglich zu machen. Natürlich spielte hier etwas 
der deutsche Einheitsgedanke mit, der von den Zünftlern teils 
auch anerkannt und befürwortet wurde, teils aber auch hier 
seine Gegner hatte, zumal wenn man bedenkt, dass anfangs der 
60er Jahre noch viele Südwestdeutsche in Frankreich, das unter 
Napoleon III. wieder einen nationalen Aufschwung genommen 
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hatte, ein ideales Vorbild und somit in der auf das gesamte 
Deutschland ausgedehnten Freizügigkeit eine stärkere Ver- 
schmelzung mit den grösseren deutschen Staaten und eine Ent- 
fremdung Frankreich gegenüber sahen. Ausserdem sprach auch 
bei diesen viel die Furcht mit, die sie vor Erhöhung von Kommunal- 
und Staatssteuern hatten, denn eine ausgedehnte Freizügigkeit 
brachte auch wohl frühe Verehelichungen. Hierdurch konnte 
leicht Verarmung der jungen Familien und somit die Notwendig- 
keit einer ausgedehnten Armenunterstützung entstehen. — Es 
waren also hier Einschränkungen zu erwarten. 

Die hessische Regierung ging bei Behandlung dieser An- 
gelegenheit äusserst vorsichtig vor. Auch der hessische Gewerbe- 
verein beschäftigte sich eingehend mit der Angelegenheit, leider 
mit wenig Erfolg, denn die Vertreter der verschiedenen Ansichten 
über Gewerbefreiheit und Freizügigkeit fanden es nicht einmal 
angemessen, dem Präsidenten des Vereins auf Anfordern ihre 
Ansichten und Erfahrungen mitzuteilen. Es ist dies wohl ein 
Beweis dafür, dass der Gewerbeverein der damaligen Zeit kein 
allzu grosses Vertrauen genoss, obgleich, wie weiter vorn an- 
gedeutet> von beiden Parteien von den Freunden des alten 
bestehenden Zustandes und auch den der Gewerbefreiheit zu- 
neigenden, oft behauptet wurde, dass von dem Gewerbeverein 
in bester Weise für die Allgemeinheit des Handwerks in Hessen 
gesorgt würde. 

Zu bemerken ist hier noch ganz besonders, dass man 
eigentlich in Hessen eine andre Folge der Entwicklung durch- 
gemacht hatte, als in anderen Staaten. Während z. B. Preussen 
von völliger Gewerbefreiheit allmählich zu Beschränkungen 
zurückkehrte, man denke an das Institut der Gewerberäte u. s. w., 
hatte man in Hessen erst den Zunftdistriktsbann abgeschafft, 
dann durch die Gesetze von 1827 und 1860 die Konzessions- 
gelder, wobei natürlich noch bemerkt werden muss, dass für 
manche Handwerke staatliche Konzessionserteilung notwendig 
war. Auch hatte man in dem Zeitraum der Jahre 1827 bis 1860 
viele Zünfte ganz aufgehoben, während Preussen wieder Zwangs- 
innungen u. dergl. einführte, also dort eine Rückkehr zur alten 
Institution, hier ein langsames Fortschreiten bis zur Gewerbe- 
freiheit. 

Dies war der Zustand in Hessen anfangs der 60er Jahre, 
denn obgleich die Kammer verlangt hatte, dass ein Gesetz- 
entwurf über Gewerbefreiheit und Freizügigkeit auf dem damals 
tagenden 17. Landtag vorgelegt würde, kam man in diesen Jahren, 
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da die Regierung glaubte, durch die Aufhebung des 2unft- 
distriktsbanns, der Konzessionsgelder und mancher Zünfte für 
jetzt ihr möglichstes getan zu haben, nicht zum Ziele. Dazu 
kamen nun die deutschen Wirren der Jahre 1864 bis 1866, ein 
weiterer Punkt, der nicht voraus bestimmen Hess, ob man in 
Zukunft auf ein geeinigtes Deutschland oder eine weitere Einzel- 
staatswirtschaft und somit auf eine Einzelstaatsgesetzgebung 
zu rechnen hatte. Die Regierung verfolgte hier, wie sie das 
auch in vielen vorhergehenden Fällen getan hatte, das Prinzip, 
nicht auf die Anträge der Kammern im allgemeinen einzugehen; 
sondern es wurden von ihr durch verschiedene Verordnungen 
die wichtigsten Forderungen der Kammer im Sinne der Gewerbe- 
freiheit und Freizügigkeit entschieden. Ein Punkt gab hierbei 
noch Anlass zu besonderen Besprechungen, nämlich die Bei- 
behaltung der Prüfungen, wie sie von vielen Zunftfreunden 
verlangt wurde; aber auch hier siegte die Gegenpartei. 

Die wichtigsten gesetzlichen Bestimmungen der Jahre 1864, 65 u. 66, 
zur Zeit der Einführung der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit. 

Es ist jetzt wohl hier der Platz, auf den Hauptinhalt der 
neuen Verordnungen einzugehen, die in den Jahren 1864, 65 
und 1866 erlassen worden sind. Die erste Bestimmung ist die 
vom 5. Januar 1864*), wonach in Zukunft die Gewerbszeugnisse 
und Legitimationsscheine wegfielen, an deren Stelle eine von 
der Heimatbehörde ausgestellte Gewerbslegitimationskarte trat, 
die zum abgabefreien Gewerbebetrieb in allen Zollvereinsländern 
berechtigte. Es galt diese Bestimmung für alle Gewerbetreibende, 
welche im Auslande Warenankäufe machen oder Waren- 
bestellungen suchen wollten. Nur Sachsen und Preussen machten 
eine Einschränkung, indem sie nur Handelsreisende zuliessen, 
die für eigne Rechnung oder für ein Handelshaus Geschäfte 
machten, während die anderen Staaten auch Handels-Agenten 
zuliessen. — Diese Bestimmungen hatten nunmehr für die 
Allgemeinheit des Handwerks weniger Wichtigkeit, da die Hand- 
werker immer weniger hausieren gingen, abgesehen von Woll- 
webern und Strumpfwirkern Oberhessens, die sich schon in 
früheren Jahren um Erleichterungen beim Hausierhandel an die 
hessische Regierung- gewandt hatten. Das Jahr 186(5 brachte 
dann volle Gewerbefreiheit. Denn das Gesetz vom 16. Februar 1 860, 



*) Regierungsblatt Nr. 2 von 1864. 
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„die Aufhebung der in den Zunftbriefen enthaltenen Beschränk- 
ungen des freien Gewerbebetriebs" betreffend, sagt: „In soweit 
bisher an einzelnen Orten die selbständige Ausübung gewisser 
Gewerbe von der vorgängigen Aufnahme in eine Zunft abhängig 
war, ist künftig zur selbständigen Ausübung jener Gewerbe die 
Aufnahme in eine Zunft nicht mehr erforderlich, und werden 
die entgegenstehenden Bestimmungen der Zunftbriefe hiermit 
aufgehoben. tf Ebenso wurde die Bestimmung aufgehoben, wo- 
nach zu denjenigen Gewerben, zu deren Betriebe erst ein 
Gewerbspatent erteilt werden konnte, wenn die Erlaubnis der 
höheren Administrativbehörde erfolgt war, auch die zünftigen 
Gewerbe gehörten. Auch wurde für die nicht mehr zünftigen 
aber konzessionspflichtigen Gewerbe dieser Eonzessionszwang 
beseitigt. Zur selben Zeit fiel auch die Bestimmung, wonach 
in dem dem Zollverein angehörigen Preussen nur die Handlungs- 
reisenden, welche für eigne oder Rechnung eines Herrn reisten, 
zugelassen waren, die Agenten aber nicht. Eine weitere wichtige 
Bestimmung des Jahres 1865 war die, dass Handelsreisende 
der Zollvereinsländer in Belgien, Frankreich und Holland von 
nun ab aufgekaufte Waren nach ihrem Bestimmungsort mitführen 
durften, natürlich galt dasselbe auch für Handelsreisende dieser 
betreffenden Länder bei ihrem Aufenthalt in den Zollvereins- 
ländern. 

Somit waren nun alle wesentlichen Schranken gefallen, 
welche der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit im Wege standen. 
Ein zusammenfassendes Gesetz kam in Hessen hierüber nicht 
zustande. Man beabsichtigte dies auch nicht, da nach den 
politischen Umwälzungen des Jahres 1866 eine allgemeine Gewerbe- 
gesetzgebung für den norddeutschen Bund in Aussicht stand, 
wie man auch schon im Jahre 1848 eine allgemeine Regelung in 
Deutschland auch hessischerseits im allgemeinen befürwortet hatte. 

Das Verehelichungsrecht in Hessen. 

Bei Behandlung von Gewerbefreiheit und Freizügigkeit ist 
wohl auch der Entwicklung des Verehelichungsrechts einige Auf- 
merksamkeit zu schenken, und wenn das bei der Ausführung des 
vorliegenden Themas nur in aller Kürze geschehen kann. Denn 
meist hängt sogar die Schliessung der Ehe eng zusammen mit 
der Selbständigmachung im Handwerk. Und die meisten Gründe, 
die für Gewerbefreiheit und Freizügigkeit sprachen, können, 
wenigstens zum Teil, auch für eine gewisse Freiheit beim Abschluss 



Digitized by VjOOQIC 



— 77 — 

der Ehe massgebend sein. Zur Zeit, als man noch für das 
Zunftwesen im Grossen und Ganzen eintrat, war die Erlaubnis 
zur Eheschliessung meist von der Selbständigmachung im Beruf, 
also vom Meisterwerden abhängig. Es war für die junge Familie 
eigentlich dadurch eine gewisse Garantie des Wohlstandes 
geschaffen. Trotzdem waren auch von Staatswegen Bestimmungen 
über Vermögensnachweise beim Eheschluss erlassen worden. 
In der Zeit, in der sich das Handwerk vom Zunftzwang zu 
befreien begann, in der Zeit, in der man die Schaffung einer 
Gewerbeordnung anstrebte, begann man auch auf eine allgemeine 
Regelung der Eheschliessung bedacht zu sein. So brachte das 
Jahr 1847 ein Gesetz (vom 6. Juli), wonach der Gemeinderat 
Widerspruch gegen den Eheschluss erheben konnte, wenn die 
Vermögensverhältnisse der Eheschliessenden keine Garantie für 
den Unterhalt einer Familie boten. Nach einem anderen Gesetz 
vom 19. Mai 1852, betreffend die ortsbürgerliche Niederlassung 
und die Verehelichung, ist die Erwerbung des Ortsbürgerrechts, 
ebenso die Verehelichung des Mannes an die Zurücklegung des 
25. Lebensjahres geknüpft. (Artikel I und IL). Nur in Aus- 
nahmefällen konnte Dispensation erteilt werden. 

Die Folge der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit, die die 
Jahre 1864—1866 brachten, war dann auch grössere Freiheit 
beim Abschluss der Ehe. Hatte man freie Niederlassung gestattet, 
so konnte man die Eheschliessung nicht mehr gut an den Besitz 
des Ortsbürgerrechts knüpfen (Gesetz vom 25. Juli 1868), und 
konnte jemand zu jeder Zeit ohne Nachweis seiner Befähigung 
ein Gewerbe betreiben, schon vor dem 25. Lebensjahre, so brauchte 
auch die Ehe nicht bis dahin hinausgeschoben zu werden; man 
setzte deshalb in dem Gesetz vom 25. Juli 1868 das 21. Lebens- 
jahr als Mindestalter des Mannes beim Eheschluss fest. 

Das gewerbliche Schulwesen. 

Nun noch einen kurzen Überblick über das gewerbliche 
Schulwesen der damaligen Zeit. 

Was hier speziell das Handwerk betrifft, so entstanden, 
angeregt von dem hessischen Gewerbeverein, in den Städten 
des Landes sogenannte Handwerkerschulen, die besonders auf 
die Ausführungen von Zeichnungen Wert legten. Erst im 
Jahre 1866 ging man hier weiter und suchte auch etwas für 
die Ausbildung anderer Fächer zu thun, wie besonders der Mathe- 
matik. In Darmstadt bestand ausserdem seit dem Jahre 1842 
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eine sogenannte Winterbauschule, wieder ein Beweis dafür, 
dass immer die Bauhandwerke sich einer ausserordentlich 
regen Fürsorge von Seiten des Staates erfreuten, nun da doch 
obligatorische Prüfungen und staatliche Konzessionen weggefallen 
waren. Ein weiteres Institut zur Förderung des Gewerbewesens 
war die mit der Realschule verbundene Gewerbeschule, die aber 
mehr den Zweck hatte, für höhere technische Fächer vorzu- 
bereiten und dem Handwerk infolgedessen wenig nützen konnte. 

Die Entwicklung der wichtigsten Handwerke. 

Bis zum Jahre 1847 ist in Hessen leider kein eigentlich 
statistisches Material vorhanden, das uns genügenden Aufschluss 
über die einzelnen Handwerke geben könnte. Im Jahre 1843 
wurde zum ersten Male von Preussen die Anregung gegeben, 
eine Berufsstatistik im Gebiete des deutschen Zollvereins auf- 
zustellen, die dann im Jahre 1847 erschien. 

Nur eine Zusammenstellung aus dem Jahre 1822 zeigt 
einige wichtige Daten, aus denen Folgendes entnommen sei: 
Die Provinz Starkenburg besass damals eine rege Leinwand- 
weberei und Spinnerei, die sich aber allerdings mit der Ober- 
hessens nicht messen konnte. Die Leinwand, die im Lande nicht 
ihren Absatz fand, wurde auf den Messen zu Frankfurt und 
Hanau verkauft. Ein Statistiker der damaligen Zeit, Dr. Crome*), 
meint, dass diese Gewerbe noch reger sein könnten, weniger als 
eigentliche Handwerke, sondern mehr als Nebenbeschäftigung 
der Odenwälder im Winter. Die Wollspinnerei der Provinz 
Starkenburg ist schon ganz Fabrikbetrieb. Die Tuchmacherei 
war im Odenwald auch nicht unbedeutend, allerdings hatte sie 
1822 schon 4 /ö ihres ehemaligen Umfanges verloren. Trotzdem 
beschäftigten noch mehr als 500 Tuchmachermeister mehr als 
5 bis 6000 Menschen mit Wollspinnen und Weben. In dem 
Flecken Beerfelden allein zählte man 139 Tuchmacher und 
34 Wollscheerer, die jährlich für 200000 fl. Tücher fertigten. 
Im Jahre 1822 hatte der Absatz nach aussen besonders dadurch 
Not gelitten, dass die Tücher, im Vergleich zu englischen 
Fabrikaten, schlecht appretiert waren. Man war hier also nicht 
mit der Neuzeit fortgeschritten. Man gedachte dieser zurück- 
gehenden Industrie durch Manufakturreglements, Schaugerichte 
und Plombieren der verschiedenen Arten von Tüchern wieder 



*) Handbuch der Statistik, Darmstadt 1822. 
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aufhelfen zu können. Auch versprach man sich viel von einer 
Konvention mit den Nachbarstaaten in Betreff des freien Ein-, 
Aus- und Durchfuhrhandels. Im Kreise Erbach arbeiteten viele 
Tuchmacher, die ihre Produkte ebenso wie die von Seligenstadt 
meist ins Bayrische exportierten. In letzterer Zeit hatte aber 
auch diese Industrie wegen der erhöhten Mauten in Bayern sehr 
abgenommen. Die Strumpfwirkerei wurde besonders in der so- 
genannten Waldenser Kolonie bei Nieder-Bamstadt betrieben, 
allerdings schon mehrfach fabrikmässig. Es arbeiteten jedoch 
auch noch Handwerker in diesem Gewerbe, so in Beerfelden, 
Dreieich und Seligenstadt, allerdings auch damals schon für 
Hanauer Fabriken; ebenso war es in Mtihlheim, Neu-Ysenburg 
und Babenhausen. Offenbach zeichnete sich damals schon durch 
seine Grossindustrie aus, so lesen wir schon von Baumwollen- 
maschinenspinnereien, Plüsch- und Kaffafabriken, Hutfabriken 
u. s. w. Im Amte Darmstadt blühte das Töpfer- und Häfner- 
gewerbe. Die Erzeugnisse wurden bis nach Holland versandt. 
Die hauptsächlichsten Gerbereien Hessens befanden sich in Gross- 
Umstadt und Neckar-Steinach. Auch dieses Gewerbe hatte in 
der letzten Zeit wegen des gehemmten auswärtigen Absatzes 
etwas abgenommen. Die Tabak- und Papierindustrie musste in 
Starkenburg schon eine fabrikmässige genannt werden. In Darm- 
stadt war die Zahl der Fabriken noch gering. Dr. Crome erklärte 
das damit, dass in der Besidenz der Lebensunterhalt teurer 
war und somit die Fabrikarbeiter dort weniger leicht leben 
konnten. Dagegen hatte hier das Handwerk noch festen Fuss. 
Hier bestanden 32 Zünfte, die insgesamt 850 Meister und 
302 Gesellen zu ihrem Verbände zählten; man sieht hieraus, 
dass viele Meister ohne Gesellen arbeiteten, wenn man sich 
beider Anzahl vor Augen hält. Es gehörten dazu 145 Schuster, 
149 Schneider, 69 Schreiner, 44 Schlosser, 23 Sattler, 28 Küfer, 
12 Buchbinder. Der Best verteilte sich auf alle möglichen 
anderen Gewerbe. 

Das Drehergewerbe Starkenburgs war von einiger Bedeutung, 
sodass Holz- und Holzstäbchen bis nach Holland versandt 
wurden, besonders aus dem Odenwald, daneben aber auch aus 
Offenbach, wo neben den Fabriken Handwerker diesen Beruf 
ausübten, aber kaum mit ersteren konkurrieren konnten. 

In der Provinz Oberhessen war der bei weitem grösste 
Teil der Einwohner mit der Urproduktion beschäftigt. Daneben 
spielte aber besonders die Wollweberei, allerdings in fabrik- 
mässigem Betriebe, eine grosse Bolle. So bestanden Fabriken 
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in Alsfeld und Lauterbach. In Giessen begann schon die Tabaks- 
industrie grössere Dimensionen anzunehmen. Über das Hand- 
werk in Oberhessen schreibt Crome folgendes: 

„Unsre Handwerker in der Provinz Oberhessen sind zum 
Teil zwar ziemlich geschickt und tätig, zum Teil aber auch gar 
nicht. Die letzteren wanderten als Gesellen oft gar nicht aus 
oder besuchten doch die Fremde nicht lange genug, um sich in 
ihrem Handwerk die nötigen Kenntnisse zu verschaffen; auch 
fehlt es ihnen oft dazu an den höchst nötigen Vorkenntnissen, 
an Fleiss und Wissbegierde. Dennoch ist die Zahl der meisten 
Handwerker gross genug; in Giessen gibt es z. B. 94 Schuster, 
40 Schneider, 30 Schreiner, 20 Schlosser, 10 Maurer, 5 Zimmer- 
leute, 10 Rotgerber, 8 Weissgerber, 15 Küfer, 30 Bäcker, 
36 Schlächter u. s. w. Wenn sie nicht alle wohlhabend sind, 
so rührt das teils daher, dass ihre Anzahl mit ihrer Geschicklich- 
keit im umgekehrten Verhältnis steht, teils aber auch von dem 
übermässigen Kleiderluxus, der gerade in dieser Volksklasse 
herrscht." 

In den übrigen Städten der Provinz Oberhessen fehlte es 
ebenso wenig an Handwerkern, z. B. in Biedenkopf, wo 462 
Meister der verschiedensten Gewerben etabliert waren. Hier- 
unter waren 170 Tuchmacher und 90 Schuster. Butzbach hatte 
103 Schuster, 18 Strumpfweber. Auch in Friedberg, Alsfeld, 
Grünberg, Schotten, Schlitz und Büdingen waren viele Hand- 
werker, unter anderen besonders in Butzbach und Friedbarg 
geschickte Tischler, welche für die Frankfurter Messe arbeiteten. 
Wie Crome aber weiter berichtet, fehlte den Handwerkern. im 
allgemeinen der höhere Grad von Geschicklichkeit und Bildung, 
welcher in anderen grösseren Städten herrschte. Solange aber 
in Oberhessen der bekannte Ausspruch : „ Lange gat tt (Lange gut 
genug) gelte, so lange sei schwerlich etwas zu ändern. Crome 
glaubte hier durch Sonntagsschulen abhelfen zu können, um den 
Handwerkern die nötigen Vorkenntnisse beizubringen; er misst 
selbst der Darmstädter Realschule als Vorbildungsanstalt für 
das Handwerk grossen Wert bei. Er geisselt besonders die 
Sucht studieren zu wollen und sieht teilweise hierin den Ruin 
des oberhessischen Handwerks, weil gerade die vermögenderen 
Elemente sich davon abzögen. Was nun die einzelnen Industrien 
hier anlangt, so hat das Spinnen von Leinwand eine grosse 
Ausdehnung angenommen ; man spann sowohl im Vogelsberg und 
in Schlitz als auch im Hinterlande und der Wetterau. Lauter- 
bach stand obenan mit der Leinengarnindustrie. Hier arbeiteten 
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270 Webermeister, 400 Webstühle waren in Bewegung. Eine 
beträchtliche Menge Leinengarn ging ins Ausland. Ebenso 
befand sich in Schlitz und der Umgegend eine Weberzunft von 
500 Meistern und 170 Gesellen. Tuchmacher und Strumpf- 
wirker, letztere besonders in den ärmeren Teilen des Vogels- 
bergs hatten bei genügsamer Lebensweise ihr Auskommen. Noch 
besonders hervorzuheben war das Gerbereigewerbe in Butzbach 
und Grünberg, das besonders die Frankfurter Messe beschickte. 
Eine Anzahl Fabriken anderer Branchen, besonders solche die 
Tuche und Leinwand webten, machten hier dem Handwerk 
erfolgreich Konkurrenz. 

Über die Provinz Eheinhessen schreibt Crome folgendes: 
„In einer Provinz, welche einen so bedeutenden Getreide- 
und Weinbau hat, wie Eheinhessen, und welche dabei nur eine 
grosse und bedeutende Stadt besitzt, nebst einigen kleineren 
Städten und Flecken, in einer solchen Provinz können nicht 
viel grosse Fabriken bestehen, wohl aber Handwerke und 
solche städtische Gewerbe, die man zugleich auf dem Lande 
treiben kann, sowie manche mechanische Künste, welche dehn 
auch lebhaft betrieben werden. Diese sind in der Tat einer 
solchen Provinz weit angemessener, als grosse Manufakturen, 
da jene neben der Landwirtschaft dem Garten- und Weinbau 
leicht betrieben werden können und viele zerstreut wohnende 
Familien namentlich im Winter ernähren." 

Damals war aber auch gerade der Brennholzmangel ein 
Hauptgrund dafür, dass sich das Fabrikwesen in Eheinhessen 
nicht rascher entwickelte. Die Handwerker selbst bildeten in 
Eheinhessen oder in dem vormaligen Departement Mont Tonnerre 
zu dieser Zeit */*<> <ter Volkszahl. Eechnet man dann auf jeden 
Handwerker eine Familie von 5 Köpfen, so lebten doch */4 der 
ganzen Bevölkerung vom Handwerk. Bei den Gewerben, die 
wirklich auch ausführten, stand, wie auch in den anderen 
Provinzen, die Leineweberei oben an. In Eheinhessen gab es 
zu damaliger Zeit 480 Leineweber und nur einen Leinwand- 
fabrikanten. Die Tuchweberei war ganz unbedeutend. Die 
Hutmacher hatten ein gutes Auskommen. Grössere Gerbereien 
fanden sich zu Bingen, ausserdem gab es noch 38 Eot- und 
Weissgerber. 934 Schuhmachermeister waren in der ganzen 
Provinz ansässig. Die meisten davon lebten in Mainz. Auch 
das Sattlergewerbe stand in Blüte. Ganz besonders berühmt 
waren auch die Mainzer Kunstdreher. 

6 
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Aus dem Vorhergehenden geht hervor, dass Hessen im Grossen 
und Ganzen, abgesehen von ein paar grossen Fabriken in den 
grösseren Städten, einen wenig regen Gewerbebetrieb zu damaliger 
Zeit hatte. Das entsprach ganz der Fruchtbarkeit des Bodens, 
der seinen Bebauern ein genügendes Auskommen gab. Da, wo 
dies nicht der Fall war wie in den unfruchtbareren Teilen Ober- 
hessens, finden wir damals schon eine ausgebildete Fabrik- 
industrie, besonders Spinnereien, daneben aber auch viele Hand- 
werke, wofür die Weberzunft zu Schlitz einen Beweis liefert. 
Immerhin konstatiert der Verfasser der hessischen Statistik 
des Jahres 1822 einen Rückgang der einzelnen Handwerke, er 
bemerkt dies besonders bei den Tuchwebern des Odenwaldes. 
Und wenn er sagt, dass die Tuche nur noch wegen schlechter 
Appretur an die Landbewohner verkauft werden konnten, so 
zeigt dies nur, dass hier die Fabrikindustrie das Handwerk 
verdrängte, woraus für die Handwerker besonders armer 
Gegenden, vorausgesetzt, dass das Gewerbe nicht als Neben- 
gewerbe neben der Landwirtschaft betrieben wurde, die Not- 
wendigkeit entstand, bei mangelndem Verdienst im eigenen 
Betrieb in der Fabrik Arbeit zu nehmen; dies hatte dann den 
Vorteil, sofort geschulte Arbeiter zu erhalten. Dieses Moment 
des Überspringens vom Handwerk tfur Fabrik entwickelte sich 
dann weiter im Laufe der Jahre und ist heute noch nicht 
endgültig abgeschlossen. 

Betrachten wir nun den Stand des Handwerks 15 Jahre 
später. In den vaterländischen Berichten von Wedekind (von 
G. Frh. v. Wedekind, Januarheft 1835) finden wir hierüber 
einige Angaben. Aus diesen ist klar ersichtlich, dass das aus- 
führende Handwerk sehr im Rückgang begriffen war. Die 
Weberei, soweit sie als Nebenbeschäftigung betrieben wurde, 
und das war ja sehr oft der Fall, bestand ja weiter fort. 
Dagegen hatte die Spinnerei als Handwerk sehr abgenommen; 
obgleich die Kreise Biedenkopf und Vöhl, auch der Vogelsberg 
diese Industrie noch eifrig betrieben, so konnten deren Erzeugnisse 
mit denen der englischen Maschinenspinnereien in Alsfeld, Alten- 
burg, Worms und Mainz nicht konkurrieren. Die Wollweberei 
wurde noch als Handwerk mit Nutzen betrieben. Ebenso 
konnte die Hutmacherei als ein dem Handwerk so ziemlich 
verbliebener Erwerbszweig angesehen werden. Daneben erfreuten 
sich die kleinen Barchent- und Zwilchwebereien Oberhessens 
noch eines guten Absatzes. Die Strumpfweberei beschäftigte 
nach wie vor eine grosse Menge Bewohner des ärmeren Vogels- 
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bergs. Die Bierbrauerei, die besonders in Lauterbach, Fried- 
berg, Biedenkopf, Lieh, Eberstadt, Gross-Bieberau und Erbach 
betrieben wurde, bedurfte noch sehr der Vervollkommnung. 

Was die Metallverarbeitung anbetrifft, so wurde ausser 
von den gewöhlichen Schmieden nur weniges von Handwerkern 
verfertigt. Gerade so wie dies bei der Strumpfweberei der Fall 
war, so beschäftigte z. B. das Nagelschmieden die Einwohner 
ärmerer Dörfer wie Rainrod und Eichelsdorf im Kreise Alsfeld, 
dann Biedenkopf und Dodenau, auch mehrere Dörfer des Oden- 
waldes. Darmstädter und Offenbacher Handwerker genossen da- 
mals einen grossen Ruf in Verfertigung von optischen Instrumenten. 
Erwähnenswert ist auch die Ausdehnung der damaligen Gold- 
industrie, die noch ziemlich in der Hand des Handwerks lag. 

Von Interesse ist es vielleicht auch etwas über ein Saison- 
gewerbe zu hören. Schotten, damals eine Stadt von 3000 
Einwohnern, war ausser seiner Tuchfabrikation durch seine 
Wurstbereitung berühmt geworden. Hier schlachteten 50 Metzger 
vom Oktober bis März, 38 beschäftigten sich im Sommer mit 
Landwirtschaft. Von diesen wurde z. B. im Jahre 1836 800 Ztr. 
Cervelat, 300 Ztr. Bratwurst und 200 Ztr. Dörrfleisch versendet. 
Auch muss bemerkt werden, dass neben den zünftigen Metzgern 
noch von vielen Juden geschlachtet wurde. Wenn man glaubt, 
dass die anderen Erwerbszweige für Hessens Bedarf nur vom 
Handwerk betrieben wurden, so ist dies natürlich irrig. 

Um einen Vergleich mit dem Handwerk anstellen zu können, 
sei hier eine kurze Übersicht über den Fabriksbestand im Jahre 
1843 gegeben. So hatte Hessen 16 Zeugfabriken, 15 Woll- 
spinnereien mit 4156 Spindeln, 961 Webstühle für Baumwolle, 
6827 für Leinen und 404 für Wolle, 321 für Strumpfwaren, 
(zusammen waren es 8513 Webstühle), 197 Färber und Zeug- 
drucker, 24 Papierfabriken, 10 Möbelfabriken, 21 Tabakfabriken, 
16 Stärkefabriken, 1 884 Frucht- und Ölmühlen, 487 Bierbrauereien 
und 6 chemische Fabriken. Die bedeutendsten Fabriken waren 
die Tuchfabriken zu Alsfeld, Michelstadt und Erbach, die Baum- 
wollenzeugfabriken zu Alsfeld, Michelstadt und Offenbach, die 
Lederfabriken in Mainz, Worms und Offenbach, Neckarsteinach 
und Alzey, die Hutfabriken zu Offenbach, Worms und Mainz 
(weniger wichtig), die Hasen- und Kaninchenhaarschneiderei zu 
Offenbach, die Papierfabriken zu Nidda und Nieder-Ramstadt, 
die Glanzpappefabrik zu Offenbach, die Tapetenfabriken zu 
Darmstadt und Mainz, die Spielkartenfabriken zu Mainz, Offenbach 

6* 
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und Darmstadt, die Maschinenfabriken zu Darmstadt, Offenbach 
und Mainz. 

Den Stand des hessischen Gewerbewesens zur Zeit der 
Gewerbefreiheitsbestrebungen im Jahre 1864 finden wir in einer 
Abhandlung im Gewerbeblatt*) geschildert. Unter anderem 
heisst es dort: 

„Die Landwirtschaft ist der Beruf der bei weitem grösseren 
Hälfte der Bewohner des Grossherzogtums, sagt ein Ageordneter 
der II. Kammer." 

Vor 30 Jahren wäre der citierte Ausspruch des Abgeordneten 
zutreffend gewesen. Damals konnte man sagen, unser Land 
sei im Wesentlichen ein Ackerbaustaat. Ob diese Ansicht heute 
noch zutreffend ist? Manche mögen davon überzeugt sein, 
viele mögen es vermuten und einzelne noch wünschen. Hat 
man es ja auch vielfach als ein Glück gepriesen, in einem 
Ackerbau treibenden Staat zu leben und hat die fortschreitende 
Entwicklung der Industrie, namentlich aber die Ausbreitung der 
Fabrikindustrie als eine unheilvolle Erscheiuung mit Unmut 
betrachtet. Allerdings haben sich in den letzten Jahren auch 
derartige verkehrte Ansichten wesentlich korrigiert. Die mit 
dem Aufschwung der Gewerbetätigkeit in weiteren Kreisen 
bemerkbare Verbreitung grösseren Wohlstandes, die Wahr- 
nehmung, dass solche schlimme Zustände, wie sie aus den Staaten 
mit entwickelten Industrien vielfach tibertrieben geschildert 
worden sind, bei uns sich nicht gezeigt haben, endlich die 
Einsicht, dass die gewerbliche Produktion sich neben der land- 
wirtschaftlichen nicht nur zur höchsten Stufe der Vervoll- 
kommnung entwickeln kann, sondern insbesondere auch die 
landwirtschaftliche Produktion stützt und wesentlich fordert, 
das sind Tatsachen, gegen welche man sich vergeblich ver- 
schliessen würde. Es ist unser Beruf und unsere Pflicht, irrigen 
Ansichten über die Gewerbetätigkeit des Grossherzogtums ent- 
gegenzutreten und sie tatsächlich zu widerlegen.* 4 

Dass noch etwa 30 Jahre früher, also im Jahre 1834, die 
Landwirtschaft der Beruf der bei weitem grösseren Hälfte 
des Grossherzogtums war, daran ist nicht zu zweifeln. Damals 
lebten etwa 58°/o der hessischen Bevölkerung von Ackerbau 
und sonstiger Benutzung des Bodens einschliesslich Viehzucht. 
26 °/o von der gesamten Industrie und 3 bis 4 °/o vom Handel. 



*) Gewerbeblatt für das Gross her zogt um Hessen, Januarheft, 
Artikel betreffend: Die Gewerbetätigkeit im Grossherzogtum Hessen, 
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Die Verhältnisse hatten sich bis 1864 wesentlich geändert. 
Wie in dem Gewerbeblatt von 1862 (Januarheft) weiter aus- 
geführt wird, lebten nach einer am 3. Dezember 1861 vor- 
genommenen Volkszählung und den von der Grossh. Zentralstelle 
für die Landesstatistik zusammengestellten Ergebnissen derselben 
in Hessen 43 °/o von Ackerbau, Viehzucht und verwandten 
Gewerbszweigen, dagegen 37 °/o von industrieller Tätigkeit und 
5 °/o vom Handel. In den 3 Provinzen war jedoch das Verhältnis 
ein sehr verschiedenes. In der Provinz Starkenburg überwog 
bereitp die industrielle Bevölkerung gegenüber der landwirt- 
schaftlichen, indem hier bereits 40,39 °/o auf die Industrie und 
38,76 °/o auf die Landwirtschaft entfielen. In Eheinhessen lebten 
36,32 °/o von der Industrie und 39,77 °/o von der Landwirtschaft, 
Viehzucht, Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei. In Oberhessen 
überwog die landwirtschaftliche Bevölkerung am meisten, indem 
dieselbe hier noch 50,30 °/o zählt, während auf die gewerbliche 
Bevölkerung nur 32,63 °/o entfielen. Allerdings erhoffte man, 
dass hier ein regerer Eisenbahnverkehr bald ein anderes Bild 
hervorzaubern würde. Vom Handel lebten in der Provinz 
Starkenburg 5,08 °/o, in Bheinhessen 6,75 °/o, in Oberhessen 
4,08 °/o. Da der Handel oft nicht von der Industrie zu trennen 
ist und dessen Aufschwung oft mit dem der Industrie zusammen- 
hängt, so kann gesagt werden, dass sich anfangs der 60er Jahre 
Landwirtschaft auf der einen Seite, Industrie und Handel auf 
der anderen Seite in Hessen ziemlich gleich standen. Der 
Verfasser des vorhin angeführten Artikels im Gewerbeblatt 
spricht sich dann dahin aus, dass die englischen, so vielfach 
gefürchteteft Verhältnisse, wo allein 84°/o der Bevölkerung 
industriell beschäftigt sind, noch lange nicht erreicht waren. 
Dagegen hatte Hessen Frankreich überflügelt, wo allein auf den 
Ackerbau 52,94 °/o der Bevölkerung, auf die Industrie aber nur 
29,07 °/o und den Handel 4,58 °/o kamen. Damit ist wohl nach- 
gewiesen, dass in Hessen in den 60 er Jahren nicht mehr der 
grösste Teil der Bevölkerung von der Landwirtschaft lebte. 
Dagegen kann schon gesagt werden, dass Hessen nach damaligen 
Begriffen in die Beihe der Industriestaaten getreten war. 

Die Fabrikindustrie ist in dieser Beziehung leichter zu 
beurteilen, als das Lokalgewerbe. Im Jahre 1830 wurde in 
Hessen und zwar in der Grossherzoglichen Münze die erste 
Dampfmaschine aufgestellt, im Jahre 1862 waren es schon 280 
mit 2 207 Pferdekräften, die nur in der Privatindustrie zur 
Verwendung kamen. Die Industrieausstellung in England war 
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von Hessen verhältnismässig am besten von allen Staaten, 
England ausgenommen, besucht. Um nochmals auf einige 
Industrieen speziell einzugehen, so war die Portefeuillefabrikation 
in Offenbach kolossal rasch emporgeblüht. 5 000—6000 Arbeiter 
und Arbeiterinnen fanden in dieser Industrie ihren Unterhalt. 
Der Gesamtwert der jährlich produzierten Portefeuille- und 
Galanteriewaren betrug 8 1 /* bis 9 1 /* Millionen Gulden. Ganz 
besonders emporgewachsen war auch die Maschinenfabrikation, 
ebenso die Tabak- und Zigarrenfabrikation, deren Arbeiterzahl 
sich in den letzten fünf Jahren vervierfacht hatte. Ähnliches 
konnte von der Maschinenspinnerei, der Spielkarten- und Tapeten- 
fabrikation, der Fabrikation von Firnissen, Farben und Chemiealien 
gesagt werden. — 

Diese Angaben sollen nur zum Vergleich mit dem Hand- 
werk angeführt sein. War auch hier eine Vermehrung ein- 
getreten, so sah man doch klar, dass ein Wachstum, wie das 
der Fabriken nicht vorhanden war. Überdies entzieht sich ja 
auch nach der Ansicht des Verfassers vorerwähnten Artikels 
im Gewerbeblatt (Januarheft), Fink, die Ausdehnung des Hand- 
werks mehr der unmittelbaren Wahrnehmung, da hier nicht wie 
bei Fabrikwerken äussere Zeichen, wie rauchende Schlote, grosse 
Etablissements u. s. w. hervortraten. Denn wer hat z. B. eine 
Ahnung, wieviel Schuhmacher in einem Lande leben, und wie 
weit sich deren Geschäfte ausdehnen; leicht dagegen ist oft zu 
bestimmen oder zu wissen, wieviel Fabriketablissements oder 
gar wie viele eines Gewerbszweiges im Lande sind. 

Hier kann die Entwicklung einiger Handwerke an Hand 
der Zahl der Berufsangehörigen in verschiedenen * Jahren be- 
obachtet werden: 





Zahl der Meister. 












Angabe, ob das 


Vermehrung 


Berufe 


1847 


1857 


1862 


Gewerbe zünftig 

ist oder nicht 

in 1862 


der Gehttlfen- 
zabl von 1847 
bis 1862 in o/o 


Bäcker .... 


1840 


2274 


2361 


zu V* zünftig 


65 


Metzger .... 


1873 


2309 


3206 


. V4 , 


50 


Schahmacher . . 


5061 


. 


5518 


3551 , 


57 


Kürschner u. ähn- 












liche Gewerbe . 


133 


207 


213 


nur 5 „ 




Schneider . . . 


3631 


. 


3936 


2245 , 


50 


Seiler 


127 


. 


129 


nicht „ 


. 
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Angabe, ob das 


Vermehrung 


Berufe 


1847 


1857 


1862 


Gewerbe zünftig 

ist oder niebt 

in 1862. 


der Gehfllfen- 
zabl Ton 1847 
bis 1862 in •/• 


Tapeziere und 












Polsterarbeiter . 


95 


216 


296 


nicht zünftig 


100 


Buchbinder 1 
Futteralmacher / 


212 


226 


314 


» n 


100 


Spengler . . . 


274 


294 


335 


136 „ 


70 


Gürtler,Schwerdt- 












feger .... 


44 


46 


59 


9 , 


200 


Kupferschmiede . 


40 


48 


49 


4 „ 




Schmiede . . 


2102 


2234 


2451 


966 „ 


50 


Wagner .... 


1331 


1432 


1533 


652 . „ 


80 


Küfer .... 


984 


1104 


1270 


369 „ 


135 


Maurer .... 


1344 


1400 


1462 


608 „ 


20 


Zimmermeister 














Pumpenmacher 


> * 


659 


. 


870 


289 „ 


9 


Brunnenbauer 














Steinmetzen . . 


175 


182 


194 


46 , 


keine 
Vermehrung 


Steinsetzer 












(Pflasterer) . . 


165 


223 


252 


11 „ 


41 


Dachdecker . . 


159 


235 


350 


60 » 


19 


Schreiner ohne 












Möbelfabrikation 


1860 


1994 


2095 


923 , 


34 


Schlosser, Messer- 












schmiede, Nagel- 












schmiede,Büchsen- 












macher, Feilen- 












hauer .... 


1002 


# 


1102 


489 „ 


43 


Glaser und Glas- 












schleifer . . . 


427 


504 


517 


180 , 


35 


Tüncher, Weissbin- 












der, Anstreicher, 












Vergolder . . . 


388 


627 


780 


190 „ 


20 


Schornsteinfeger . 


61 


69 


71 


• 


Annbl di«»lh. 
(«blieben 


Klein- und Gross- 












Uhrmacher . . 


127 


160 


207 


nicht „ 


100 


Kleinmechaniker . 


40 


51 


74 


n jt 


13 


Sattler . . . 


. 


431 


492 


503 


177 „ 


22 
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Hieraus ist ersichtlich, dass die Zahl der Meister und der 
von ihnen gehaltenen Gehülfen und Lehrlinge immer noch im 
Steigen begriffen war. Betrachten wir das ganze Grossherzog- 
tum Hessen, so finden wir, dass im Jahre 1847 die Gesamt- 
bevölkerung 852 627 Seelen betrug, 1857 842524 und 1862 841677. 
Die Einwohnerzahl hat also abgenommen, während die Zahl der 
Gewerbetreibenden zugenommen hat. Die Abnahme der Bevölkerung 
fällt ausschliesslich auf die gewerbeärmste Provinz, auf Ober- 
hessen, von wo sich ein Abzug nach den Industriestädten bemerk- 
bar machte, während in den gewerbereicheren Provinzen, 
Starkenburg und Eheinhessen, die Bevölkerungszahlen zugenommen 
haben. 

In manchen Gewerben, die noch handwerksmässig betrieben 
wurden, wie z. B. dem Tuchmacher- und Schneidergewerbe, 
ist doch eine Steigerung der Anzahl der beschäftigten Gehülfen 
und Meister zu bemerken, obgleich durch das Aufkommen von 
Maschinen die Produktion viel rascher bei Ersparung von mensch- 
lichen Arbeitskräften vor sich ging. Auf die Ausdehnung des 
Handwerks konnten Gewerbefreiheit und Freizügigkeit allein, 
wenigstens erstere, voll wirken, die Fabrik war ja schon unab- 
hängig von allen Zunftbestimmungen und Beschränkungen. Nach 
voller Erlangung der Freizügigkeit und Gewerbefreiheit ist doch 
eine langsame Weiterentwicklung des hessischen Handwerks im 
nächsten Jahrzehnt zu beobachten. Dass nachher viele Hand- 
werke entweder eingingen oder doch nur noch nebensächliche 
Bedeutung hatten, erklärt sich nicht als Folge der Gewerbe- 
freiheit, sondern einzig und allein als eine Folge der neueren 
Entwicklung, der Auf Schliessung neuer Absatzgebiete, Produktions- 
methoden, u. s. w., Verhältnisse, die natürlich für die Fabrik- 
industrie günstiger waren als für das Handwerk. Immerhin hat 
auch Hessen heute noch eine ziemlich rege handwerksmässige 
Tätigheit aufzuweisen. Ein Eückgang ist aber auch hier immer 
noch zu erwarten, denn täglich gehen kleine Werkstätten ein, 
und die betreffenden Besitzer arbeiten fortan in Fabriken. Oder 
viele Gesellen ziehen die Fabrikarbeit wegen besserer Bezahlung 
vor. Man kommt somit auf die Frage unserer Zeit, die Mittel- 
standspolitik, die oft wieder das Bestreben der 50er Jahre zeigt, 
Gewerbebeschränkungen einzuführen. 



Wir sehen, Hessen war oft in seiner Gewerbepolitik durch 
die Verschiedenartigkeit seiner Landesteile behindert. Zuerst 
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im Jahre 1806 standen sich die Gesetze von Westfalen und 
die von Hessen (Oberhessen) und Starkenburg (Fürstentum) 
gegenüber; als dann im Jahre 1813 das französische Rheinhessen 
an Stelle Westfalens einverleibt wurde, stand hier die Gewerbe- 
freiheit dem Zunftzwang der anderen Provinzen schroff gegen- 
über. In der Folgezeit hatten dann die Gesetzgeber ihre Not 
in dem Bestreben, Hessen auch auf diesem Gebiete einer ein- 
heitlichen Verwaltung zu unterwerfen. So zeigt sich die 
Entwicklung der hessischen Gewerbepolitik als eine ausser- 
ordentlich schleppende. Bis in die 40er Jahre hinein zeigt sich 
eine starke Neigung zur Verbesserung des Zunftwesens, jedoch 
nichts kam zu stände, denn auch die Gewerbefreiheit hatte 
schon viele Freunde; dann tritt die Kammermajorität für die 
Regelung des Gewerbewesens durch eine Gewerbeordnung ein, 
aber wieder ohne Erfolg. Eine einheitliche Regelung gelang 
erst, wie weiter vorn ausgeführt, Mitte der 60er Jahre mit 
Einführung der Gewerbefreiheit. Selbst grössere Staaten, wie 
Preussen, waren hier besser dran, und als Hessen sich selbst 
zur gleichmässigen Gesetzgebung durchgerungen hatte, trat die 
Gesetzgebung des deutschen Reichs an die Stelle der eignen; 
es hatte also nur für letzteres vorgearbeitet. Oft wurde der 
Regierung der Vorwurf der Lässigkeit gemacht. Aber was 
konnte sie besseres tun, als in erster Zeit für die ungleichen 
Verhältnisse nur wenig einheitliche Bestimmungen zu treffen, um 
die einzelnen Fälle dann für sich zu entscheiden, als ungleiche 
Dinge in dieselbe Form zwängen. Es mussten auch auf dem 
Gebiete der Gewerbepolitik die Landesteile erst sich näher 
gebracht werden, und dies war dann Mitte der 60er Jahre 
geschehen, als die Einheit Deutschlands bevorstand. Heute 
wird sowohl in Rheinhessen als auch in den anderen Provinzen 
die Lage des Handwerks nach denselben Grundsätzen beurteilt. 
Jeder Landtag, jede Versammlung der Mittelstandsmänner zeigen 
die Einheitlichkeit des gesammten hessischen Handwerks, nun 
ankämpfend gegen die Fabrikindustrie und den Grosshandel, 
geeint durch gemeinsame Interessen gegen gemeinsame Feinde. 
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Auszug aus der systematischen I. Klassification 
der Gewerbe im Großßherzogtum Hessen (1827). 



Bezeichnung .der Gewerbe 


Tarif 


für Orte 


für Orte 


fttr Orte 




lten 


2 ten 


8 ton 




Rangs 


Rangs 


Rangs 


I. Klasse. 








Verhältnismässiger Zusatz nach dem 








Mietwerte des Gewerbs-Lokals. 








Abteilung A. 


300 


300 


300 


Agent für Wechselgeschäfte; Ban- 








quier; Mäkler mit Wechseln. 








Beleuchtungsunternehmer auf eigene 








Rechnung in den Orten des 








1 ten und 2 ten Rangs ; Schmied- 




! 


hammer-Eigentümer und Päch- 




! 


ter; Tabaks-Fabrikanten. 




1 


Abteilung B. 


200 


200 200 


Grosshändler mit Äpfel wein, Brannt- 




! 


wein, Essig, Liqueur, Mehl, 








Spezerei waren, Wein, Baum- 








wolle, Ellenwaren, Garn, Hanf 








und Flachs, Häuten und Leder, 








Kurzwaren, Leinwand, Spitzen, 








Tuch, Wolle, Zwirn; Fisch- 








händler im Grossen. 








Grosshändler mit Eisen, Stahlwaren. 




r 


Fabrikant von Baumwollenzeug und 




- 


ähnlichem. 






11« Klasse. 




1 


A. Verhältnismässiger Zusatz nach dem 


96 


72 ! 48 


Mietwerte des Gewerbs-Lokals. 




i 


Geldwechsler, Proviantbäcker auf 






eigne Rechnung. 
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Bezeichnung der Gewerbe 


T a r i i 


r 


für Orte 

lten 

Rangs 


für Orte 
2ten 
Rangs 


förOrte 
3ten 
Rangs 


Leinwandhändler. 

Buchdrucker mit mehr als einer 
Presse ; Notendrucker mit mehr 
als einer Presse und Niederlage; 
Bauunternehmer. 








B. Verhältnismässiger Zusatz nach der 
Anzahl der GehUlfen. 


96 


72 


48 


Schiffbauer von grossen und neuen 
Schiffen. 








III. Klasse. 








A. Verhältnismässiger Zusatz nach dem 
Mietwerte des Gewerbs-Lokals. 


72 


48 


36 


Kleiderhändler mit neuen Kleidern ; 
Schneider, der zugleich die Stoffe 
zu den Kleidern liefert; Tape- 
zierer mit Niederlage von Ta- 
peten; Uhrenhändler, Gast- und 
Schildwirt; Bierbrauer; Brannt- 
weinfabrikant ohne eigne Öko- 
nomie; Mahlmüller auf den 
Handel. 

Strumpfweber mit mehr als fünf 
Stühlen. 








B. Verhältnismässiger Zusatz nach der 
Anzahl der GehUlfen. 


72 


48 


36 


Rotgerber. 








IT. Klasse. 








A. Verhältnismässiger Zusatz nach dem 
Mietwerte des Gewerbs-Lokals. 


48 


36 


24 


Geldwechsler, hausierend. 
Zuckerbäcker. 
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Bezeichnung der Gewerbe 


Tarif 


für Orte 


ftrOrte 


fÄr Orte 




lten 


2ten 


3ten 




Rangs 


Rang« 


Rangs 


Harz-, Pech- und Theerfabrikant; 








Tabaksfabrikant im Kleinen ; 








Zinngiesser mit Niederlage. 








B. Verhältnismässiger Zusatz nach der 


48 


36 


24 


Anzahl der Gehülfen. 








Fleischer und Metzger. 








Leinwandhändler, Tuchbändler und 








überhaupt Eilenwarenhändler 








im Hausieren oder am Stande. 








Fabrikant von Zeugen mit mehr 








als einem und nicht über fünf 








Stühlen; Tuchmacher mit drei 








bis fünf Stühlen; Hutmacher; 








Kürschner. 








Gold- und Silberarbeiter; Waffen- 








schmied; Uhrmacher. 








Ebenist (Kunstschreiner); Pferde- 








geschirrmacher für Luxuspferde ; 








Regen- und Sonnenschirm-Fa- 








brikant. 








Backsteinfabrikant; Ziegler. 








Färber; Seifensieder. 








T. Klasse. 








A. Verhältnismässiger Zusatz nach dem 


36 


24 


12 


Mietwerte des Gewerbs-Lokals. 








Friseur mit Laden. 








Flachs- und Hanfhändler im Kleinen; 








Harz-, Pech- und Theer-Händler. 








Bäcker auf den Kauf; Lebkuchen- 








bäcker. 








Buchdrucker mit nur einer Presse; 








Leimsieder. 
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Bezeichnung der Gewerbe 



Tarif 



für Orte 

lten 

Rangs 



für Orte 
2ten 
Rangs 



fttrOrte 
8ten 
Rangs 



' B. Verhältnismässiger Zusatz nach der 
Anzahl der Geholfen. 

Pastetenbäcker; Waffelbäcker; Lein- 
weber mit drei bis fünf Stühlen; 
Strumpfweber mit drei bis fünf 
Stühlen; Wollweber mit drei 
bis fünf Stühlen. 

Blechschmied; Drahtzieher; Dreher 
in Metall; Gürtler und Cise- 
lierer, Grobschmied, Kupfer- 
geschirrschmied ; Mechanikus ; 
Messerschmied, Messinggiesser; 
Optikus ; Pfannenschmied ; 
Schlosser; Schriftgiesser; Speng- 
ler; Spornmacher; Uhrenaus- 
besserer; Zeugschmied. 

Kaminfeger; Maurer, der nicht Bau- 
unternehmer ist; Pflasterer; 
Schreiner; Wagner; Zimmer- 
mann für neue Gebäude; 
Instrumentenmacher (musika- 
lische); Kunstdreher; Schachtel- 
macher; Siebmacher; Steinmetz; 
Dachdecker. 

Bordenmacher; Brillenmacher; Bürs- 
tenbinder und Händler; Drucker 
auf Zeuge ; Fächermacher ; 
Kammmacher ; Knopfmacher ; 
Sattler; Tressenmacher; Weiss- 
gerber. 

TT. Klasse. 
Verhältnismässiger Zusatz nach der 
Anzahl der GehUlfen. 
Mäkler mit vierfttssigem Vieh. 
Waffelkrämer am Stande oder hau- 
sierend. 



36 



24 



12 



24 



12 
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Bezeichnung der Gewerbe 



förOrte 

lten 

Rangs 



Tarif 

für Orte 
2 ten 
Rangs 



für Orte 
3 ten 
Rangs 



Branntweinbrenner zum Nutzen und 
Betrieb eigener Landökonomie. 

Baumwollhändler im Kleinen ; Fran- 
senhändler ; Garn- und Schnur- 
händler im Kleinen ohne Laden; 
Blumenhändler mit künstlichen 
Blumen im Laden ; Regen- und 
Sonnenschirmhändler im Hau- 
sieren ; Strumpfhändler am 
Stande od. hausierend; Teppich- 
händler. 

Messer- und Scheerenhändler am 
Stande oder hausierend; Uhren- 
händler im Hausieren. 

Holzgeschirr-Macher und Händler. 

Gängler ohne Ellenwaren; Galan- 
teriewarenhändler ohne Laden; 
Toilettekrämer; Häfen- und Ge- 
schirrhändler; Seifenhändler am 
Stande oder hausierend. 

Brodbäcker um Lohn. 

Bandweber; Bandagenmacher; Beu- 
telmacher ; Handschuhmacher ; 
Hut- Ausbesserer und Staffierer; 
Kappenmacher ohne Laden ; 
Mattenmacher ; Nätherin zu 
Hause, wenn sie Putz u. Kleider 
verfertigt; Posamentier; Putz- 
macherin ohne Laden und 
Handel ; Säckler; Schneider, der 
keine Stoffe zu den Kleidern 
liefert; Schuhmacher auf Be- 
stellung; Strumpf weber mit nur 
einem oder zwei Stühlen ; Tuch- 
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Bezeichnung der Gewerbe 



Tarif 



für Orte 
lten 
Rangs 



für Orte 
2ten 
Rangs 



für Orte 
Sten 
Rangs 



macher mit nur einem oder zwei 
Stühlen. 

Tuch-Scheerer und Kratzer auf 
eigene Rechnung ; Wollweber 
mit nur einem oder zwei Stühlen; 
Wollscheerer. 

Backofenmacher ; Dachdecker für 
Ausbesserung; Glaser; Maurer 
für Reparatur; Schreiner für 
Reparatur; Tüncher; Zimmer- 
mann für Reparatur. 

Feilenhauer; Hufschmied; Kessel- 
flicker; Kupferschmied für Aus- 
besserung des alten Geschirrs; 
Nadler; Nagelschmied. 

Brunnen- u. Pumpenmacher ; Dreher 
in Holz ; Fassbinder ; Küfer und 
Kubier; Reifmacher; Simmer- 
macher; Wagner für Ausbesse- 
rung. 

Buchbinder ; Färber, nicht für Fabri- 
kanten; Glasschleifer; Hafner; 
Koffermacher; Korbmacher und 
Händler; Lackierer und Ver- 
golder; Marmorschleifer; Pot- 
taschen-Sieder und -Händler; 
Pferdegeschirrmacher für Acker- 
pferde; Regen- und Sonnen- 
schirm - Ausbesserer ; Schwein- 
schlachter um Lohn ; Seiler ohne 
Flachs- und Hanfhandel; Tape- 
zierer ohne Niederlage. 

Bader; Barbier; Friseur ohne Laden; 
Kupferdrucker ; Leinreuter ; 
Steindrucker ; Zinkdrucker. 
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Bezeichnung der Gewerbe 


Tarif 


fftr Orte 


für Orte 


für Orte 




lten 


2ten 


3ten 




Rangs 


Rangs 


Bangs 


TU. Klasse. 








Verhältnismässiger Zusatz nach der 


12 


6 


3 


Anzahl der Geholfen. 








Brod Verkäufer ohne Backofen und 








Laden; Lebkuchenkrämer; Salz- 








händler im Kleinen. 








Blumenhändler mit künstlichen 








Blumen im Hausieren; Schuh- 








bändler mit alten Schuhen am 








Stande; Winterschuh -Händler 








und -Macher. 








Eisenhändler mit altem Eisen ohne 








Laden ; Käfig- und Mausfallen- 








krämer; Porzellainhändler, hau- 








sierend. 








Besenhändler mit Laden ; Gypsfigur- 








händler, hausierend; Harz-, 








Pech- und Theerhändler im 








Hausieren. 








Leinweber mit einem und zwei 








Stühlen. 








Kesselflicker, herumziehend; Schee- 








ren- u. Messerschleifer; Uhren- 








Macher und Händler von höl- 








zernen Uhren ; Wagenmacher 








von kleinen Wagen. 








Formschneider von Schuhleisten etc.; 








Holzschuhmacher und Händler. 








Köhler; Schäfer für eigene Rech- 








nung; Steinbrecher für eigene 








Rechnung. 
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Lebenslauf. 



Am 6. September i8yg wurde ich in Niedererlenbach in 
Oberhessen als ältester Sohn des Gutsbesitzers Wilhelm Ullmann 
geboren. Meinen ersten Unterricht erhielt ich von Herrn Lehrer 
Johannes Linn in der Volksschule zu Niedererlenbach. Im 
10. Lebensjahre trat ich in die höhere Bürgerschule zu Vilbel 
ein, woselbst ich bis zum /j. Lebensjahre verblieb. Hierauf be- 
suchte ich das Realgymnasium zu Darmstadt. Nachdem ich im 
Frühjahr i8gS das Reifezeugnis dieser Anstalt erlangt hatte, 
besuchte ich die Universitäten Berlin und dessen und bestand 
auf letzterer im Frühjahr ipoi die Prüfung für das höhere 
Finanzfach. Seit dieser Zeit befinde ich mich zur Ableistung 
des für den Staatsdienst vorgeschriebenen Accesses in Darmstadt. 
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